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Dresden war die 7. Station seit Bestehen des Jungen Forums der Akademie. Seit seiner 
Gründung in Benediktbeuern 1998 standen jeweils aktuelle Themen auf der Tagesord-
nung. Es ging beispielsweise um die Zukunft von Räumen, um die Frage, wohin die 
Raumplanung steuert oder um den Umgang mit Grenzen und Planung und Migration. 
Einen besonderen Akzent setzte das Treffen im Juni 2000 im Rahmen des Weltstädte-
bau-Kongresses URBAN 21, wo das Junge Forum mit seinem Veranstaltungsthema 
„Städte: Motoren im ländlichen Raum“ bewusst den Blick auf die kleineren und mittle-
ren Städte lenkte.  
Das Junge Forum hat sich zu einem festen und wichtigen Bestandteil der ARL-
Struktur entwickelt, mit zahlreichen Impulsen speziell auch für die Arbeit des Präsidi-
ums. Der Offene Brief  des Jungen Forums „Raumentwicklung ist Chefsache!“ hat ein 
breites und zustimmendes Echo bei den Ministerpräsidenten und den Fachministerien 
der Länder hervorgerufen. 
Mit dem Thema „Problemgebiete auf städtischer und regionaler Ebene – Merkmale, 
Auswirkungen und planerischer Umgang“ bei der Tagung 2004 in Dresden hat das Jun-
ge Forum die Kette spannender Fragestellungen fortgesetzt. Dem Vorbereitungsteam 
Lara Bartscherer, Markus Beier, Sabine v. Löwis, Antje Matern, Robert Koch und And-
reas Otto sowie all denen, die sich bei der Vorbereitung und Durchführung engagiert 
haben, wird auch von dieser Stelle aus nochmals herzlich gedankt. Das gilt auch für die 
Herausgeber, die sich für die zügige Zusammenführung und Aufbereitung der Beiträge 
eingesetzt haben. 
Ein besonderer Dank ist den Sponsoren auszusprechen, ohne deren Unterstützung die 
Aktivitäten des Jungen Forums nicht in dieser Art und Weise durchgeführt werden 
könnten. 2004 unterstützten das Treffen der Förderkreis für Raum- und Umweltfor-
schung e.V. (FRU), Hannover, das Leibniz-Institut für ökologische Raumentwicklung 
e.V. (IÖR), Dresden, und die Sächsische AufbauBank (SAB), Dresden. 
 















Markus Beier, Sabine v. Löwis, Antje Matern, Robert Koch 
Einführung 
Städte und Regionen unterliegen einem fortwährenden Strukturwandel. Der Wandel der 
Wirtschafts- und Sozialstruktur hat häufig auch eine räumliche Dimension. So kommt 
es im übergreifenden Maßstab zu Veränderungen innerhalb des räumlichen Gefüges der 
Städte und Regionen: Einst führende Zentren verlieren an Dynamik und werden zu so 
genannten „altindustrialisierten“ Städten und Regionen, demgegenüber bilden sich 
(neue) prosperierende Zentren heraus. Aber auch innerhalb von Städten und Regionen 
kommt es zur Herausbildung von prosperierenden Gebieten und „Problemgebieten“ – 
häufig sogar in unmittelbarer Nachbarschaft. 
Im Sinne des Raumordnungsgesetzes können die strukturschwachen Räume als Prob-
lemgebiete aufgefasst werden, das heißt Gebiete, in denen die „Lebensbedingungen in 
ihrer Gesamtheit im Verhältnis zum Bundesdurchschnitt wesentlich zurückgeblieben 
sind, oder ein solches Zurückbleiben zu befürchten ist“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 8 ROG). Dem-
nach können Problemgebiete einen sehr unterschiedlichen Charakter haben. Es gibt Ge-
biete, in denen ein einzelnes Problem dominant ist, beispielsweise die unzureichende 
Ausstattung mit bestimmten Infrastrukturen. Viel häufiger zeichnen sich diese Gebiete 
jedoch durch eine kumulative Häufung von Problemen aus. So findet der strukturelle 
Wandel in Städten und Regionen nicht ausschließlich auf der wirtschaftlichen Ebene 
statt, sondern umfasst vielfach ebenfalls negative ökologische und soziale Folgen und 
Entwicklungen, wobei zwischen den einzelnen Aspekten gegenseitige Wechselbezie-
hungen bestehen können. Diese komplexen Problemgebiete zeichnen sich unter ande-
rem durch eine unzureichende ökonomische Basis, eine überdurchschnittliche Arbeits-
losigkeit, die Konzentration sozialer Probleme, eine unzureichende Infrastrukturausstat-
tung sowie schlechte Umweltbedingungen aus. Aufgrund der Konzentration von Prob-
lemen kann es zur Stigmatisierung der Gebiete und ihrer Bewohner kommen. Das dar-
aus resultierende negative Image kann wiederum zur Verstärkung eines sozialen Un-
gleichgewichtes führen, indem sich selektive Abwanderungsprozesse verstärken und 
sich private Investoren zurückziehen. Die Folge kann eine kumulativ-zirkuläre Versteti-
gung des Abwärtstrends sein. 
Unter diesen Voraussetzungen erscheinen endogene Revitalisierungsprozesse nur 
wenig realistisch. Ausgehend von der Leitvorstellung einer nachhaltigen Raumentwick-
lung und vom Grundsatz der gleichwertigen Lebensverhältnisse in allen Teilräumen ist 
es die Aufgabe der Planung, sich der Problemgebiete anzunehmen und positive Ent-
wicklungsimpulse zu setzen. Die komplexe Problemsituation dieser Gebiete stellt dabei 
eine besondere Herausforderung für die Planung dar. 
Es gibt eine Reihe unterschiedlicher Programme und Instrumente für Problemgebiete. 
Auf europäischer Ebene soll der Europäische Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) 
zur „[…] Entwicklung und strukturellen Anpassung der Regionen mit Entwicklungs-
rückstand sowie zur wirtschaftlichen und sozialen Umstellung der Gebiete mit Struktur-
problemen“ (EU Kommission 1999: 2) beitragen. Die Gemeinschaftsinitiative Urban II 
richtet sich im Speziellen an städtische Problemgebiete. Sie hat die „[…] Erarbeitung 
und Umsetzung besonders innovativer  Strategien  für  eine  wirtschaftliche  und soziale 
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Wiederbelebung kleiner und mittelgroßer städtischer Krisengebiete in Ballungszentren“ 
(EU Kommission 2000: 4) im Fokus. Im Sinne der Verordnung zeichnen sich Problem-
gebiete unter anderem durch folgende Kriterien aus: eine hohe Langzeitarbeitslosenquo-
te, ein hohes Armutsniveau und ein erhöhtes Maß an Ausgrenzungen, ein besonderer 
Umstellungsbedarf aufgrund wirtschaftlicher und sozialer Schwierigkeiten, ein hoher 
Anteil an Einwanderern und ethnischen Minderheiten, eine problematische Bevölke-
rungsentwicklung sowie eine in besonderem Maße geschädigte Umwelt (EU Kommis-
sion 2000: 5). 
Auf nationaler Ebene hat das Bund-Länder-Programm „Soziale Stadt“ die Zielset-
zung, „Quartiersentwicklungsprozesse in Gang zu setzen, welche die sozialen Problem-
gebiete zu selbständig lebensfähigen Stadtteilen mit positiver Zukunftsperspektive ma-
chen sollen“. Es handelt sich um ein nationales Aktionsprogramm, das eine nachhaltige 
Entwicklung in Stadt- und Ortsteilen mit besonderen sozialen, wirtschaftlichen und 
städtebaulichen Problemen sicherstellen soll (vgl. Leitfaden zur Ausgestaltung der Ge-
meinschaftsinitiative „Soziale Stadt“, zweite Fassung vom 1.3.2000, http://www.sozi-
alestadt.de/veroeffentlichungen/arbeitspapiere/band3/3_argebau.shtml#3). Auch wenn 
es sich in erster Linie um ein Programm zur sozialen Revitalisierung handelt, wird an-
hand der Beschreibung deutlich, dass dies nur gelingen kann, wenn auch andere rele-
vante Handlungsfelder mit in die Betrachtung eingeschlossen werden. 
Ähnlich verhält es sich mit den Programmen „Stadtumbau Ost“ und „Stadtumbau 
West“. Die Programme gehen über den engeren städtebaulichen Umbau hinaus und 
schließen Maßnahmen der sozialen und ökonomischen Umstrukturierung ein. Insbeson-
dere vor dem Hintergrund des demographischen und ökonomischen Wandels gewinnen 
Strategien im Umgang mit städtischen und regionalen Problemgebieten an Bedeutung. 
Denn es kann davon ausgegangen werden, dass es unter den derzeitigen Rahmenbedin-
gungen zu einer Verschärfung der räumlichen Disparitäten kommt, in deren Folge die 
Unterschiede zwischen wachsenden und schrumpfenden Gebieten größer werden. 
Anhand der aufgeführten Programme wird deutlich, dass im Umgang mit Problemge-
bieten integrierte Ansätze unter Verwendung unterschiedlicher Instrumente einen ge-
eigneten Weg darstellen. Beispielsweise kommen beim Programm „Soziale Stadt“ so-
wohl die bestehenden Instrumente der Stadtentwicklung, das heißt die städtebauliche 
Förderung, als auch neue kooperative und diskursive Verfahren der Beteiligung von 
Betroffenen zum Einsatz. Diese Programme können somit auch zu einem (Bewusst-
seins-)Wandel innerhalb der Planung beitragen. 
Problemgebiete auf städtischer und regionaler Ebene – Merkmale, 
Ausprägungen und planerischer Umgang 
Das Junge Forum der Akademie für Raumforschung und Landesplanung befasste sich 
im Rahmen seiner Tagung vom 2. bis 4. Juni 2004 in Dresden mit der Umstrukturierung 
von städtischen und regionalen Problemgebieten. Im Mittelpunkt der Tagung standen 
insbesondere die folgenden Fragestellungen: 
 Wodurch zeichnen sich Problemgebiete aus? 
 Welche Unterschiede gibt es zwischen Problemgebieten unter Wachstums- und 
Schrumpfungsbedingungen? 




 Welche Restriktionen (rechtlicher, finanzieller, u. a. Art) beeinflussen die Umstruk-
turierung von Problemgebieten? 
 Wie verändern sich das Image von Problemgebieten und die raumbezogene Identität 
der Nutzer durch eine Umstrukturierung? Und: Stehen diese einem Umstrukturie-
rungsprozess entgegen oder können sie den Umstrukturierungsprozess befördern? 
In drei Arbeitsgruppen (AG) wurden einzelne Aspekte der Gesamtthematik vertiefend 
behandelt. 
AG 1:  Rolle und Instrumente der Planung 
Die Aufgabe der Raumplanung als Angebotsplanung ist es, die Interessen von Akteurs-
gruppen im Raum zu koordinieren und im Sinne des Gemeinwohls zu steuern. Prob-
lemgebiete zeichnen sich jedoch im Hinblick auf ihre Entwicklung durch unzureichende 
Ressourcen und mangelndes Interesse öffentlicher wie privater Akteure aus. Damit fehlt 
der Planung die Grundlage, anstehende Aufgaben wahrnehmen zu können und die Ge-
bietsentwicklung voranzutreiben. Die sich daraus ergebenden Herausforderungen für 
die Raumplanung wurden im Hinblick auf unterschiedliche Rollen und Instrumente ex-
emplarisch und allgemein beleuchtet. Moderiert wurde die Arbeitsgruppe 1 von Robert 
Koch und Antje Matern. 
AG 2:  Imagewandel von städtischen und regionalen Problemgebieten und 
Identifikation 
Image und Identifikation kann eine große implizite Relevanz bei räumlichen Ent-
wicklungs- und Umstrukturierungsprozessen zugeschrieben werden. Allerdings lassen 
sie sich nur schwer, zumal mit objektiven Kriterien (er)fassen und finden daher zumeist 
keine explizite Berücksichtung in diesen Prozessen. Die Arbeitsgruppe 2, die von Lara 
Bartscherer und Markus Beier moderiert wurde, beschäftigte sich mit dem Imagewandel 
von städtischen und regionalen Problemgebieten sowie der Identifikation der Bewohner 
mit ihrem Gebiet. Aspekte, die in diesem Zusammenhang eine Rolle spielen, betreffen 
die Fragen nach der Identifikation der Bewohner mit ihrem Gebiet, der Bedeutung von 
raumbezogener Identität bei der Umstrukturierung von Problemgebieten sowie die 
Möglichkeiten der Nutzung des Images eines Problemgebietes aus planerischer Sicht. 
AG 3:  Experimentierräume und Zwischennutzungen 
In Städten und Regionen fallen immer wieder Gebäude und Flächen brach, die aus un-
terschiedlichen Gründen nicht mehr gebraucht werden und häufig mit Problemen, wie 
Kontaminierung und baulichem Verfall, behaftet sind. Die Wiedernutzung dieser Flä-
chen und Gebäude erfordert einen erhöhten Aufwand, der dann nicht erbracht wird, 
wenn ein Überangebot an anderen, einfacher verfügbaren Flächen besteht. Als eine 
kurzfristige Chance werden daher Übergangslösungen gesehen, die diese Räume nicht 
als Belastung verstehen, sondern als „freie“ Flächen und Baukörper zum Gestalten und 
Experimentieren. Damit können Lösungen gefunden werden, die nicht nur offen für 
andere Nutzungen in der Zukunft bleiben, sondern insgesamt auch neue Perspektiven 
für den Umgang mit Brach- und Freiflächen generieren. Dieser Gedanke geht davon 
aus, dass es immer unfertige oder unvollkommene Räume geben muss, um neue Ent-
wicklungen zuzulassen. Die Arbeitsgruppe, die von Sabine von Löwis und Andreas 
Otto moderiert wurde, hat sich der Frage zugewendet, welche Chancen Experimentier-
räume und Zwischennutzungen mit sich bringen. 
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Zu den Beiträgen dieses Bandes 
Die vorliegende Veröffentlichung zum Jungen Forum 2004 gliedert sich in drei Blöcke. 
Der erste Block beleuchtet den Begriff des „Problemgebiets“ aus unterschiedlichen Per-
spektiven. Horst Zimmermann setzt sich in seinem Beitrag mit der Frage „Was ist ein 
Problemgebiet?“ auseinander. Demnach zeichnet sich ein Problemgebiet dadurch aus, 
dass eine der drei Nachhaltigkeitsdimensionen, also die ökologische, ökonomische oder 
soziale Dimension, nicht oder nur unzureichend entwickelt ist. Die Aufgabe der Pla-
nung sollte darin bestehen, die Defizite, die bei einer der drei Dimensionen bestehen, zu 
beseitigen, um ein im Sinne der Nachhaltigkeit „intaktes“ Gebiet zu erhalten. 
Rainer Danielzyk schlägt in seinem Beitrag den Bogen von den Erfahrungen mit ver-
gangenen Umstrukturierungsprozessen zu den künftigen Herausforderungen im Um-
gang mit Problemgebieten. Anhand von Erfahrungen aus dem Ruhrgebiet wird die Poli-
tik für Problemgebiete reflektiert. 
Christiane Westphal und Andreas Otto lenken in ihrem Beitrag den Blick auf die eu-
ropäische Perspektive benachteiligter Stadtgebiete. Sie stellen die Erfahrungen in einem 
europäischen Verbundprojekt vor, das sich mit Revitalisierungsansätzen in großen städ-
tischen Problemgebieten beschäftigt. Im Mittelpunkt des Beitrages stehen die Bedeu-
tung der unterschiedlichen nationalen Rahmenbedingungen sowie die jeweiligen länder-
spezifischen Ansätze im Umgang mit Problemgebieten. 
Umstrukturierung von Problemgebieten – die planerische Perspektive … 
Der zweite Block beschäftigt sich mit der Umstrukturierung von Problemgebieten aus 
Sicht der Planung. Im Mittelpunkt stehen planerische Ansätze im Umgang mit diesen 
Gebieten. Betrachtet werden hierbei Beispiele aus West- und Ostdeutschland. 
Der östliche Landkreis Darmstadt-Dieburg zählt zu den strukturschwächeren Teil-
räumen innerhalb der Metropolregion Rhein-Main. Aus der Sicht anderer bundesdeut-
scher Regionen mag es verwundern, dass diese Region als „Problemgebiet“ bezeichnet 
wird. Hieran wird jedoch ersichtlich, wie relativ der Begriff des Problemgebietes aufge-
fasst werden kann. Jan Hilligardt stellt in seinem Beitrag Ansätze für eine zukunftsfähi-
ge Entwicklung dieses Teilraumes der Metropolregion vor. 
Einen Gegenpol hierzu bilden die zwei anderen Beiträge dieses Blocks, die sich mit 
ostdeutschen Regionen beschäftigen. Der Beitrag von Steffi Raatzsch setzt sich mit den 
Möglichkeiten einer regionalen Kooperation als Ansatz für die Umstrukturierung des 
Südraumes Leipzig, einer ehemaligen Bergbauregion, die durch massive wirtschaftliche 
und Umweltprobleme gekennzeichnet ist, auseinander. 
Tobias Eisold berichtet in seinem Beitrag von den Erfahrungen mit dem Regionalma-
nagement im „Klosterbezirk Altzella“, der – obwohl mitten in Sachsen gelegen – die 
Merkmale einer ländlich-peripheren Region aufweist, das heißt eine niedrige und weiter 
rückläufige Bevölkerungsdichte, eine fehlende wirtschaftliche Basis sowie eine ungüns-
tige verkehrliche Erreichbarkeit. 
… sowie alternative Ansätze im Umgang mit Problemgebieten: 
Experimentierräume und Zwischennutzungen 
Der dritte Block lenkt den Blick auf alternative und experimentelle Ansätze im Umgang 
mit Problemgebieten. So stellt der Beitrag von Doris Gstach Zwischennutzungen als 
einen Handlungsansatz für städtische Problemlagen dar. Anhand von Beispielen aus  
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Leipzig, Frankfurt am Main, Wien und Dietzenbach stellt sie die unterschiedlichen Be-
deutungen und Möglichkeiten von Zwischennutzungen aus planerischer Perspektive 
dar. 
Der Beitrag von Knut Henkel hat den Charakter eines Werkstattberichts aus dem Ur-
ban II-Programm in Berlin. Anhand von drei Projekten, die Nachnutzung einer Bahn-
brache durch ein kulturgewerbliches Gründerzentrum, die Nutzung einer Brachfläche 
zur Erweiterung eines Kinderspielplatzes und die Wiederbelebung leer stehender Läden 
durch das Projekt „Ladenleben“ werden unterschiedliche Ansätze im Umgang mit Zwi-
schennutzungen zur (Wieder-)Belebung von Brachflächen dargestellt. 
Während sich die ersten beiden Beiträge mit Zwischennutzungen im städtischen Kon-
text beschäftigen, setzt sich Steffi Rosentreter mit brachfallenden Flächen im ländlichen 
Raum auseinander. Aufgrund des Rückzugs der Landwirtschaft werden zunehmend 
mehr Flächen nicht mehr benötigt. Für die so entstandenen „Frei-Räume“ gilt es, neue 
Nutzungen zu finden. Dies wird anhand einer Neudefinition des Begriffs Landschaft 
vorgeschlagen. 
Uwe Steinacker und Michael Zeun untersuchen in ihrem Beitrag die Übertragbarkeit 
der aus Nordamerika stammenden und dort in der Zwischenzeit weit verbreiteten „Bu-
siness Improvement Districts“ (BID) auf innerstädtische Problemgebiete in Deutsch-
land. Insbesondere geht es darum, ob BID als ein Instrument zur Aufwertung von In-
nenstadtbereichen und zur Förderung von Zwischennutzungen geeignet sind. 
Fazit: Problemgebiete als Herausforderung für die Planung 
Die Diskussion im Jungen Forum 2004 hat gezeigt, wie vielfältig Problemgebiete sein 
können. Unabhängig davon, ob es sich um unterschiedliche räumliche Ebenen handelt, 
also die regionale, städtische oder teilstädtische Ebene betroffen ist, oder ob es sich um 
eindimensionale oder komplexe Problemlagen handelt, die Auseinandersetzung mit 
Problemgebieten gehört zu den vorrangigen Aufgaben der Planung. Dies begründet sich 
nicht zuletzt aus den rechtlich-programmatischen Vorgaben, die beispielsweise die 
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse als übergeordnete Leitvorstellung für die räum-
liche Entwicklung formulieren. Auch wenn in den letzten Jahren die öffentliche Debatte 
über eine nachhaltige Entwicklung relativ an Bedeutung verloren hat, so erhält die 
Thematik nicht zuletzt vor dem Hintergrund des demographischen Wandels und seiner 
Konsequenzen für die räumliche Entwicklung eine erneute Aktualität. 
Die Beschäftigung mit Problemgebieten stellt nicht nur als Gegenstand selbst eine 
Herausforderung für die Planung dar. Vielmehr geht es darum, die eigene Rolle und die 
verwendeten Instrumente zu reflektieren. Sind diese für den Umgang mit Problemgebie-
ten weiterhin geeignet, oder sind nicht neue Ansätze notwendig, bei denen es erforder-
lich wird, über den eigenen Schatten zu springen und Neues zu wagen? 
Das Junge Forum 2004 hat einige der angesprochenen Aspekte behandelt, wenn auch 
gewiss nicht abschließend. Die Auseinandersetzung mit Problemgebieten wird daher in 
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Bestimmungen über die Strukturfonds. Brüssel. 
EU Kommission (2000): Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten vom 28.04.2000 über die 
Leitlinien für eine Gemeinschaftsinitiative betreffend die wirtschaftliche und soziale Wiederbelebung 
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(Urban II). Brüssel. 
 Anmerkungen zur Frage: „Was ist ein Problemgebiet?” 
 7
Horst Zimmermann 
Anmerkungen zur Frage: „Was ist ein Problemgebiet?“ 
Gliederung 
1  Annäherung an die vorgegebene Themafrage 
2  Problemgebiete unter den drei Nachhaltigkeits-Ausprägungen 
2.1  Ökologische Nachhaltigkeit 
2.2  Ökonomische Nachhaltigkeit 
2.3  Soziale Nachhaltigkeit 
3  Regionen mit Problem-Kumulation 
4 Zusammenfassend ist festzuhalten: 
Literatur 
 
1   Annäherung an die vorgegebene Themafrage 
Zum Thema "Was ist ein Problemgebiet" bin ich gebeten worden, einige Anmerkungen 
zu machen. Also musste ich mir hierzu Gedanken machen, denn offenbar sollte aus der 
Begrüßung letztlich doch ein zumindest kurzer Fachvortrag werden. Zu diesem Zweck 
habe ich mich mit der Themafrage zum ersten Mal systematisch beschäftigt. Vorher 
kannte ich nur einzelne Typen von Problemgebieten, beispielsweise aus der umweltpoli-
tischen Beratung der Bundesregierung die ökologischen Problemgebiete. 
Im Zusammenhang mit der Themenstellung für die gesamte Tagung gehe ich davon 
aus, dass sowohl die städtische als auch die regionale Ebene gemeint ist, wenn es darum 
geht, Problemgebiete zu identifizieren. Als weiteren Ausgangspunkt nehme ich, dass es 
kein Gebiet völlig ohne Probleme gibt. Beispielsweise muss man in irgendeiner Stadt-
region nur das Raster klein genug schneiden, um beispielsweise Zonen mit sozialen 
Problemen zu identifizieren. Folglich kann es nur darum gehen, Regionen bzw. Gebiete 
eines nicht zu kleinen Zuschnitts zu wählen. Dort muss dann eine besondere Problem-
höhe oder besondere Problemhäufung vorliegen.  
Ein Problem entsteht dadurch, dass ein Ziel oder ein Standard verletzt wird. In einem 
Problemgebiet in der Planung muss also mindestens ein wichtiges Ziel, beispielsweise 
ein Umwelt- oder Entwicklungsziel, in erheblicher Weise verletzt sein. Eine Steigerung 
findet naturgemäß statt, wenn mehrere Ziele zugleich verletzt sind. Ein weiteres Merk-
mal für Problemhöhe ist darin zu sehen, dass ein Ziel typischerweise dauerhaft verletzt 
sein muss, um von einem nennenswerten Problem zu sprechen. Damit ist zugleich eine 
Verbindung zum Nachhaltigkeitsziel hergestellt. Im Umweltbereich beispielsweise wird 
ein Gebiet nicht dadurch zum Problemgebiet, dass eine einmalige starke Lärmbelastung 
aufgetreten ist, etwa durch ein einmaliges Event.  
Die Erheblichkeit der Zielverletzung wird hier herangezogen, um Typen von Prob-
lemgebieten zu definieren. Dabei wird Nachhaltigkeit in ihren drei Ausprägungen ver-
wendet, weil ich früher schon den Eindruck hatte, dass dies für raumbezogene Probleme 
besonders hilfreich ist (Zimmermann 2003, Teil 2). Schließlich sei angemerkt, dass es 
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im Folgenden nur um eine Strukturierung von Problemgebieten geht. Mögliche Lösun-
gen werden allenfalls angedeutet und sind sonst Gegenstand der entsprechenden Fach-
diskussion.  
2  Problemgebiete unter den drei Nachhaltigkeits-Ausprägungen 
2.1  Ökologische Nachhaltigkeit 
Ein Problemgebiet unter der ökologischen Nachhaltigkeit liegt logischerweise dann vor, 
wenn eine dauerhafte Umweltgefahr gegeben ist. Diese kann von der Natur ausgehen 
und kaum beeinflussbar sein (Erdbeben) bzw. durch gesellschaftliches Einwirken noch 
verstärkt werden (Hochwasser usw.). Von eh und je sind bestimmte Gebiete durch das 
Eintreten von Naturrisiken (Hochwasser, Lawinen, Muren usw.) gekennzeichnet gewe-
sen. Allerdings hat die Problemhöhe über die Zeit oft dadurch zugenommen, dass durch 
wirtschaftliche Aktivitäten eine zunehmende Exposition für bestimmte Einwirkungen 
aufgebaut worden ist. Die Wissenschaftliche Plenarsitzung in Saarbrücken hat hierfür 
viel Anschauungsmaterial geliefert (Karl/Pohl/Zimmermann 2005).   
Die Raumplanung ist im Falle der Naturrisiken zum einen unter dem Vorsorgemotiv 
in dem Sinne gefragt, dass die Exposition vermindert wird (Ansiedlungsverbote, Deich-
bau usw). Zum anderen ist sie aber auch für den Fall des Schadenseintrittes gefordert, 
wenn nach einer großen Naturkatastrophe der Zugang für Hilfskräfte und Abtransport 
der Verwundeten gesichert sein muss. 
Der in Hocheinkommensländern häufige Fall einer Verletzung des ökologischen 
Nachhaltigkeitsziels liegt vor, wenn durch die wirtschaftliche Entwicklung selbst eine 
dauerhafte Umweltbelastung entsteht. Ein Extremfall sind etwa die Uran-Abbaugebiete 
in den neuen Bundesländern oder der Großraum Tschernobyl in der Ukraine, wo in 
Ausschnitten möglicherweise nur die Absperrung auf Zeit helfen kann. Ein umweltpoli-
tisches Problemgebiet und seine langsame Sanierung habe ich persönlich in meiner Ju-
gend vor Augen gehabt: das Ruhrgebiet. Ich verstand sehr gut, was mit der Forderung 
„Blauer Himmel über der Ruhr“ gemeint war, denn ich hatte den Zimmermannschen 
Pudding-Test vor Augen. In Uerdingen am Rhein (heute Krefeld-Uerdingen) konnte 
man in den 1950er und 1960er Jahren keinen Pudding zum Abkühlen vor das Fenster 
stellen, weil man anschließend die an sich sehr schmackhafte oberste Haut wegen der 
Staubbelastung wegwerfen musste. Heute kann man den Pudding wieder draußen ab-
kühlen lassen! 
Mit Bezug zu diesen Regionen ist die klassische Umweltpolitik gefragt, und einer ih-
rer frühen großen Erfolge in Deutschland lag gerade im Gebiet der Staubminderung. 
Der Zielkonflikt besteht darin, dass nach dem Ausschöpfen der anfänglichen, sehr 
preiswerten Vermeidungsmöglichkeiten die Frage entsteht, welche Restbelastung unter 
welchem ökonomischen und technischen Aufwand noch vermindert und welche mögli-
cherweise getragen werden soll. Für Letzteres ist insbesondere das Umweltmedium 
Lärm zu nennen. Lärm war und ist das am häufigsten genannte Medium, wenn Bürger 
in Deutschland gefragt werden, unter welcher Umweltbelastung sie persönlich am meis-
ten leiden. 
 
2.2  Ökonomische Nachhaltigkeit 
Das Gefühl dafür, was eine starke Verletzung der ökonomischen Nachhaltigkeit für be-
stimmte Regionen bedeuten kann, ist in den Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg 
in Deutschland langsam verloren gegangen. Zwar wies das Ruhrgebiet nach anfänglich 
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sehr hohem Wirtschaftswachstum erhebliche ökonomische Anpassungsprobleme auf, 
aber dies geschah auf hohem wirtschaftlichem Niveau. Und die ländlichen Gebiete in 
Deutschland waren in erheblichem Maße näher an den Durchschnitt herangeführt wor-
den.  
Dies änderte sich schlagartig mit dem Hinzutreten der neuen Bundesländer. Dort gab 
es von Anfang an große Teilräume mit erheblichen ökonomischen Entwicklungsprob-
lemen. Diese sind in jüngerer Zeit sogar noch größer geworden, zum einen durch Ab-
wanderung aus ländlich-peripheren Gebieten, zum anderen aber auch deshalb, weil das 
wirtschaftliche Wachstum nicht in dem Maße eingesetzt hat, wie man gehofft hatte. Und 
in letzter Zeit sind die beiden Teile Deutschlands ökonomisch sogar wieder weiter aus-
einander gedriftet. 
Hinzu kommt, dass der Denkansatz der Raumplanung sich in den letzten Jahren spür-
bar geändert hat. Ich hatte vor einigen Jahren hier im Jungen Forum etwas vorgetragen 
über die neue Bewertung der Agglomerationen. Als Anregung aus der Diskussion hatte 
ich mitgenommen, dass die Teilnehmer dies gern irgendwo nachlesen wollten. Daraus 
ist die deutsche Version eines englischen Discussion Paper entstanden, das den Mitglie-
dern des Jungen Forums im Mai 2004 als E-Mail-Attachment zugegangen ist und das in 
der Einführung auf diesen Ursprung hinweist (Zimmermann 2004a). Als Ergebnis die-
ser neueren Diskussion verstärkt sich bei mir der Eindruck, dass es die modernen gro-
ßen Agglomerationen sind, in denen das Wirtschaftswachstum der nächsten Jahre vor-
bereitet wird. Wenn das zutrifft, erhöht sich der Konflikt zwischen einer nationalen 
Wachstumspolitik, die auf die Funktionsfähigkeit der Agglomerationen achten muss, 
und einer auf regionalen Ausgleich ausgerichteten Raumplanung.  
In besonderer Weise ist dies durch den neuen, von der Bundesregierung in Auftrag 
gegebenen Bericht zur Lage der ostdeutschen Länder sichtbar geworden (Dohna-
nyi/Most 2004). Dort wird unter anderem die These aufgestellt, dass zur Stärkung des 
Wirtschaftswachstums in den neuen Bundesländern die Fördermittel, gleich welcher 
Art, in stärkerem Maß als bisher auf die entwicklungsfähigen Schwerpunkte konzent-
riert werden sollen. Dies gibt dem Aspekt der ökonomischen Nachhaltigkeit und den 
hierunter zu definierenden Problemräumen ein völlig neues Gesicht.  
Und was ökonomische Nachhaltigkeit in aufstrebenden Transformationsländern wie 
China bedeutet, habe ich unmittelbar am Beispiel Chinas und vor allem des Ballungs-
raums Shanghai erfahren (Zimmermann 2004b). Der Stadtstaat Shanghai weist auf einer 
Fläche von 6400 qkm, also einem Quadrat von 80x80 km bzw. in einem Kreis von etwa 
45 km, eine Bevölkerung von 18 Mio. Einwohnern auf. Ich fuhr dort mit dem Transra-
pid auf der Halbinsel Pudong durch ein hochmodernes Dienstleistungszentrum mit zahl-
reichen Hochhaus-Panoramen, wo noch vor 20 Jahren reines Agrarland vorherrschte. 
Und dass diese ökonomische Leistung zu Konflikten mit der ökologischen Nachhaltig-
keit führen musste, ist offenbar (Zimmermann 2004b). 
 
2.3  Soziale Nachhaltigkeit 
Großräumig geht soziale Nachhaltigkeit oft mit ökonomischer Nachhaltigkeit Hand in 
Hand. Wo das Einkommen im Durchschnitt niedrig ist, sind im Durchschnitt die sozia-
len Probleme höher. Dies lässt sich an den neuen Bundesländern und ihren Regionen 
besonders gut verdeutlichen.  
Unter dem Aspekt der sozialen Nachhaltigkeit ist nun zweifellos die städtische Ebene 
besonders hervorzuheben, während bis hierhin vor allem größere Regionen betrachtet 
wurden. Die städtische Ebene war zuvor ebenfalls nur im Sinne größerer Regionen an-
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gesprochen worden, nicht aber von Problemgebieten innerhalb von Stadtregionen. 
Zweifellos sind in Großstädten erhebliche Ausschnitte vorzufinden, die, nicht zuletzt 
durch soziale Segregation, eine besondere Problemhöhe aufweisen. Hierfür wurde unter 
anderem das Programm „Soziale Stadt“ des Bundesministerium für Bildung und Wis-
senschaft aufgelegt, das an vielen Stellen sehr hilfreich gewesen ist (Becker 2002). Im 
Übrigen gehört dieses Themengebiet eher in die Stadtplanung als in die größerräumige 
Raumplanung, und es passt daher besser zur Deutschen Akademie für Städtebau und 
Landesplanung als zur Akademie für Raumforschung und Landesplanung. 
3  Regionen mit Problem-Kumulation 
Bisher konnte es so scheinen, als trete typischerweise in einer Region nur eines der gro-
ßen Probleme auf. Wenn das zutrifft, lassen sich oft verhältnismäßig leicht Lösungen 
finden. Leider kumulieren aber oft mehrere der genannten Probleme in einer Region. 
Das Beispiel des Ruhrgebiets ist hier erneut zu nennen. So traten nach Beginn der dorti-
gen Montankrise die Umweltprobleme noch und die ökonomischen und sozialen Prob-
leme zusätzlich auf. Erschwert wurde die Lage dadurch, dass es sich um eine riesiges 
Gebiet handelte, das heute noch die größte Agglomeration Europas darstellt. Das be-
wirkt zwar auch außerhalb eine erhöhte Wahrnehmung und bringt damit eher Hilfe. 
Aber vor einer solchen Aufgabe steht dann die Politik oft hilflos da, weil der Umfang 
der eigentlich erwünschten Unterstützung, aber auch eine Strategie für ein Problem die-
ser Problemhöhe nicht leicht verfügbar ist. 
4  Zusammenfassend ist festzuhalten: 
Problemgebiete zeichnen sich häufig durch eine Kulmination von Problemen mit öko-
logischen, ökonomischen und sozialen Faktoren aus. Sie entstehen gewöhnlich über 
längere Zeiträume und können in der Regel nicht rasch beseitigt werden. Zugleich sind 
sie durch individuelle Strukturen geprägt, sodass für jedes Problemgebiet eine eigene 
Vorgehensweise zu erschließen ist. Außerdem wird man davon ausgehen müssen, dass 
jeweils hohe Investitionen und gewichtige Änderungen von Rahmenbedingungen not-
wendig werden. Im Übrigen ist zu erwarten, dass die Schärfe der Problematik durch das 
Anwachsen der Problemgebiete und der Problemhöhe noch zunimmt, nicht zuletzt als 
Folge der Globalisierung. 
Größere Ausschnitte der neuen Bundesländer scheinen eine solche Problemhäufung 
aufzuweisen. Umweltbelastungen zeigen sich in Form von Altlasten vielerorts, und 
großflächig fehlt es an wirtschaftlicher Dynamik, was wiederum die sozialen Probleme 
verschärft. Besondere Brennpunkte hatte ich im vorigen Jahr in meinem Referat heraus-
gestellt, wobei die neu geschaffenen Industrieschwerpunkte der DDR-Zeit eine eigene 
Kategorie darstellen, die es in dieser Krassheit in den alten Bundesländern nicht gibt. 
Insofern schließt sich hier der Kreis der Betrachtung meiner Ausführungen im letzten 
und in diesem Jahr. 
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Politik für „Problemgebiete“ – ein Überblick über 





3.1 Rahmenbedingungen und deren raumstrukturelle Auswirkungen 
3.2 Zwischenfazit 
3.3 Folgerungen für Entwicklungsstrategien 





1  Einleitung 
Unter dieser Themenstellung könnte man eine Geschichte der raumbezogenen Planung 
auf allen Ebenen schreiben. Fast alle Teilräume, mit denen sich raumbezogene Planun-
gen beschäftigen, kann man schließlich, wenn man will, als „Problemgebiete“ bezeich-
nen – bis hin zu den Wachstumszonen an den Rändern der Stadtregionen, die auch viel-
fältige Problematiken aufweisen. Daher wäre zunächst danach zu fragen, was unter 
„Problemgebieten“ zu verstehen ist. 
In den Vorbereitungspapieren für die in diesem Band dokumentierte Veranstaltung 
werden „eine unzureichende ökonomische Basis, eine überdurchschnittliche Arbeitslo-
sigkeit, die Konzentration sozialer Probleme, eine ungenügende Infrastrukturausstattung 
sowie schlechte Umweltbedingungen“ als charakterisierende Merkmale bezeichnet (o. 
V. 2004: 1). Damit ist eine gewisse Eingrenzung gegeben, die allerdings immer noch 
ein sehr breites Spektrum von Gebietstypen in den Blick nimmt. Ich will mich im Fol-
genden nicht weiter mit definitorischen Fragen befassen, sondern quasi implizit die von 
der jeweiligen Planung und Politik zugrunde gelegte Auffassung, was ein „Problem-
gebiet“ sei, übernehmen. Daher werde ich zunächst in Form einiger eher kursorischer 
Rückblicke verschiedene Formen des Umgangs mit Problemgebieten in den vergange-
nen Jahrzehnten kurz in Erinnerung rufen (Kap. 2). Danach werde ich auf verschiedene 
Aspekte der Diskussion über künftige Strategien für Problemgebiete hinweisen, so etwa 
auf die veränderten ökonomischen, demographischen, kulturellen usw. Rahmenbedin-
gungen und auf deren Auswirkungen auf raumstrukturelle Entwicklungen und raumbe-
zogene Strategien (Kap. 3). Anschließend werde ich noch kurz auf Folgerungen für em-
pirische Forschungsansätze eingehen (Exkurs) und ein erstes Fazit formulieren (Kap. 4). 
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Beispiele werde ich vor allem aus dem Norden und Westen Deutschlands heranzie-
hen, da ich hier durch Forschungsprojekte und Politikberatung umfangreiche Einblicke 
gewinnen und Erfahrungen sammeln konnte. Die infolge der Transformation besonders 
schwierigen Problemlagen in Ostdeutschland werde ich nur in einzelnen Fällen anspre-
chen können. Ausführlich werden sie im Beitrag von Steffi Raatzsch (in diesem Band) 
behandelt. 
Es wäre eine eigene Betrachtung wert, wie „Problemgebiete“ aus wissenschaftlicher 
und politisch-planerischer Sicht immer wieder beschrieben wurden. Ein schönes Bei-
spiel ist etwa ein in den 1980er Jahren veröffentlichter Rückblick auf das Emsland der 
1950er Jahre – quasi eine nachträgliche Legitimation der besonderen Anstrengungen 
zugunsten dieser Region (Völksen 1986: 21): 
„Dem Fremden, der das Emsland damals durchreiste, bot sich das Bild einer öden, 
verwüsteten und ausgepowerten Landschaft und einer ärmlich lebenden Bevölke-
rung. Durch die kahlen Heiden und kümmerlichen Waldreste führten schmale, tief 
ausgefahrene Sandwege, auf denen die Bauern mühsam ihre Plaggen herankarren ... 
Die baufälligen und armseligen Heuerhütten am Rande der Dörfer waren meist der 
erste deprimierende Eindruck menschlicher Existenz. Derartige Bilder bestimmten 
fortan die Vorstellung über das Emsland und prägten das Image dieser niedersächsi-
schen Region z. T. bis in die Gegenwart.“ 
Ein anderes Beispiel zur Charakterisierung von Problemgebieten auf städtischer Ebe-
ne entstammt einem regierungsamtlichen Text zur Begründung des Programms für 
„Stadtteile mit besonderem Erneuerungsbedarf“ in NRW aus dem Jahre 1994 (MSV 
1993: 3): 
„Die größte Herausforderung der Stadtentwicklungspolitik aller Großstädte und 
Ballungsräume innerhalb und außerhalb Europas ist die soziale Aufspaltung mit der 
Konsequenz, dass ganze Stadtteile in das soziale Abseits ‚abrutschen’, was häufig 
Abdriften in Resignation, Verbitterung, ziellosen Protest, Kriminalität, Drogenkon-
sum, Gewalt und Gefährdung demokratischer Willensbildung bedeutet.“ 
Diese und zahlreiche ähnliche Schilderungen würden es rechtfertigen, eine eigene 
diskursanalytische Untersuchung über die Wahrnehmung von Problemgebieten auf re-
gionaler und städtischer Ebene sowie die damit verbundene Legitimation entspre-
chender Entwicklungsstrategien durchzuführen.  
2  Rückblicke 
Die folgenden Rückblicke auf Strategien für „Problemgebiete“ sind das Ergebnis einer 
subjektiven Auswahl. Selbstverständlich sind auch andere Konstruktionen dieser „Ge-
schichte“ vorstellbar. Die Entwicklung und Förderung insbesondere ländlicher „Prob-
lemgebiete“ ist – neben der „Ordnung der Verdichtungsräume“ – für Raumordnung und 
Strukturpolitik seit Bestehen der BRD ein wichtiges Thema gewesen. In den 1950er 
Jahren, in denen aufgrund der dominanten wirtschaftsliberalen Orientierung und des 
Glaubens an die Wirksamkeit der Marktkräfte Raumordnung und Strukturpolitik noch 
nicht besonders ausgeprägt waren, hatten gleichwohl einzelne Initiativen zur Entwick-
lung ländlicher Problemräume einen großen Stellenwert. Dabei ging es auch um die Er-
schließung von „Arbeitskraftreserven“ in ländlichen Gebieten, die nicht zuletzt auf-
grund der Ansiedlung von Flüchtlingen vielfach eine höhere Bevölkerungszahl als vor 
Kriegsbeginn hatten. Gleichzeitig fehlten der expandierenden Industrie in den Verdich-
tungsräumen Arbeitskräfte, so dass eine Förderung des Ausgleichs zwischen Angebot 
und Nachfrage, etwa durch die industrielle Erschließung ländlicher Gebiete, nahe lag. 
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Als ein klassisches Beispiel für die Restrukturierung eines ländlichen Problemraums sei 
hier das „Emslandprogramm“ von 1950 genannt (vgl. Danielzyk/Wiegandt 2002).1 
In den 1960er und 1970er Jahren gab es umfassende konzeptionelle Vorstellungen in 
dieser Hinsicht, die im Kontext eines veränderten Verständnisses von einer aktiveren 
Rolle des Staates bei der Raumentwicklung zu sehen sind. Es dominierte die Vorstel-
lung, die Entwicklung der „zurückgebliebenen“ Gebiete durch eine Modernisierungs-
strategie zu fördern, die vor allem auf die systematische Etablierung von sog. Entwick-
lungszentren setzte. In „zumutbarer Entfernung“ sollte in allen Räumen, also auch in 
den (insbesondere ländlichen) „Problemgebieten“, eine "Mindestausstattung" von Infra-
struktureinrichtungen und Arbeitsstätten vorgehalten werden. Als Beispiel hierfür sei 
die Etablierung von regionalen Entwicklungsschwerpunkten durch die Neuansiedlung 
von Industriebetrieben in den ländlichen Räumen des nordwestlichen Niedersachsens 
genannt (Strategie der „Nachindustrialisierung“; vgl. Danielzyk/Wiegandt 1986). 
Diese Wachstumspol-Strategie war ein zentraler Ansatz der Raumordnung und v. a. 
auch der Ende der 1960er Jahre eingerichteten Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur in der BRD. Nicht zuletzt aus der Kritik an dieser 
Strategie ist Ende der 1970er Jahre die Konzeption der „eigenständigen bzw. endogenen 
Regionalentwicklung“ entstanden. Dabei wurde flächendeckend einheitlichen Entwick-
lungsleitbildern eine Absage erteilt, insbesondere einer Industrialisierungsstrategie, die 
– sofern überhaupt erfolgreich – neben Arbeitsplätzen und Steuereinnahmen, die im 
Rahmen der entstandenen Zweigwerks-Ökonomie häufig prekär waren, immer wieder 
auch ökologische Probleme mit sich brachte. Gefordert wurde vielmehr, die regionsspe-
zifischen endogenen Potenziale bei der Formulierung von Entwicklungsstrategien stär-
ker zu berücksichtigen und die Entwicklungsziele „eigenständig“ in den jeweiligen Re-
gionen festlegen zu können. „Entwicklung“ wurde nicht nur eindimensional als Förde-
rung des ökonomischen Wachstums, sondern in einem breiteren, auch soziale, kulturelle 
und ökologische Aspekte berücksichtigenden Sinne verstanden (vgl. z. B. Hahne 1984). 
Ende der 1960er, Anfang der 1970er Jahre gerieten auch die Disparitäten und damit 
die „Problemgebiete“ auf städtischer Ebene zunehmend in das Blickfeld der räumlichen 
Planung. Mit dem Städtebauförderungsgesetz von 1971 wurde es möglich, auf der Basis 
gutachterlicher Studien Sanierungsgebiete in der Stadt exakt und rechtlich verbindlich 
abzugrenzen. In diesen Gebieten waren damit „besondere“ Planungen, Initiativen und 
Maßnahmen möglich. 
Aufgrund der sozialen und ökonomischen Probleme des zunächst favorisierten An-
satzes der flächenhaften Sanierung städtischer Problemgebiete durch Abriss und Neu-
aufbau entwickelte sich seit der 2. Hälfte der 1970er Jahre der Ansatz der „erhaltenden 
Stadterneuerung“. Ähnlich wie der Orientierungswechsel bei Entwicklungsstrategien 
auf regionaler Ebene die endogenen Potenziale und die sozialkulturellen Aspekte von 
Problemgebieten stärker in den Mittelpunkt rückte, galt dies auch für den Strategie-
wechsel hinsichtlich kleinräumiger städtischer Problemgebiete (vgl. Albers 1983, Sie-
verts/Ganser 1994). Noch deutlicher kommt dieses Verständnis in dem Anfang der 
1990er Jahre in NRW initiierten Ansatz für „Stadtteile mit besonderem Erneuerungsbe-
darf“ zum Ausdruck. Auf der Basis erster Erfahrungen in einzelnen Städten des Ruhr-
gebietes sowie in den städtischen Problemgebieten der Niederlande, Frankreichs und 
Großbritanniens wurde zur Vermeidung sozialer Polarisierung, von Verslumungs- und 
Destabilisierungsprozessen in problematischen Stadtteilen eine ressortübergreifende 
                                                 
1 Die hier und im Folgenden genannten Literaturhinweise sind jeweils exemplarisch zu verstehen. Es kann nicht 
Aufgabe dieses Überblicksbeitrages sein, einen umfassenden Literaturnachweis zu liefern. 
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Initiative „Stadtteile mit besonderem Erneuerungsbedarf“ implementiert. Wesentliche 
Ziele bzw. Elemente dieses Ansatzes sind (vgl. MSV 1993: 3): 
 Verbesserung der ökonomischen Basis der Stadtteile durch Förderung insbesondere 
kleinerer, auch ausländischer Betriebe 
 Stärkung des sozialen Zusammenhalts und der kulturellen Vitalität in den Stadttei-
len 
 Maßnahmen der Verbrechensverhütung und –bekämpfung 
 Verbesserung der Aufenthaltsqualität öffentlicher Räume 
 Kombination von Sozialhilfe, Jugendhilfe und Arbeitsförderung. 
Der Ansatz versucht eine Integration des öffentlichen Handelns für die innerstädti-
schen Problemgebiete auf zwei Ebenen: Zum einen sollen auf kommunaler Ebene inte-
grierte Handlungskonzepte unter Beteiligung der Akteure aus den Stadtteilen und insbe-
sondere unter Berücksichtigung der vorhandenen Potenziale erarbeitet, zum anderen auf 
Landesebene durch eine interministerielle Arbeitsgruppe ein ressortübergreifendes 
Handeln erreicht werden. Ein ganz wichtiges Element des Ansatzes ist darüber hinaus 
die Einrichtung eines Quartiersmanagements, das die Aktivitäten in den Stadtteilen ko-
ordinieren und die Präsenz von Verwaltung und Planung „vor Ort“ sichern soll. 
Dieser in den 1990er Jahren in NRW entwickelte und mit offenkundigem Erfolg 
durchgeführte Ansatz fand weit über die Grenzen des Landes hinaus große Beachtung. 
Seine Grundkonzeption hat auch wesentlich das 1999 eingerichtete Bund-Länder-
Programm „Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf – die soziale Stadt“ für in-
nerstädtische Problemgebiete beeinflusst. 
Unbedingt erwähnenswert als Kombination von Entwicklungsstrategien für in-
nerstädtische Problemgebiete und für eine durch den sozioökonomischen Struktur-
wandel massiv betroffene größere Teilregion ist die Internationale Bauausstellung Em-
scher Park für den nördlichen Teil des Ruhrgebietes (1989–1999). Einerseits stand sie in 
der Tradition der Politik einer erhaltenden Stadterneuerung in NRW, andererseits 
verstand sie sich auch als Beispiel einer endogen orientierten Politik zur Bewältigung 
des Strukturwandels in der von der Montankrise besonders betroffenen Emscherzone. 
Die IBA Emscher Park sollte Impulse für den ökologischen, ökonomischen und sozia-
len Umbau im schwierigsten Teil des Ruhrgebiets geben, der sich von Duisburg bis 
Bergkamen auf einer Fläche von 803 qkm mit über 2 Millionen Einwohnern in 17 Städ-
ten erstreckt. Das Selbstverständnis der IBA war, in europaweit exemplarischer Form 
den Umbau von altindustrialisierten Regionen voranzutreiben. Mindestens drei Aspekte 
wurden dabei akzentuiert (vgl. Kreibich u. a. 1994): 
 Eine Verbesserung der Umweltbedingungen wurde als Grundvoraussetzung für die 
Schaffung zeitgemäßer ökonomischer Strukturen und eine Attraktivitätssteigerung 
für neue Lebensformen und soziale Zusammenhänge gesehen; 
 im Sinne einer Prozessorientierung wurden nicht nur materiell sichtbare Resultate 
des Strukturwandels angestrebt, sondern eine Erneuerung der Politikmuster und 
Planungskulturen durch die Verknüpfung von Ideen und Innovationen von „oben“ 
und von „unten“ mit externem Sachverstand; 
 für einen Erfolg der Erneuerung und Problembewältigung wurde die kulturelle Di-
mension als wesentlich angesehen, d. h. im Sinne einer „Kulturalisierung“ der Ent-
wicklungsstrategie wurde v. a. auch ein Wandel der Mentalitäten und Identitäten in 
dieser von montanindustriellen Großunternehmen dominierten Region als wichtig 
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angesehen (zusammengefasst in der inzwischen vielfach zitierten Frage nach der 
Möglichkeit von „Innovationen in nicht-innovativen Milieus“; vgl. Häußermann/ 
Siebel 1993). 
In den 1990er Jahren haben sich auch die regionalen Entwicklungsstrategien für 
Problemgebiete außerhalb der größeren Stadtregionen verändert. Vor allem im Bereich 
der sog. regionalisierten Strukturpolitik sind, ausgehend von ersten Ansätzen in Nieder-
sachsen und NRW, die Konzepte einer endogenen Regionalentwicklung im Sinne regi-
onsspezifischer Strategieansätze unter breiter Beteiligung der strukturpolitisch relevan-
ten Akteure weiterentwickelt worden (vgl. z. B. Krafft/Ulrich 1993). Kooperativ und 
diskursiv orientierte Entwicklungsansätze dieser Art versuchen, exogene Impulse, d. h. 
die Akquisition materieller und immaterieller Ressourcen, sowie endogene Potenziale 
miteinander zu verknüpfen. Ihre Aufmerksamkeit gilt nicht nur den materiellen Potenzi-
alen, sondern in besonderem Maße den sozialen Strukturen, den Denk- und Hand-
lungsmustern wichtiger Akteure und der Bevölkerung sowie den politisch-administra-
tiven Organisationsformen und betrieblichen Strukturen. Gerade in den sog. „Problem-
gebieten“, z. B. altindustrialisierten oder ländlich-peripheren Regionen, sind die vor-
handenen Strukturen häufig wesentlicher Ausdruck der Entwicklungsprobleme, weshalb 
sie für Veränderungen große Hindernisse darstellen. Daher würde z. B. ein ausschließ-
lich endogen orientierter Ansatz zu kurz greifen. 
Immer wichtiger wurden für regionale Entwicklungsstrategien in den 1990er Jahren 
sog. Regionale Entwicklungskonzepte (REK). Ihre Aufstellung soll zum einen eine 
breite Diskussion über die Zukunft der jeweiligen Region mit der Definition gemeinsam 
geteilter Ziele (auf der sog. Leitbild-Ebene), aber auch potenzieller Konfliktfelder er-
möglichen. Die Erarbeitung von REKs kann geradezu als paradigmatisch für die Politik 
für Problemregionen in den 1990er Jahren gesehen werden. Ausgehend von Ansätzen 
der regionalisierten Strukturpolitik gewann sie auch im Bereich der integrierten ländli-
chen Entwicklung, der Arbeitsmarktpolitik, der Regionalplanung usw. immer größere 
Bedeutung (vgl. Danielzyk/Lilienbecker-Hecht/Priebs 1999). 
In Weiterentwicklung des Ansatzes der IBA Emscher Park wurden auch für andere 
größere Problemregionen, in denen eine Vielzahl von Problemdimensionen gleichzeitig 
(ökonomischer Wandel einer monostrukturierten Region, Landschaftszerstörung, über-
kommene mentale Strukturen usw.) und sowohl flächendeckend als auch lokalspezi-
fisch bearbeitet werden müssen, Internationale Bauausstellungen initiiert (so im Bran-
denburgischen Teil der Lausitz und in Sachsen-Anhalt). 
Des Weiteren wurde als neues raumordnerisches Instrument die Ausweisung von Sa-
nierungs- und Entwicklungsgebieten gem. § 7 (2) Nr. 2c ROG ermöglicht, die auf die 
integrative Umstrukturierung insbesondere ökologisch belasteter Teilregionen zielt 
(S+E-Gebiete). Der Grundgedanke ist dabei, aus der Bewältigung ökologischer Proble-
me (von der physischen Landschaftszerstörung bis zum negativen Image aufgrund der 
Umweltbelastungen) Entwicklungsimpulse für neue Strukturen (der Wirtschaft, der 
Landschaft, der Kultur und der Gesellschaft) zu gewinnen. Dieses Instrument wurde 
bislang allerdings nur in sehr wenigen Modellvorhaben (Johanngeorgenstadt, Harz und 
Südoldenburg) erprobt, eine flächendeckende Anwendung ist noch nicht in Sicht (vgl. 
Kampe 2000).  
Überblickt man die Geschichte der Strategien für „Problemgebiete“ auf regionaler 
und städtischer Ebene in den letzten Jahrzehnten, so wird deutlich, dass es immer stär-
ker um integrative, exogene Impulse und endogene Potenziale verknüpfende, möglichst 
viele relevante Akteure kooperativ beteiligende Ansätze geht. Die kulturelle und soziale 
Dimension wird dabei in zweifacher Hinsicht immer wichtiger: zum einen im Sinne 
 Politik für „Problemgebiete“ 
 17
einer Prozessorientierung, zum anderen im Sinne einer soziokulturellen Erneuerung mit 
dem Ziel einer verbesserten Innovationsfähigkeit der „Problemgebiete“. Letzteres ist 
deshalb wichtig, weil gerade die Innovationsfähigkeit als ein entscheidender Faktor der 
Wettbewerbsfähigkeit von Teilräumen gelten kann.2 
3  Ausblicke 
Nach den Rückblicken sollen einige Ausblicke auf Aspekte der aktuellen und wohl kün-
ftig noch zu erwartenden Diskussionen über Strategien für „Problemgebiete" folgen. 
Das kann hier keine vollständige Darstellung sein, sondern ist eher als Diskussionsanre-
gung zu verstehen. Dabei wird es zunächst um die aktuellen Rahmenbedingungen und 
um deren Folgen für die Entwicklung von Städten und Regionen gehen (Kap 3.1, 3.2). 
In einem dritten Schritt sollen aus diesen Überlegungen Schlussfolgerungen für künftige 
Entwicklungsstrategien abgeleitet werden (Kap. 3.3). 
3.1 Rahmenbedingungen und deren raumstrukturelle Auswirkungen 
Die wichtigsten Merkmale des aktuellen Wandels in ökonomischer Hinsicht sind gut be-
kannt: Insbesondere setzt sich zur Nutzung komparativer Kostenvorteile eine globale 
wirtschaftliche Arbeitsteilung durch, in deren Rahmen prinzipiell an unterschiedlichen 
Standorten mögliche Aktivitäten rasch eingerichtet und auch schnell wieder aufgegeben 
werden können. Die Unternehmen erwarten, dass der Staat und die jeweiligen Standort-
räume die Anpassungslasten mittragen. Von daher kommt es zu einem verschärften 
Wettbewerb zwischen unterschiedlichen Standorträumen und ihren jeweiligen Rahmen-
bedingungen für wirtschaftliche Aktivitäten. Spezifische „harte“ (z. B. Fernverkehrsla-
ge) und „weiche“ (z. B. Lebensqualität, aber auch „Wirtschaftsfreundlichkeit“ von Poli-
tik und Verwaltung) Faktoren gewinnen an Bedeutung. In Westeuropa ist ein entschei-
dender Faktor für den Erfolg im Wettbewerb der Standorträume die Innovationsfähig-
keit, da eine reine Kostenkonkurrenz nicht zu gewinnen ist. Wo die komplexen Voraus-
setzungen für gute Innovationsfähigkeit nicht gegeben sind, dürfte es schwierig sein, 
Anschluss zu halten, um das Entstehen von Problemgebieten zu vermeiden. Eine Folge 
des verschärften Wettbewerbs dürfte daher auch eine Zunahme der räumlichen Polari-
sierung sowie das Entstehen neuer zusätzlicher „Problemgebiete“ auf städtischer wie 
regionaler Ebene sein. 
Neben dem ökonomischen Wandel erhalten gegenwärtig die demographischen Rah-
menbedingungen der Stadt- und Regionalentwicklung erhöhte Aufmerksamkeit. Dabei 
ist daran zu erinnern, dass es keineswegs nur um die Abnahme der absoluten Bevölke-
rungszahlen, sondern auch um eine zunehmende „Alterung“ der Bevölkerung und – 
zumindest in vielen westdeutschen Städten und Regionen – um wachsende Anteile von 
Personen mit Migrationshintergrund insbesondere in den jüngeren Altersgruppen geht. 
Diese drei Aspekte des demographischen Wandels sind zwar auch in Verknüpfung mit 
den ökonomischen Veränderungen zu sehen, korrelieren mit diesen aber keineswegs in 
eindeutiger Weise. Gebiete mit drastisch abnehmender Bevölkerung, aber auch Teilre-
gionen und Stadtteile mit „überalterter“ Bevölkerungsstruktur oder mit immer höheren 
Migrantenanteilen weisen spezifische Problemlagen auf, die – allein oder aber aufgrund 
des Zusammenspiels mit ökonomischen Veränderungen – zur Entstehung neuer Prob-
lemräume führen. Tiefgreifende Auswirkungen auf Handlungsressourcen der Öffentli-
chen Hand sowie auf politische Vorgehensweisen, auf Planungsansätze und –instru-
                                                 
2 Hier sei kurz erwähnt, dass nach meinem Überblick diese Merkmale zeitgemäßer Entwicklungsstrategien in vie-
len regional- und strukturpolitischen Ansätzen der EU schon viel eher und in größerer Breite zum Tragen gekommen 
sind als in überkommenen Entwicklungsansätzen in Deutschland. 
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mente sind unvermeidlich. Demographische Schrumpfung ist vor allem deshalb eine 
besondere Herausforderung, weil die bisherigen Ansätze, Konzepte und Instrumente der 
Raumplanung vorrangig auf die Organisation von Wachstum und Expansion orientiert 
waren (vgl. z. B. ILS 2002).  
Die kulturelle Dimension der Stadt- und Regionalentwicklung gewinnt eine immer 
größere Bedeutung, gerade auch bei Strategien für „Problemgebiete“. Gemeint sind da-
mit z. B. die Mentalitäten der strukturpolitisch relevanten Akteure wie verschiedener 
Gruppen der Bevölkerung, Planungs-, Verwaltungs- und Unternehmenskulturen usw., 
aber auch das Selbstbild und das Außenimage kann man dazurechnen. Zwei wesentliche 
Gründe lassen sich für den Bedeutungsgewinn anführen: Zum einen scheint es sich da-
bei um einen Bereich zu handeln, in dem Stadt- und Regionalentwicklungsstrategien – 
bei allen konzeptionellen und instrumentellen Schwierigkeiten im Detail – immer noch 
Akzente setzen können. Denn zumindest unter mitteleuropäischen Bedingungen sind 
die meisten „harten“ Infrastrukturen ubiquitär vorhanden und wichtige Kostenfaktoren 
(z. B. Steuer- und Lohnniveau) i. d. R. nicht von Stadt- und Regionalpolitik beeinfluss-
bar. Zum anderen gewinnt die kulturelle Dimension insoweit an Bedeutung, als gerade, 
wie oben schon erwähnt, die Innovationsfähigkeit ein entscheidender Faktor der Wett-
bewerbsfähigkeit von Städten und Regionen ist. Innovationsfähigkeit ist aber nicht nur 
eine Frage von Grundlagenforschung und Technologietransfer, sondern ebenso abhän-
gig etwa von „kreativen Milieus“, also auch von sozialen und kulturellen Innovations-
potenzialen. 
Die künftige Bedeutung der ökologischen Dimension ist schwer einzuschätzen. Die 
Rückblicke haben gezeigt, dass sie in den letzten Jahrzehnten des vergangenen Jahrhun-
derts immer bedeutender für die Definition von und die Erneuerungsstrategien in Pro-
blemgebieten geworden war (vgl. IBA, S+E-Gebiete). Gegenwärtig treten allerdings in 
Deutschland ökologische Aspekte in der Stadt- und Regionalentwicklung eher in den 
Hintergrund, weil einerseits – erfreulicherweise – weithin ein gewisses „Niveau“ in die-
ser Hinsicht erreicht worden ist, andererseits aber auch Fragen der ökonomischen Wett-
bewerbsfähigkeit alle anderen Überlegungen und Ziele zurzeit dominieren. Im Hinblick 
auf Mittel- und Osteuropa, aber auch auf aktuelle Aktivitäten der EU-Kommission wäre 
diese Schlussfolgerung aber voreilig (vgl. ARL 2004). In beiden Zusammenhängen 
dürfte die Bedeutung der ökologischen Situation für die Definition von „Problemge-
bieten“ und Entwicklungsstrategien eher wachsen.3  
In politischer Hinsicht ist v. a. eine mittelfristig eher abnehmende Handlungsfähigkeit 
des politisch-administrativen Systems, auch im Hinblick auf „Problemgebiete“, vorher-
zusehen. Das hat zwei Gründe, die gut bekannt sind und deshalb hier nicht näher ausge-
führt werden müssen: Zum einen schränkt der immer geringer werdende finanzielle 
Handlungsspielraum der Öffentlichen Hand Aktivitäten zugunsten von Problemgebieten 
ein, zum anderen führen die Deregulierungsbestrebungen zu einer Schwächung des Pla-
nungssystems und damit letztlich auch der Möglichkeit, integrative Ansätze für „Prob-
lemgebiete“ zu realisieren. 
3.2 Zwischenfazit 
Eine Schlussfolgerung aus dem gerade geschilderten Wandel der Rahmenbedingungen 
ist naheliegend: Die – vorsichtig formuliert – Wahrscheinlichkeit der Auseinanderent-
                                                 
3 Aus deutscher Sicht könnte man zudem ergänzen, dass die ungelösten ökologischen Probleme hierzulande (z. B. 
Verkehrszunahme, Flächenverbrauch) eher bundespolitisch und nicht auf der Ebene spezifischer städtischer oder 
regionaler Problemräume allein zu bewältigen sind. 
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wicklung (oder schärfer: der Spaltung und Polarisierung) von verschiedenen Teilräumen 
wird eher zunehmen. Dieses ist als Resultat sowohl des geschilderten ökonomischen 
und demographischen Wandels als auch der abnehmenden Handlungskapazitäten des 
politisch-administrativen Systems zu sehen. Das gilt auf der städtischen Ebene, wo sich 
z. B. in Städten mit erheblichen ökonomischen Strukturproblemen und deutlichen de-
mographischen Schrumpfungstendenzen, nicht zuletzt aufgrund der entspannten Woh-
nungsmärkte und der daraus folgenden erleichterten Umzugsmöglichkeiten für Haushal-
te, die kleinräumige Segregation signifikant verschärfen wird. Das gilt aber auch in 
großräumiger Hinsicht, wo die Disparitäten zwischen dynamischen, innovationsfähigen 
Regionen und monostrukturierten Räumen mit schrumpfender Bevölkerung eher wach-
sen. Dabei ist allerdings der Hinweis wichtig, dass es hierbei keineswegs um den klassi-
schen Metropolen-Peripherie-Gegensatz geht. Vielmehr muss daran erinnert werden, 
dass es auch sehr dynamische ländliche Räume und Stadtregionen mit großen Struktur-
problemen gibt.  
3.3  Folgerungen für Entwicklungsstrategien 
Eine erste Folgerung ist sehr naheliegend: Aufgrund der komplexen Problemlagen, aber 
auch der großen Bedeutung der kulturellen Dimension und des Zusammenwirkens mit 
den relevanten Akteuren werden Strategien für Problemgebiete in Zukunft stärker pro-
zessorientiert sein und weniger den Anforderungen klassischer raumbezogener Planung 
folgen müssen. Die Merkmale prozessorientierter Strategien (z. B. Netzwerke statt Hie-
rarchien, Dialog- und Umsetzungsorientierung usw.) werden spätestens seit Mitte der 
1990er Jahre intensiv diskutiert und sind deshalb bekannt (vgl. Selle 1994). 
Eine zweite Folgerung ist in ihren Auswirkungen schon häufig erlebbar, wird aber 
noch wenig thematisiert: In Zukunft wird eine, überspitzt ausgedrückt, „Politik ohne 
Geld“ immer wichtiger werden, gerade auch für die Erneuerung von „Problemgebie-
ten“. Das ist weniger im – schlechten – Sinne einer rein „symbolischen Politik“ ge-
meint, die Strukturen unverändert lässt. Vielmehr wird dabei an eine Politik gedacht, die 
in Form von Wettbewerben, der Prämierung guter Beispiele und der Aufmerksamkeits-
steigerung durch Events usw. Binnen- und Außensichten von Problemgebieten beein-
flusst, vielleicht sogar auch zur Verbesserung des Innovationsklimas beiträgt (vgl. z. B. 
Siebel/Ibert/Mayer 1999). So wichtig eine sorgfältig konzipierte Strategie dieser Art ist, 
so wenig darf man sich Illusionen hingeben: Harte Verteilungskonflikte (etwa räumli-
cher oder sozialer Art) sind damit selbstverständlich nicht zu lösen. 
Eine dritte Folgerung liegt auch unmittelbar auf der Hand: Die Aufmerksamkeiten, 
Handlungsorientierungen und -kapazitäten des politisch-administrativen Systems wer-
den sich im Hinblick auf die räumliche Entwicklung stärker konzentrieren müssen. Dass 
hier ein Perspektivenwechsel der raumplanerischen und raumentwicklungspolitischen 
Diskussionen stattfindet, sei nur an wenigen Beispielen illustriert: 
Gegenwärtig wird ernsthaft die Frage gestellt, ob das traditionell die Raumordnung in 
Deutschland bestimmende Ziel gleichwertiger Lebensverhältnisse so noch aufrecht zu 
erhalten ist. Die fachliche Diskussion tendiert dahin, dass dieses Gleichwertigkeitsziel 
angesichts der oben skizzierten veränderten Rahmenbedingungen neu interpretiert bzw. 
revidiert werden muss. Gerade in dünn besiedelten, z. T. ökonomisch monostrukturier-
ten Regionen mit schrumpfender Bevölkerung ist das Versprechen auf gleichwertige 
Entwicklungschancen wohl nicht mehr dauerhaft aufrechtzuerhalten. Hier wird es eher 
um eine genauere Bestimmung des sozialstaatlichen Auftrages, ein Mindestangebot an 
Infrastruktur und Versorgungsmöglichkeiten im gesamten Land zu sichern, sowie um 
einen geordneten Rück- und Umbau gehen müssen (vgl. z. B. Beirat für Raumordnung 
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2004, Zimmermann 2004). Inwieweit derartige Überlegungen von politischen Verant-
wortungsträgern und Gremien übernommen werden, ist aber noch völlig offen. 
Auch auf städtischer Ebene wird immer öfter diskutiert, ob angesichts großer Bra-
chen, von Wohnungsleerständen und schrumpfender Bevölkerung das gesamte Stadtge-
biet gleichmäßig planerisch „bearbeitet“ werden kann oder ob nicht vielmehr hier auch 
eine Konzentration der Mittel sinnvoll und ein Rückzug aus Teilgebieten unvermeidlich 
ist. Das „Stadtentwicklungskonzept Wohnen“ der Stadt Leipzig (Stadt Leipzig 2000), 
aber auch erste Diskussionen im Ruhrgebiet drehen sich um diese Frage (vgl. z. B. Da-
vy 2004). Dabei werden durchaus auch neue Chancen in den entstehenden „Möglich-
keitsräumen“ gesehen. 
Diese Überlegungen auf großräumiger und kleinräumiger Ebene zur räumlichen Dif-
ferenzierung des staatlichen Handelns, die eher von Schrumpfungsprozessen und sin-
kenden staatlichen Handlungspotenzialen bestimmt sind, korrespondieren durchaus mit 
neuen strategischen Überlegungen zur Gestaltung der EU-Regional- und Strukturpolitik 
nach 2006. Auch hier stellt sich die Frage, wie die Prioritäten in einer vergrößerten Ge-
meinschaft zu setzen sind. So gibt es auch die Überlegung, weniger eine flächendecken-
de Ausgleichspolitik zu verfolgen, sondern stärker die großen Stadtregionen als 
„Wachstumsmotoren“ der europäischen Wirtschaft zu unterstützen. Innerhalb dieser 
Stadtregionen sollen dann je spezifische „Engpässe“ und Hemmfaktoren der Dynamik 
beseitigt werden. Dabei kann es sich je nach regionaler Situation und Entwick-
lungsstand um infrastrukturelle, soziale, ökologische und andere Problemlagen handeln 
(vgl. ARL 2003). Dieses ist ein sehr interessanter Ansatz, der eine den lokalen und regi-
onalen Gegebenheiten angepasste und differenzierte Strategie ermöglicht, dabei aber 
"Problemgebiete" nicht aus dem Auge verliert, sondern sie dann thematisiert, wenn sie 
für die gesamte Stadtregion ein Problem darstellen. Dieser Ansatz wäre m. E. auch auf 
andere Regionstypen übertragbar. Er würde ein problemadäquates Vorgehen ermögli-
chen, ohne flächendeckend Mittel nach dem Gießkannenprinzip zu verteilen. Zugleich 
vertritt er eine proaktive Orientierung.  
Ich möchte hier nicht den Hinweis darauf versäumen, dass die vorhandene Situation 
in mancher Hinsicht auch positiv und innovativ zu nutzen ist. Mit der Zunahme der He-
terogenität der Raumstrukturen, mit wachsendem Problemdruck und sinkenden staatli-
chen Handlungspotenzialen entsteht auch die Chance, nicht zu jedem Zeitpunkt flä-
chendeckend für alle Teilräume dauerhafte Ziele und Strategien formulieren zu müssen 
– die oft wenig der spezifischen Situation angepasst und wegen der schon seit langem 
nur begrenzten Handlungspotenziale der öffentlichen Hand vielfach auch unrealistisch 
sind. Damit entsteht aber auch die Chance, „Zwischennutzungen“ zuzulassen und 
„Möglichkeitsräume“ zu definieren, in denen unerwartete, kreative und innovative Ent-
wicklungen möglich sind, die aber auch einfach nur „liegengelassen“ werden können. 
Das wäre ein durchaus realistischer Umgang mit heterogenen Raumstrukturen – wenn 
es nicht nur eine intellektuell wohl formulierte Scheinstrategie zur Rechtfertigung von 
Untätigkeit ist. 
In der Komplexität des politischen und planerischen Alltags wird es allerdings reali-
stischerweise keine klaren Entscheidungen für diese oder jene Umgangsform mit hete-
rogenen Raumstrukturen geben. Zu erwarten ist vielmehr, dass in Zukunft noch mehr 
als bisher verschiedene strategische Ansätze, die durchaus widersprüchlich zueinander 
sein können, zugleich existieren. Das mag man aus puristischer Sicht bedauern, ist aber 
die Realität angesichts pluraler Interessen, politischer Mehrebenen-Systeme und hetero-
gener Raumstrukturen. 
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3.4 Beispiel: Entwicklungsstrategien für das Ruhrgebiet bzw. die 
Metropolregion Rhein-Ruhr 
Ein Beispiel für die parallele Implementierung ganz unterschiedlicher Strategieansätze 
ist das Ruhrgebiet, das man allerdings im Zusammenhang mit der gesamten, deutlich 
größeren Metropolregion Rhein-Ruhr, die von Bonn im Süden bis Mönchengladbach im 
Westen und Hamm im Osten reicht, thematisieren sollte. Den aktuellen Strategien lie-
gen im Kern vier Leitbilder zugrunde (vgl. ILS NRW 2003): 
„Post-IBA“ 
Angesichts der großen Erfolge der IBA Emscher Park bei der Veränderung der Wahr-
nehmung der Emscher-Zone setzt diese Strategie auf vielfältige und kleinteilige Ent-
wicklungsoptionen. Ein wichtiger Bezugspunkt ist dabei die zeitgemäße Wiedernutzung 
des industriekulturellen Erbes dieser früher montangeprägten Regionen (Beispiel: Kul-
turfestival RuhrTriennale in aufgegebenen Werken der Montanindustrie). 
„Leuchttürme der Erneuerung“ 
Diese Entwicklungsstrategie setzt auf spektakuläre Großprojekte. Dabei geht es um die 
Multiplikator-Effekte großer Investitionen zur Verbesserung der Wirtschafts- und Ar-
beitsmarktsituation, aber auch darum, Metropolenbildung durch Großvorhaben zu för-
dern (Beispiele: Technologieparks, Shopping-Center wie „CentrO“, „3do“). 
„Innovationsraum Rhein-Ruhr“ 
An die weltweite Bekanntheit des Ruhrgebiets für seine technologische Leistungs-
fähigkeit in der Ära der Montanindustrie knüpft die dritte Strategie an. Für bestimmte 
Kompetenzfelder soll es nicht nur materielle Unterstützung geben, sondern auch Anstö-
ße für Netzwerke zur Verbindung von Spitzenforschung und wirtschaftlicher Anwen-
dung (Beispiel: Kompetenzfeld-Strategie der Projekt Ruhr GmbH). 
„Möglichkeitsräume“ 
Dem besonderen Charakter des Ruhrgebiets als einer Städteregion, die eine „Stadt jen-
seits der Stadt“ mit einer Vielzahl „wilder Grenzen“ und unbestimmter Räume ist, ist 
das Entstehen von „Möglichkeitsräumen“ zu verdanken, die – im mehrfachen Sinne – 
Platz für gedankliche, ästhetische und soziale Experimente gewähren können (vgl. z. B. 
Davy 2004). 
Exkurs: Forschung 
Auf sinnvolle Forschungsstrategien zu dieser Thematik kann ich hier nur knapp einge-
hen. In jedem Falle dürfte deutlich sein, dass eine Wirkungsforschung oder Evaluation 
allgemeiner Art, die generalisierte Aussagen zulässt, angesichts der Heterogenität der 
Raumstrukturen und Entwicklungsverläufe sowie der Komplexität des Geschehens sehr 
schwierig ist (vgl. z. B. zur „Sozialen Stadt“ ILS NRW 2004). Erforderlich sind in je-
dem Falle auch Einzelfallstudien, möglichst komparativer Art, mit denen versucht wird, 
regionale und lokale Entwicklungspfade, Dynamik ermöglichende und hemmende Fak-
toren nachzuzeichnen.  
Nur die spezifische Konstellation von Faktoren dürfte erklären, warum und wie es ge-
lingen kann, z. B. aus einem ländlich-peripheren Problemraum eine zumindest „durch-
schnittliche“, in Teilbereichen sogar recht positiv dastehende Region (Beispiel Ems-
land) oder aus einem ehemals monostrukturierten, altindustrialisierten Gebiet eine er-
staunlich dynamische Region mit vielfältiger Klein- und Mittelbetriebsstruktur und gro-
ßer Bevölkerungsdynamik (Beispiel: Westmünsterland) werden zu lassen. 
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Gerade angesichts der immer größer werdenden Bedeutung der kulturellen Dimen-
sion und des Zusammenwirkens der relevanten Akteure wird dabei ein besonderer Ak-
zent auf qualitativen Forschungen liegen müssen. 
4  Schlussbemerkungen 
Eine Quintessenz der fachlichen Diskussion, auf theoretischer Ebene wie in empirischer 
Hinsicht, ist eindeutig: Die Heterogenität der Raumstrukturen wird auf regionaler wie 
auf städtischer Ebene zunehmen – und damit wird es auch mehr „Problemgebiete“ recht 
unterschiedlicher Art geben. Eindeutige Erklärungsfaktoren für Dynamik und Problem-
verschärfung werden noch weniger als bislang zu identifizieren sein. Zugleich verän-
dern sich die Diskurse, die die planungs- und strukturpolitische Handlungsorientierung 
bestimmen (in Richtung Wettbewerb und Deregulierung), aber auch die materiellen 
Handlungsmöglichkeiten des Staates nehmen erkennbar ab. Aus einer traditionellen 
raumplanerischen Sicht ist das möglicherweise zu bedauern, zugleich verlangt es aber 
noch viel radikaler als bisher, sich der jeweiligen örtlichen und regionalen Spezifik zu 
stellen und nicht nur kreative, sondern auch „ehrliche“, situationsangepasste Strategien 
zu entwickeln. Ich habe keinen Zweifel, dass die anwendungsorientierte Forschung so-
wie raumbezogene Planung und Strukturpolitik das Potenzial haben, mit dieser Situati-
on umzugehen. Zweifel habe ich, ob politische Gremien und Verantwortungsträger be-
reit sind, situationsadäquate, realistische Prioritäten zu setzen – und nicht im üblichen 
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1 Zum Stand der Diskussion um große städtische Problemgebiete 
Problemgebiete, die durch Begriffe wie soziale Brennpunkte, Wohnungsnot, baulicher 
Verfall oder ökonomische Marginalisierung gekennzeichnet sind, finden sich in allen 
europäischen Großstädten. Diese Phänomene sind in der Literatur gut dokumentiert und 
analysiert. Ebenfalls nicht neu ist, dass versucht wird, diesen Problemen durch soziale 
Programme sowie Programme der Stadtentwicklung zu begegnen, die eine Aufwertung 
benachteiligter Stadtteile anstreben (vgl. z. B. EC 1997a; Froessler 1994, 1998; Froess-
ler u. a. 1994; Roggenthin 2001; Sander 2002). 
In den 1990er Jahren häuften sich jedoch Anzeichen für eine Zunahme urbaner Prob-
leme, die sich nicht mehr nur punktuell auf einzelne, oft traditionell benachteiligte 
Stadtteile mit hohen Anteilen sozial schwacher Bevölkerung begrenzten, sondern zur 
Entstehung großer städtischer Problemgebiete führten. Oftmals sehen sich vor wenigen 
Jahrzehnten noch sozial durchmischte Stadtteile oder aktiv gewerblich genutzte Stand-
orte heute von einem sozialen und ökonomischen Niedergang bedroht. Der hier defi-
nierte Begriff des „großen städtischen Problemgebiets“ kennzeichnet nicht mehr nur 
einzelne Stadtteile am Rand der Innenstädte oder Großwohnsiedlungen am Stadtrand, 
sondern größere Stadtgebiete, die administrative Grenzen überschreiten können. Große 
städtische Problemgebiete sind demnach durch vielfältige Benachteiligungen sowie eine 
im Vergleich zur Gesamtstadt geringere Lebensqualität gekennzeichnet und haben dabei 
                                                 
1 Dieser Beitrag entstand unter Verwendung von Ergebnissen des Forschungsprojektes „Improving the Quality of 
Life in Large Urban Distressed Areas“ (LUDA). LUDA ist ein Projekt der Key Action 4 „City of Tomorrow & Cul-
tural Heritage“ des Programms „Energy, Environment and Sustainable Development“ im Rahmen des 5. Forschungs-
rahmenprogramms der Europäischen Union. Das Projekt umfasst 16 Partner in acht Ländern der EU und wird vom 
Leibniz-Institut für ökologische Raumentwicklung (IÖR) in Dresden koordiniert. Projektleiter ist Prof. Dr. Bernhard 
Müller (IÖR).  
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eine strategische Bedeutung für die nachhaltige Entwicklung einer Stadt (vgl. LUDA 
2003a). Aufgrund ihrer Größe sowie Problemkumulation lassen sich die Zukunftsper-
spektiven für diese Gebiete nur mit außerordentlich hoher Unsicherheit umreißen. Dies 
erschwert die Entwicklung geeigneter Handlungsansätze umso mehr. 
Obwohl die internationale Literatur den Begriff des großen städtischen Problemge-
biets bisher nicht wörtlich kennzeichnet, werden die genannten Probleme der gegensei-
tigen Verstärkung sozialer, ökonomischer und ökologischer Defizite, die sich räumlich 
immer stärker ausweiten, vielfältig beschrieben, z. B. in der 1998 von der OECD veröf-
fentlichten Studie „Integrated Distressed Urban Areas“ (OECD 1998). Darin wird deut-
lich, dass städtische Problemgebiete häufig durch eine fehlgeleitete öffentliche Politik 
verstärkt werden. Die Bewohner dieser Gebiete und lokale Unternehmen haben dabei 
nicht die Möglichkeiten oder den Zugang zu Leistungen, der in anderen Teilen der Stadt 
oder der Stadtregion als Standard angesehen wird (Conway/Konvitz 2000; OECD 1998: 
15). 
2 Große städtische Problemgebiete – ein europaweites Phänomen 
Die Entstehung großer städtischer Problemgebiete lässt sich in allen Ländern Europas 
nachvollziehen (Froessler 1994, 1998; Müller u. a. 2004; Sander 2002; LUDA 2003a, b, 
c). Ursachen finden sich vor allem im Strukturwandel der europäischen Wirtschaft, der 
in einem Verlust industrieller Arbeitsplätze und einem Bedeutungsniedergang altindust-
rialisierter Städte und Regionen resultiert, im demographischen Wandel sowie in der 
zunehmenden sozialen Polarisierung, einhergehend mit einer verstärkten Segregation 
unterschiedlicher Bevölkerungsschichten. 
Weitere Ursachen ihrer Entstehung lassen sich aus den Nachteilen des sozialen Woh-
nungsbaus und anderer Siedlungsmuster der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts (z. B. 
Konzentration sozial schwacher Bevölkerungsgruppen in Großwohnsiedlungen oder 
Suburbanisierung ökonomischer Aktivitäten), aus soziokulturellen Besonderheiten be-
stimmter Regionen und Staaten (z. B. Landflucht in Portugal oder Bevölkerungsrück-
gang in Ostdeutschland) sowie aus der Lage der Gebiete ableiten, die häufig erhöhten 
natürlichen oder technischen Risiken ausgesetzt sind (z. B. Lage in hochwassergefähr-
deten Gebieten, Altlasten). Oftmals treffen verschiedene Probleme so zusammen, dass 
sich eine Spirale des Niedergangs ergibt, die einen Ausweg kaum möglich erscheinen 
lässt (OECD 1998; Roggenthin 2001). 
Betrachtet man die räumliche Verteilung großer städtischer Problemgebiete auf nati-
onaler Ebene, finden sich diese nicht ausschließlich, aber besonders in altindustrialisier-
ten Gebieten (z. B. British Midlands, Ruhrgebiet) sowie in traditionell benachteiligten 
Regionen in Ländern mit starken Disparitäten (z. B. Mezzogiorno) oder Gebieten an der 
gegenwärtigen Peripherie (z. B. Ostpolen, Teile Ostdeutschlands). Auf stadtregionaler 
Ebene lassen sich urbane Problemgebiete oft in den Kernstädten verorten, sie über-
schreiten aber auch Gemeindegrenzen (Social Exclusion Unit 1998; IGPiK 2000; LU-
DA 2003a). 
Als Reaktion auf die oben genannte Problemlage zielt die Gemeinschaftsinitiative 
URBAN, finanziert durch den Europäischen Fonds für Regionalentwicklung (EFRE), 
auf die Regenerierung von Städten und Stadtteilen mit konzentrierten sozialen, ökono-
mischen und ökologischen Problemen wie sozialem Ausschluss und Armut, einem ho-
hen Anteil an Immigranten, hoher Langzeitarbeitslosigkeit, geringer lokaler wirtschaft-
licher Aktivität, hoher Kriminalitätsraten, geringer Bildung oder hohen Umweltschäden 
(Kommission der Europäischen Gemeinschaften 2000).  
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In den einzelnen europäischen Ländern unterscheidet sich die Intensität und Wahr-
nehmung der Problemlagen deutlich. Viele Länder Westeuropas kämpfen seit Jahren 
mit wachsenden urbanen Problemen und haben bereits umfassende Revitalisierungsan-
sätze entwickelt (s. z. B. Sander 2002; Froessler 1998). Zunehmend entstehen auch auf 
nationaler Ebene integrierte Ansätze zur Revitalisierung benachteiligter Stadtteile. Bei-
spiele hierfür, die im Folgenden wieder aufgegriffen werden, sind die jeweils von der 
nationalstaatlichen Ebene erlassenen Programme „Soziale Stadt“ in Deutschland, „Poli-
tique de la Ville“ in Frankreich oder „Single Regeneration Budget“ und „New Deals for 
Communities“ in England. In vielen Ländern Mittel- und Osteuropas ist die sozial-
räumliche Polarisierung, die zur Entstehung großer städtischer Problemgebiete führt, 
dagegen ein relativ neues Phänomen. Hier müssen geeignete Ansätze zur Verbesserung 
der Lebensqualität in diesen Gebieten oft erst gefunden werden (Müller u. a. 2004; LU-
DA 2003b, c). 
Die folgenden sechs Beispiele sollen die unterschiedlichen Dimensionen großer städ-
tischer Problemgebiete in Europa kurz kennzeichnen (s. Tabelle 1). Allen Problemge-
bieten gemein ist ein hoher Handlungsdruck, der sich aus dem Zusammenwirken viel-
fältiger Probleme ergibt. Alle Gebiete nehmen eine strategisch wichtige Stellung für die 
Entwicklungsperspektive der jeweiligen Gesamtstadt ein. 
Tab. 1: Charakteristika und Probleme ausgewählter großer städtischer Problemgebiete2  
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2  Diese Tabelle basiert auf einer Auswertung der bisherigen Ergebnisse zu den sechs Beispielgebieten im Rahmen 
des Projektes „LUDA“ (s. Fußnote 1).  
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3  Dimensionen großer städtischer Problemgebiete – Diamant der 
 Lebensqualität  
Die bisherigen Ausführungen haben verdeutlicht, dass große städtische Problemgebiete 
im Wesentlichen durch eine Lebensqualität geprägt sind, die bedeutend geringer ist als 
in den anderen Gebieten einer Stadt. Wie aber genau lässt sich der Begriff der Lebens-
qualität im Kontext urbaner Entwicklung definieren? Welche Kriterien und Indikatoren 
können genutzt werden, um die Lebensqualität großer benachteiligter Stadtgebiete zu 
charakterisieren? Zur Operationalisierung dieses Begriffs wurde im Rahmen des For-
schungsprojektes „Improving the Quality of Life in Large Urban Distressed Areas“ der 
„Diamant der Lebensqualität“ entwickelt (Abbildung 1).3 Der Diamant basiert auf einer 
Synopse von Problemen und Handlungsansätzen der Städte, von bestehenden Indikato-
rensystemen in Europa und der wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit großen städ-
tischen Problemgebieten sowie Definitionen des Begriffs Lebensqualität. 
Abb. 1: Diamant der Lebensqualität  
                      
Quelle: Leipniz-Institut für ökologische Raumentwicklung e. V., Dresden 
 
Der Diamant verdeutlicht einerseits die wesentlichen Benachteiligungen, die große 
städtische Problemgebiete erfahren, und zeigt andererseits Handlungsfelder zur Verbes-
serung der Lebensqualität in eben diesen Gebieten auf (zu städtischer Lebensqualität 
siehe z. B. Meyer 2003). Über die Charakterisierung der Probleme hinaus eignet sich 
dieser Diamant als Grundlage zur Formulierung von Zielen und zur Ausgestaltung von 
Strategien, Projekten und Maßnahmen. Wird er durch weitere Kriterien und Indikatoren 
operationalisiert (vgl. Tabelle 2), kann er für ein Monitoring der Verbesserung der Le-
bensqualität in städtischen Problemgebieten genutzt werden. Eine Benachteiligung gro-
ßer städtischer Problemgebiete ist z. B. eine mangelnde ökonomische Entwicklung, die 
sich je nach spezieller Ausprägung wiederum als fehlende Möglichkeit für Arbeit und 
Beschäftigung, geringe Investitionstätigkeit sowie einen nicht funktionsfähigen Immo-
bilien- und Bodenmarkt niederschlägt. Ein wesentliches Ziel zur Verbesserung der Le-
bensqualität ist daher eine dynamische ökonomische Entwicklung. Ein Monitoring kann 
durch spezifische Indikatoren, wie z. B. die Anzahl der Betriebsneugründungen oder 
                                                 
3  Dieser Diamant ist ein Ergebnis des Projekts „LUDA“ mit den beteiligten Städten Bratislava, Dresden, Edin-
burgh, Florenz, Lissabon und Valenciennes (zum Projekt LUDA s. Fußnote 1).  
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Zahl der Arbeitsplätze im Gebiet ermöglicht werden. Ziel des Monitorings in großen 
städtischen Problemgebieten ist es, die Entwicklung des Gebiets über einen längeren 
Zeitraum zu betrachten, die Situation des Gebiets mit der in anderen Teilen der Stadt 
oder Gebieten in anderen Städten zu vergleichen sowie eine Einschätzung der Situation 
durch verschiedene Interessensgruppen zu ermitteln.4 
Der Diamant geht damit über den traditionellen Nachhaltigkeitsansatz hinaus, der 
Kriterien entsprechend der sozialen, ökonomischen und ökologischen Dimension glie-
dert. Die soziale Dimension wird hier unterteilt in eine Dimension, die sich auf die indi-
viduelle Entwicklung bezieht (s. a. Human Capital), sowie eine Dimension, die sich auf 
die Leistungsfähigkeit der sozialen Gemeinschaft bezieht (s. a. Social Capital) (World 
Bank 1996). Weiterhin werden das Image sowie die Stadtstruktur als wesentlich ange-
sehen, um die Lebensqualität in großen benachteiligten Stadtgebieten zu verbessern. 
 
Tab. 2: Dimensionen städtischer Lebensqualität 
Dimension  Definition und Kriterien  
Soziale Entwicklung Individueller Zugang zu Einkommen, Beschäftigung, Bildung 
und Gesundheit 
Governance  Gemeinschaftliche Aspekte sozialen Lebens: Gesellschaftli-
che Interaktion, Beteiligung, sozialer Zusammenhalt, soziale 
Gerechtigkeit 
Image  Wahrnehmung des Gebietes: Innen- und Außenwahrneh-
mung, Abwanderung aus dem und Zuwanderung in das Ge-
biet5 
Stadtstruktur Qualität der städtischen Strukturen: Städtebauliche Gestalt, 
Verfügbarkeit von technischer und sozialer Infrastruktur, hohe 
Qualität der Wohnungen  
Ökonomische Entwicklung Dynamik der lokalen Ökonomie: Möglichkeiten für Arbeit und 
Beschäftigung, Investitionstätigkeit, funktionsfähiger Immobi-
lien- und Bodenmarkt 
Umweltqualität  Gesunde, sichere und attraktive Umwelt: Tragfähige Nutzung 
von Ressourcen, Abwesenheit von Umweltbelastungen und 
ökologischen Risiken, umweltfreundlicher Verkehr, Grün- und 
Freiflächen 
Quelle: IÖR 2004 
4  Revitalisierung benachteiligter Stadtgebiete – Möglichkeiten und 
 Grenzen vorhandener Ansätze 
4.1 Rechtlicher Rahmen und Planungssysteme 
Trotz weit greifender Angleichungsprozesse in der Europäischen Union, die in den 
nächsten Jahren weiter fortschreiten werden, unterscheiden sich Europas Staaten in viel-
fältiger Weise in ihren Rechts- und Planungssystemen. Dies resultiert aus der unter-
schiedlichen historischen Entwicklung. Eine europäische Betrachtung der Revitalisie-
rung benachteiligter Stadtgebiete muss die unterschiedlichen Rechts- und Planungsrou-
tinen in den einzelnen Ländern berücksichtigen. Eine umfassende Analyse des Rechts- 
                                                 
4 Das Indikatoren- und Monitoringsystem wird derzeit im Rahmen des Projektes „LUDA“(siehe Fußnote 1) ge-
meinsam mit den sechs Partnerstädten Bratislava, Dresden, Edinburgh, Florenz, Lissabon und Valenciennes entwi-
ckelt. 
5 Positiv beeinflusst werden kann das Image kulturell z.B. durch Kunst, Musik sowie die Verdeutlichung des kultu-
rellen und städtebaulichen Erbes. Siehe hierzu auch den Bericht der Arbeitsgruppe „Imagewandel“ in diesem Band. 
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und Planungssystems in den europäischen Staaten kann an dieser Stelle nicht gegeben 
werden und ist nicht Ziel des Beitrags. Wichtig ist, darauf zu verweisen, dass das Ver-
ständnis unterschiedlicher Systeme Voraussetzung ist, um gegenwärtige Ansätze der 
Revitalisierung miteinander vergleichen und um deren Stärken und Schwächen einord-
nen zu können. 
Von Bedeutung für die Revitalisierung benachteiligter Stadtgebiete sind Unterschiede 
der jeweiligen Rechtssysteme und der administrativen Systeme. Sie bestimmen, welche 
Ebene Programme initiieren und implementieren kann und welche Ebene über entspre-
chende Finanzmittel verfügt. Zweigert und Kötz (1987) sowie Newman und Thornley 
(1996) unterscheiden diesbezüglich eine britische, napoleonische, germanische, skandi-
navische und osteuropäische Familie. Während beispielsweise die lokale Ebene in der 
germanischen Familie umfassende Rechte der Selbstverwaltung hat, werden die Ge-
meinden in der britischen Familie eher als ausführende „Agenten“ der Zentralregierung 
gesehen. 
Obwohl alle Länder in den vergangenen 10 bis 20 Jahren eine gewisse Angleichung 
des Verständnisses räumlicher Planung erlebt haben, lassen sich deutliche Unterschiede 
der Planungssysteme kennzeichnen (EC 1997b). Diese reichen etwa von der integrierten 
und formalisierten Planungshierarchie Deutschlands über das System des urbanismo mit 
zentraler Rolle des Städtebaus in Italien oder die Kontrolle des Flächennutzungswandels 
als strategisches Element der lokalen Planung in Großbritannien hin zu breiter gefassten 
Ansätzen mit hoher Berücksichtigung sozioökonomischer Aspekte und regionaler Dis-
paritäten in Frankreich. 
 
4.2 Stärken und Schwächen aktueller Ansätze zur Revitalisierung großer 
 städtischer Problemgebiete in Europa  
Trotz der beschriebenen vielfältigen Unterschiede der Planungssysteme in Europa las-
sen sich an dieser Stelle einige erste Schlussfolgerungen zu Stärken und Schwächen 
bestehender Programme und Instrumente zur Revitalisierung großer städtischer Prob-
lemgebiete ziehen. Insgesamt ist festzustellen, dass die vorhandenen Planungs- und Re-
vitalisierungsansätze kaum der wachsenden Komplexität der Benachteiligungen in gro-
ßen städtischen Problemgebieten gerecht werden. Eine Anpassung an die tatsächlichen 
Entwicklungen erscheint dringend notwendig. 
Bisher mangelt es in den europäischen Ländern an ausreichenden Programmen, die 
zur Bewältigung der komplexen Benachteiligungen großer städtischer Problemgebiete 
beitragen können. Verwendete Programme und Instrumente beziehen sich vor allem auf 
sektorale Einzelprobleme. Existierende integrierte Programme, wie z. B. die europäi-
sche Gemeinschaftsinitiative URBAN II (Kommission der Europäischen Gemeinschaf-
ten 2000), sind im Vergleich zu anderen Programmen, wie z. B. den Gemeinschaftsini-
tiativen EQUAL und LEADER, mit geringen finanziellen Mitteln ausgestattet.6 
                                                 
6  Die Förderung der Gemeinschaftsinitiative URBAN II aus dem Europäischen Fond für Regionale Entwicklung 
(EFRE) beträgt 0,7 Mrd. € für den Zeitraum 2000-2006. Im Vergleich der gesamten Strukturförderung der EU von 
257 Mrd. € macht dies lediglich einen Anteil von knapp 0,3% aus. Gefördert werden mit den URBAN Fördergeldern 
70 Stadtteile mit insgesamt 2,2 Millionen Einwohnern. Die durschnittliche EFRE-Förderung in diesen Gebieten 
beträgt somit 320 € pro Einwohner im Zeitraum von 2000-2006. Die Gemeinschaftsinitiative LEADER, die Entwick-
lungen im ländlichen Raum unterstützt, wird im selben Zeitraum mit 2,2 Mrd. € gefördert; die Gemeinschaftsinitiati-
ve EQUAL, gerichtet gegen die Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt, erhält 3,1 Mrd. € 
 (http://europa.eu.int/comm/regional_policy/intro/working4_de.htm von 09/2004; Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften 2002).  
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Integrierte Programme, die in jüngster Zeit auf nationaler Ebene entstanden sind, wei-
sen häufig Umsetzungsprobleme auf. So gab es beim deutschen Programm „Soziale 
Stadt“ – ebenso wie bei Programmen in anderen europäischen Ländern – Probleme, 
Finanzmittel effektiv zu bündeln und Entscheidungsverantwortung auf die Gebietsebene 
zu verlagern (Becker u. a. 2002; Sander 2002). 
Abgesehen von einigen positiven Beispielen aus Großbritannien, z. B. mit dem Single 
Regeneration Budget, ist der private Sektor bisher nicht ausreichend in die Finanzierung 
von Projekten eingebunden. Zu berücksichtigen ist auch, dass vor allem in den neuen 
Mitgliedsstaaten der EU häufig öffentliche Mittel zur Finanzierung einer umfassenden 
Revitalisierung großer städtischer Problemgebiete fehlen. 
Den hier formulierten Schwächen bisheriger Programme und Instrumente stehen al-
lerdings auch einige Stärken gegenüber. Diese lassen sich insbesondere bei solchen 
Programmen der Stadterneuerung beobachten, die in jüngerer Zeit entstanden sind: 
Mit den Programmen Single Regeneration Budget, New Deal for Communities 
(Großbritannien), Politique de la Ville (Frankreich) und Soziale Stadt (Deutschland)7 
sind in jüngerer Zeit in diesen drei Ländern Ansätze entstanden, die mehrfach integriert 
vorgehen: durch Integration sektoraler Ansätze in einem abgegrenzten räumlichen Ge-
biet, durch Integration einer Vielzahl von Interessensvertretern und durch Integration 
finanzieller Ressourcen (LUDA 2003c; Sander 2002).8 Vor allem in Großbritannien 
sind aktuelle Ansätze ausgerichtet auf eine Befähigung (Empowerment) und stärkere 
Einbeziehung der lokalen Gemeinschaften (Social Exclusion Unit 2001). Mit dem Index 
of Multiple Deprivation existiert in Großbritannien ebenso ein weit greifenderer Ansatz 
zum kleinräumigen Monitoring benachteiligter Gebiete (Sander 2002; DETR 2000). 
Innovative Finanzierungsinstrumente basieren auf vertraglichen Regelungen zwi-
schen verschiedenen staatlichen Ebenen, z. B. Stadtverträge (Contrats de Villes) in 
Frankreich zwischen zentralstaatlichen Instanzen und den Kommunen, die den Einsatz 
einer Vielzahl verschiedener Finanzierungsinstrumente ermöglichen. Regionale Ent-
wicklungsverträge in Polen (Kontrakt wojewodzki) als Teil der Regionalen Entwick-
lungsstrategie (Strategia Rozwoju Wojewodztwa) schreiben die regionalen Verantwort-
lichkeiten für die Umsetzung der Entwicklungsstrategie gemeinsam mit den zur Verfü-
gung gestellten nationalen Fördermitteln fest. Ebenso existieren Verträge, die auf eine 
Bündelung öffentlicher und privater Mittel verschiedener Ebenen und Sektoren abzie-
len, wie die italienischen Quartiersverträge (Contratti di Quartiere) (LUDA 2003a, b, c; 
Sander 2002). 
5 Handlungsfelder und Schlussfolgerungen 
In Europa entstehen zunehmend große städtische Problemgebiete, die sich trotz aller 
Unterschiede in Art und Intensität der Benachteiligungen durch eine im Vergleich zur 
jeweiligen Gesamtstadt deutlich geringere Lebensqualität auszeichnen. Bestimmen lässt 
sich diese geringere Lebensqualität anhand von Defiziten in den Bereichen soziale Ent-
wicklung, Governance, Image, Umweltqualität, Stadtstruktur und ökonomische Ent-
wicklung. Diese Dimensionen dienen gleichermaßen zur Formulierung von Zielen, zur 
Ausgestaltung von Programmen sowie zum „Monitoring“ des Revitalisierungserfolges. 
                                                 
7 Zu Großbritannien siehe http://www.neighbourhood.gov.uk/ und http://www.odpm.gov.uk; zu Frankreich 
http://www.ville.gouv.fr/infos/ville/index.html und zu Deutschland http://www.soziale-stadt.de sowie ARGEBAU 
2000.  
8 Innovative und integrierte Handlungsansätze finden sich ebenso in den Niederlanden. Siehe hierzu insbesondere 
Froessler 1995.  
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Die Kumulation der Benachteiligungen in großen städtischen Problemgebieten sowie 
die Verzahnung der vielfältigen Einflussfaktoren erfordern ein langfristiges und strate-
gisches Vorgehen, basierend auf umfassenden und integrierten Revitalisierungsansät-
zen, die das Vorgehen von der teilstädtischen bis zur regionalen Ebene vernetzen und 
alle betroffenen Akteure ausreichend einbinden. Dies ist Voraussetzung, um die Le-
bensqualität in den städtischen Problembereichen nachdrücklich verbessern zu können. 
Diesen Anforderungen entsprechen derzeit weder europäische noch nationalstaatliche 
Revitalisierungsprogramme und -instrumente in ausreichendem Maße. Es bedarf ver-
stärkt der Entwicklung von europäischen und nationalstaatlichen Programmen, die so-
wohl sektorale Politiken als auch Akteure verschiedener räumlicher Ebenen und nicht 
zuletzt Finanzmittel aus verschiedenen öffentlichen sowie privaten Quellen integrieren. 
Um die sich abzeichnende stärkere sozial-räumliche Polarisierung einzudämmen, sind 
Programme integrativer Stadterneuerung so mit ausreichenden finanziellen Mitteln aus-
zustatten, dass sie der Härte der Benachteiligungen gerecht werden und planerische 
Handlungsspielräume ermöglichen. 
Anzustreben ist neben der Konzipierung geeigneter Revitalisierungsansätze die Ent-
wicklung von Monitoring- und Frühwarnsystemen, die das Entstehen städtischer Prob-
lemgebiete rechtzeitig erkennen helfen und vorausschauend vermeiden. Der Erkenntnis-
austausch zwischen Ländern mit eher längeren Erfahrungen der Stadterneuerung und 
solchen, in denen sich Stadterneuerung erst in den Anfängen befindet, ist zu stärken, 
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Antje Matern, Robert Koch 
Rolle und Instrumente der Planung – Einführung 
Die Aufgabe der Raumplanung als Angebotsplanung ist es, die Interessen von Akteurs-
gruppen im Raum zu koordinieren und im Sinne des Gemeinwohls zu steuern. Prob-
lemgebiete zeichnen sich jedoch im Hinblick auf ihre Entwicklung durch unzureichende 
Ressourcen und mangelndes Interesse öffentlicher wie privater Akteure aus. Damit fehlt 
der Planung die Grundlage, anstehende Aufgaben wahrnehmen zu können und die Ge-
bietsentwicklung voranzutreiben. Die sich daraus ergebenden Herausforderungen für 
die Raumplanung wurden in der Arbeitsgruppe 1 auf ihre Rollen und Instrumente be-
leuchtet. 
Die Thematik der Arbeitsgruppe untergliederte sich dabei in folgende Fragestellun-
gen: 
 Wie definiert sich ein Problemgebiet und wo liegen seine spezifischen Merkmale, 
die es von anderen städtischen oder regionalen Teilräumen unterscheiden? 
 Welche Ziele verbinden sich aus planerischer Sicht mit Problemgebieten und wie 
können sie mit Instrumenten der Raumplanung umgesetzt werden? 
 Welche Rolle kann Planung in den Problemgebieten spielen? 
 Welche Gestaltungsmöglichkeiten und Hemmnisse sind problemgebietsspezifisch? 
Impulse für die Diskussion der Arbeitsgruppe lieferten die Referate von Jan Hilligardt 
und Jens Kollatzsch. Jan Hilligardt stellte Problemfelder der Regionalplanung und ent-
wicklung am Beispiel des Landkreises Darmstadt-Dieburg vor. Als Kernpunkte eines 
problemorientierten Regionalmanagements benannte er die Leitbilddiskussion, die Aus-
bildung fester Kooperationsstrukturen mit projektbezogenen Arbeitsgremien sowie die 
verbindliche finanzielle Beteiligung der jeweils maßgeblichen Akteure. Schwerpunkte 
der Regionalentwicklung bilden hier Infrastrukturprojekte sowie der Ausbau von Tech-
nologie- und Innovationszentren, welche unter Moderation und finanzieller Beteiligung 
der Kreisverwaltung realisiert wurden bzw. werden. Die Regionalplanung nahm nach 
Hilligardts Beobachtung im bisherigen Prozess nur eine rahmengebende Funktion ein, 
was er mit ihrer materiellen und personellen Ausstattung sowie ihrer begrenzten Aner-
kennung in interkommunalen Belangen begründete. 
Eine ähnliche Sichtweise von Regionalplanung als ordnungspolitische Institution (In-
nen- und Zentrenentwicklung, Freiraumschutz) vertrat Jens Kollatzsch, der über städti-
sche Problembereiche am Beispiel der Stadt Rudolstadt referierte. Im Hinblick auf die 
Handlungsfelder stehen dort die notwendige Stärkung der Innenstadt mit ihrer histori-
schen Bausubstanz sowie schrumpfungsbedingt der Rückbau von Großwohnsiedlungen 
mit dem Ziel der standörtlichen Aufwertung und der Erhöhung der Effizienz kommuna-
ler Infrastrukturaufwendungen im Mittelpunkt. Die entsprechende Strategie besteht im 
vorausschauenden Einsatz informeller Nutzungs- und Entwicklungskonzepte für Prob-
lemgebiete, einem aktiven Stadtmarketing sowie einer gezielten Fördermitteleinwer-
bung zur Umsetzung strategisch wichtiger Projekte. 
Die sich anschließenden Diskussionen in der Arbeitsgruppe konnten natürlich keine 
abschließenden Antworten auf die eingangs formulierten Fragen geben, doch wurden im 
Forum verschiedene Sichtweisen und Erfahrungen ausgetauscht und Strategien disku-
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tiert. Im folgenden Abschnitt sollen die gesammelten Gedanken dargestellt werden, wo-
bei kein Anspruch auf Vollständigkeit erhoben wird. 
 
Wie definiert sich ein Problemgebiet und wo liegen seine spezifischen Merkmale, 
die es von anderen städtischen oder regionalen Teilräumen unterscheiden? 
Problemgebiete sind schwierig mit Indikatoren zu fassen, da aus planerischer Sicht vor 
allem die relative Stellung gegenüber anderen Gebieten einer Stadt oder Region ent-
scheidend ist und dieses Merkmal als (Abgrenzungs-)Kriterium verwendet wird. Dass 
Problemgebiete in verdichteten Gebieten ganz andere wirtschaftliche und soziodemo-
graphische Merkmale haben als beispielsweise ländlich-periphere Regionen in Ost-
deutschland, zeigte die Diskussion der Beispiele von strukturschwachen Gebieten aus 
Rhein-Main vor den Erfahrungen des Aktionsraums um Johanngeorgenstadt. Hier ste-
hen sich beispielsweise eine hohe Kriminalitätsrate einerseits und Prozesse der 
Schrumpfung mit all ihren Auswirkungen auf die Wirtschaftsentwicklung sowie die 
soziale und technische Infrastruktur andererseits gegenüber. Wenngleich diese Proble-
me unterschiedliche Dimensionen aufweisen, verursachen sie doch in den jeweiligen 
Regionen einen entsprechenden Handlungsbedarf, auf den die Planung reagieren muss. 
Gemeinsamkeiten von Problemgebieten liegen vielmehr in schwer messbaren Merk-
malen, wie z.B. in den geringen Selbsthilfepotenzialen und der oft geringen Integrati-
onsfähigkeit der Einwohner des Problemgebietes. Hinzu kommen häufig Schwierigkei-
ten in der Problemartikulation. Das wird u. a. dadurch verursacht, dass Prozesse, die zur 
Herausbildung von Problemgebieten führen, überwiegend schleichend verlaufen, so 
dass Problemgebiete oft erst als solche wahrgenommen werden, wenn die Situation 
schon „brisant“ ist. 
Aus aktuellem Anlass und aufgrund der damit verbundenen Herausforderungen kon-
zentrierte sich die Diskussion stark auf Städte und Regionen mit Schrumpfungstenden-
zen. Es bestand Konsens unter den Teilnehmern der AG, dass v. a. Gebiete mit Bevöl-
kerungsrückgang unter die Kategorie „Problemgebiet“ fallen, da sie sich durch hohe 
Handlungserfordernisse auszeichnen. Der Handlungsbedarf wird vor allem durch die 
wachsenden Infrastrukturkosten in den Bereichen Verkehr, soziale und technische Infra-
struktur ausgelöst, aber auch mit allen sich den demographischen Veränderungen an-
schließenden Fragestellungen verbunden. 
 
Welche Ziele verbinden sich aus planerischer Sicht mit diesen Problemgebieten 
und wie können sie mit Instrumenten der Raumplanung umgesetzt werden? 
In der Diskussion wurde deutlich, dass in Problemgebieten das Wachstumsziel nicht 
mehr im Zentrum planerischen Handelns steht. Vielmehr wurde die Wiederherstellung 
und Sicherung von Funktionen als zentrales Ziel für Problemgebiete benannt. Damit 
sollte sich für die Planung insbesondere eine sensible Bestandsentwicklung, aber auch 
eine effiziente Rückbauplanung verbinden. In der Diskussion von Beispielen innerhalb 
der Arbeitsgruppe wurden alte Ziele neu entdeckt. So bestand dahingehend Konsens, 
dass auch unter Schrumpfungsbedingungen die Funktionsstärkung bestehender Sied-
lungsstrukturen durch kontrollierte Schrumpfung Ziel der Planung bleiben sollte. Auch 
beim Rückbau kann – nach Meinung der Mehrheit der AG – eine integrierte gesamt-
städtische Planung weiterhin solide Grundlage für Einzelmaßnahmen liefern. 
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An diese Zielsetzung schließt sich natürlich die Frage nach der Umsetzung der Vor-
stellungen und den Umsetzungsmöglichkeiten in die praktische Arbeit der Stadt- und 
Regionalplaner an.  
Die Meinungen über die Bedeutung der Planung bei der Entscheidungsvorbereitung 
von Maßnahmen gingen relativ weit auseinander. Dabei wurde der von einigen Planern 
erkannte Akzeptanzgewinn von formaler Planung schnell wieder als Nachfrageverlust 
abgetan. Denn in den Plänen werden aufgrund der geringen Entwicklungsdynamik zu-
nehmend Aussagen getroffen, die „keinem mehr wehtun“, so dass der Widerstand gegen 
Pläne und Planungen sinkt.  
Zugleich wurde der Planung auch eine Mitverantwortung bei der Entstehung von 
Problemgebieten zugewiesen. Denn mit einer zunehmenden Schwerpunktsetzung auf 
Wachstumspole wird eine Herausbildung von Problemgebieten bewusst zugelassen. Bei 
einer wachstumsorientierten Ausrichtung der Raumentwicklungspolitik werden deshalb 
verstärkt Unterschiede in Entwicklungssituationen und -perspektiven einzelner Regio-
nen erwartet. Für die Planung bedeutet dies aber auch, dass planerische Ausgleichsziele 
für die Regionen neu definiert werden müssen. 
 
Welche Gestaltungsmöglichkeiten und Hemmnisse gelten in Problemgebieten? 
Eine Betrachtung der planerischen Gestaltungsmöglichkeiten ist vor allem eine Frage 
nach den Instrumenten und deren Wirksamkeit oder Effizienz. Dabei ist die Palette der 
Planungsinstrumente auf regionaler wie auf städtischer Ebene vielfältig – von formal bis 
informell, von gesamtstädtisch bis teilräumlich bzw. maßnahmenorientiert. Instrumente, 
die aktuell in der Fachpresse diskutiert werden, wurden in der AG auch als zentral ange-
sprochen. Gute Erfahrungen wurden beispielsweise mit Integrierten Stadtentwicklungs-
konzepten als langfristig angelegte Strategieentscheidungen für die Städte gemacht, so 
dass dieses Instrument auch hinsichtlich der Anwendung in Regionen (z.B. als regionale 
Anpassungskonzepte) überprüft werden sollte. Einigkeit bestand in der AG, dass inte-
grative Ansätze und solche, die die sachorientierte Kooperation zwischen Akteuren 
stärken, insbesondere bei Problemgebieten an Bedeutung gewinnen. Hintergrund dieser 
Einschätzung ist die Meinung, dass unter knapper werdenden Finanzmitteln eine Kopp-
lung von Finanzmitteln an abgestimmte Konzepte (zu definierten Themen) zukünftig 
unabdinglich sein wird. Nur so können exogene Impulse an endogene Potenziale ge-
knüpft werden. 
Für den Umgang mit Bevölkerungsrückgang und den daran geknüpften Herausforde-
rungen sind Instrumente der Information eine wichtige Unterstützung für die Planung. 
Denn neben der Entscheidungsvorbereitung ist das Schaffen eines Bewusstseins und 
Verständnisses für die anstehenden Probleme und den Veränderungsbedarf notwendig. 
Schließlich sind Ursachen von Fehlplanungen auch aktuell noch in überzogenen Erwar-
tungshaltungen und mangelndem Bewusstsein für notwendige Veränderungen begrün-
det. Allerdings stößt die Planung dort an ihre Grenzen, wo zwar stimmige Dorfentwick-
lungskonzeptionen verfolgt werden, die jedoch in ihren Folgen nicht entsprechend fi-
nanziell untersetzt sind, was etwa die fehlende Kostenwahrheit relativ teuer zu betrei-
bender Infrastrukturen in kleinen und dezentralen Ortsteilen anbelangt. 
Damit wurde in der AG der Bogen zu den Hemmnissen bei der Entwicklung von 
Problemgebieten gespannt. Als wichtige Hemmnisse der Planung traten vor allem alt-
bekannte Probleme, wie etwa geringe Bereitschaft zu einer räumlich und fachlich über-
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greifenden planerischen Koordination, v. a. auf regionaler Ebene1, eine mangelnde Fi-
nanzausstattung der Planung und personelle Engpässe auf. Spezifische Restriktionen, 
die insbesondere für Schrumpfungsgebiete und andere Problemgebiete gelten, wurden 
mit der Ausrichtung des Planungsrechts auf Wachstum genannt. Daneben unterliegt 
formale Planung immer stärker einem Rechtfertigungsdruck: Um mögliche Rechtsfehler 
zu vermeiden, wird häufig die Erforderlichkeit von Bebauungsplänen verneint und 
Baurecht nach § 34 BauGB geschaffen. Damit wird Stadtentwicklung zwar vereinfacht, 
aber auch einem geordneten und politisch legitimierten Verfahren entzogen, mithin „in-
formalisiert“. 
 
Welche Rolle kann die Planung spielen? 
In erster Linie wird die Planung auch weiterhin vor allem die Rolle des Ratgebers und 
Beraters einnehmen. Hierfür kommen etwa Fragen der wirtschaftlichen, siedlungsstruk-
turellen sowie verkehrlichen Entwicklung in Betracht wie auch solche des Planungs-
rechts. Aufgrund des notwendigen Informationsbedarfs, z.B. zu zukünftigen Herausfor-
derungen, die sich mit den demographischen Veränderungen ergeben, kann sie auch 
Impulsfunktionen übernehmen. Dies bedeutet vor allem, durch eine zielgerichtete In-
formationspolitik wichtige Diskussionsprozesse und Handlungsansätze in den Regionen 
zu initiieren.  
Überlegungen zu einer weitergehenden Funktion der Planung sehen sie in einer wich-
tigen Rolle für die Erhaltung der Infrastruktur und als Entscheidungsträger, der die 
Schwerpunktsetzung auf regionaler Ebene vornimmt. Als Argument gegen diesen An-
spruch auf Entscheidungsbefugnis steht jedoch, dass die Planung und insbesondere die 
Regionalplanung im Auftrag der Kommunen handeln und somit nicht unabhängig agie-
ren können. 
Über die Frage der Einflussmöglichkeiten von Planung ist zwiespältig diskutiert wor-
den. Auf der einen Seite wurde mit dem Bedeutungsverlust von formaler Planung durch 
mangelnden Wachstumsdruck infolge demographischer Veränderungsprozesse ein limi-
tierender Faktor für die Rolle der Planung gesehen. Auf der anderen Seite werden aber 
integrative, planerische Konzepte gerade vor dem Hintergrund der Gewährung von För-
dermittel zum Umbau von Siedlungsstrukturen nachgefragt, so dass ein Bedeutungsge-
winn der Planung prognostiziert werden könnte.  
Fazit: Ob die Raumplanung insgesamt in Problemgebieten wirksam werden kann, 
hängt von mehreren Faktoren ab. Dazu gehören ein geeignetes planerisch-konzeptio-
nelles Instrumentarium, die unabdingbare politische Unterstützung sowie im Ergebnis 
eine tatsächliche Koordination und Bündelung aller raumrelevanten Kräfte im Hinblick 
auf ein gleichgerichtetes Ziel- und Maßnahmensystem. Die regionale Ebene dürfte da-
bei vom kollektiven Problemdruck der kommunalen Akteure und ihren begrenzten 
Handlungsmöglichkeiten profitieren. Sie bedarf aber auch adäquater institutioneller, 
materieller und personeller Ressourcen, um die ihr zugedachten Informations-, Bera-
tungs- und Moderationsfunktionen wahrnehmen zu können. Wie Praxiserfahrungen oft 
zeigen, könnten die endogenen Handlungsspielräume durch exogene Anreize beträcht-
lich erweitert werden. 
                                                 
1 Dass aber auch schon die innergemeindliche Koordination Schwierigkeiten bereitet, zeigen Forderungen nach ei-
nem Erhalt von Einrichtungen in peripheren, ehemals selbstständigen Ortsteilen bei einem ungleich höheren und 
notwendigen Aufwand als in zentralen Siedlungslagen. 
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1 Strukturelle Ausgangsbedingungen in der Metropolregion Rhein-
 Main 
Die Region Rhein-Main mit der Stadt Frankfurt am Main als Zentrum zählt zu den von 
der Ministerkonferenz für Raumordnung qualifizierten „Europäischen Metropolregio-
nen“ in Deutschland.1 Diese Region umfasst in einer sehr weit definierten Abgrenzung2 
neben der Stadt Frankfurt am Main sechs weitere kreisfreie Städte und insgesamt 18 
Landkreise aus den drei Bundesländern Hessen, Rheinland-Pfalz und Bayern. Die zent-
ralen Eckdaten der Metropolregion Rhein-Main, die zugleich einer der wirtschafts-
stärksten Räume in Deutschland ist, sind in Abb. 1 wiedergegeben. 
Abb. 1: Eckdaten der Metropolregion Rhein-Main 
Bevölkerung und Fläche Infrastrukturmerkmale 
5,5 Millionen Einwohner 
14.750 Quadratkilometer 
Arbeitslosenquote mit ca. 9 % unter Bundesschnitt 





Frankfurt am Main, Offenbach am Main, Wiesbaden, Darmstadt (Hessen) 
Mainz, Worms (Rheinland-Pfalz) / Aschaffenburg (Bayern) 
Landkreise: 
Bergstraße, Darmstadt-Dieburg, Gießen, Groß-Gerau, Fulda, Hochtaunus, Limburg-Weilburg, Main-
Kinzig, Main-Taunus, Odenwald, Offenbach, Rheingau-Taunus, Wetterau, Vogelsberg (Hessen) 
Alzey-Worms, Mainz-Bingen (Rheinland-Pfalz) / Aschaffenburg, Miltenberg (Bayern) 
Quelle: Eigene Darstellung nach IHK-Forum Rhein-Main (2004). 
                                                 
1  Als „Europäische Metropolregionen“ sind die Agglomerationsräume in Deutschland klassifiziert, deren herausra-
gende Funktionen im großräumigen Maßstab international und interkontinental ausstrahlen. Neben Rhein-Main sind 
dies Berlin / Brandenburg, Halle / Leipzig – Sachsendreieck, Hamburg, München, Rhein-Ruhr und Stuttgart (Bun-
desministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 1995: 27 ff.). Zur deutschlandweiten raumstrukturellen 
Einordnung der Region Rhein-Main vgl. ergänzend auch Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 2002: 2 ff. 
2  Zur Debatte über die Abgrenzung der Region Rhein-Main vgl. Bördlein 2000: 539 f. 
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Innerhalb der polyzentralen Region Rhein-Main selbst zeigen sich zwischen den ein-
zelnen Teilräumen deutliche strukturelle Unterschiede. Diese sind unter anderem be-
dingt durch Faktoren wie die naturräumliche Ausstattung oder die jeweilige verkehrli-
che Anbindung. So umfasst die Gesamtregion eine Vielzahl an Teilräumen, die den un-
terschiedlichen Raumkategorien – Verdichtungsraum, Ordnungsraum, Ländlicher Raum 
– mit ihren jeweils strukturell bedingten, spezifischen Herausforderungen zuzurechnen 
sind.3 
Besondere Herausforderungen zeigen sich hierbei speziell in den strukturschwächeren 
Teilräumen4, in denen die Tendenz wahrzunehmen ist, dass diese trotz der nach wie vor 
positiven Entwicklung der Gesamtregion weiter in Rückstand gegenüber den struktur-
begünstigten Teilräumen geraten. 
Zu den eher strukturschwächeren Teilräumen innerhalb der europäischen Metropolre-
gion Rhein-Main ist der östliche Landkreis Darmstadt-Dieburg zu zählen. Er liegt im 
südlichen Bereich der Metropolregion und umschließt als „Kragenkreis“ die Wissen-
schaftsstadt Darmstadt; in ihm leben ca. 290.000 Einwohner. Das östlich gelegene 
Kreisgebiet – zwischen der Stadt Darmstadt und der Stadt Aschaffenburg (Bayern) ge-
legen – umfasst 13 der 23 kreisangehörigen Städte und Gemeinden. Kennzeichen der 
gewissen Strukturschwäche dieses Teilraumes – der der Raumkategorie Ordnungsraum 
zugerechnet wird – ist eine weniger dynamische wirtschaftliche Entwicklung, eine ge-
ringere Attraktivität als Wohn- und Gewerbestandort sowie eine im Verhältnis zu ande-
ren Teilräumen ungünstigere Lage in der Gesamtregion Rhein-Main. 
Eine vertiefte Analyse der Stärken und Schwächen des östlichen Landkreises Darm-
stadt-Dieburg wurde im Vorfeld des intensivierten Entwicklungsprozesses vorgenom-
men, mit dem ab dem Jahr 2000 wichtige Impulse für die weitere Entwicklung dieses 
Teilraumes innerhalb der Metropolregion Rhein-Main gesetzt wurden. Die Potenziale 
bzw. die wichtigsten Stärken und Schwächen des östlichen Landkreises sind in Abb. 2 
dokumentiert. 
Abb. 2: Potenziale des östlichen Landkreises Darmstadt-Dieburg 
Stärken Schwächen 
Lage im Ballungsraum Rhein-Main 
Vielzahl an umliegenden Oberzentren 






Überlastung der Verkehrsverbindung 
Überdurchschnittlich hoher Arbeitslosenanteil 
Abwanderung von Fachkräften 
Rückläufige Beschäftigtenzahlen 
Angebotslücken im Einzelhandel 
Zersiedelungstendenzen  
Kaum Kooperation bei der Projektumsetzung 
Quelle: Eigene Darstellung nach Forschungs- und Entwicklungsgesellschaft Hessen mbH 2001: 34. 
 
                                                 
3  Zur Untergliederung der Region Rhein-Main in Verdichtungsraum, Ordnungsraum und Ländlicher Raum im hes-
sischen Bereich vgl. Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung 2000: 8 ff. und Regie-
rungspräsidium Darmstadt 2000: 5 ff. 
4  Diese Teilräume könnten auch als „Problemgebiete“ innerhalb der Metropolregion Rhein-Main bezeichnet wer-
den. Da diese – bei allen vorhandenen Strukturschwächen – im deutschlandweiten Vergleich jedoch noch immer als 
deutlich begünstigt einzustufen sind, wird hier bewusst auf die Bezeichnung „Problemgebiete“ verzichtet. 
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Diese Analyse der Stärken und Schwächen bildete die Grundlage für die weiteren 
Entscheidungen zur künftigen Entwicklungsstrategie für den östlichen Landkreis Darm-
stadt-Dieburg. 
2 Entwicklungsstrategie für den östlichen Landkreis Darmstadt-
 Dieburg 
Ausgangspunkt des neuen, seit dem Jahr 2000 intensivierten Entwicklungsprozesses für 
mehr Wachstum und eine zukunftsfähige Entwicklung des östlichen Kreisteils war die 
Institutionalisierung eines so genannten „Regionalen Dialoges“, die auf Initiative des 
Landrates des Landkreises Darmstadt-Dieburg erfolgt ist. Vorbereitet und moderiert 
durch die Forschungs- und Entwicklungsgesellschaft Hessen mbH wurde mit den Bür-
germeistern und Vertretern zahlreicher regional agierender Institutionen (Industrie- und 
Handelskammer, Sparkassen etc.) eine spezifische, an den örtlichen Potenzialen orien-
tierte Entwicklungsstrategie für den östlichen Landkreis Darmstadt-Dieburg vereinbart.  
Der Auszug aus der gemeinsamen Erklärung vom 19.01.2001 hierzu lautet: 
„Die allgemeine Zielsetzung für die Entwicklung des östlichen Landkreises Darmstadt-Dieburg ist die 
Stärkung der Funktionen Wohnen, Arbeiten sowie Fremdenverkehr so wie es den jeweiligen Möglich-
keiten und Chancen der Gemeinden entspricht. Dabei soll ein ausgewogenes Verhältnis innerhalb der 
Region angestrebt werden, um die Entwicklungsfähigkeit der Gemeinden nachhaltig zu sichern und 
eine Überbeanspruchung der Ressourcen, zum Beispiel durch Zersiedelung der Landschaft, zu vermei-
den. Die vorhandenen Strukturen sollen erhalten, gestärkt und ausgebaut werden. Qualitatives Wachs-
tum soll Vorrang vor quantitativem Wachstum haben. Zur Umsetzung dieser Ziele wollen die Städte 
und Gemeinden ihre Kräfte bündeln und ihre Anliegen aktiv und mit einer Stimme vertreten.“ 
Quelle: Eigene Darstellung nach Forschungs- und Entwicklungsgesellschaft Hessen mbH 2001: 2. 
Diese Entwicklungsstrategie umfasst im Wesentlichen drei Komponenten, die eng 
miteinander verzahnt sind. Diese drei Komponenten sind eine „Prägnante Leitbilddis-
kussion“, die „Etablierung von Kooperations- und Managementstrukturen“ sowie das 
„Finanzielle Engagement bei der Projektumsetzung“: 
  Prägnante Leitbilddiskussion 
Zu Beginn des intensivierten Entwicklungsprozesses wurde mit den Bürgermeistern 
sowie den Vertretern regional agierender Institutionen im Rahmen eines Auftakt-
Workshops ein Leitbild für die künftige Entwicklung des östlichen Landkreises 
Darmstadt-Dieburg entwickelt. Entwicklungsvoraussetzungen und -perspektiven 
wurden debattiert und gemeinsame Entwicklungsziele festgelegt sowie Maßnah-
menkataloge für die Handlungsfelder „Verkehr und Infrastruktur“, „Wirtschaftsför-
derung und Kooperation“, „Tourismus und Freizeit“ sowie „Einzelhandel und 
Stadtgestalt“ vereinbart.5 Diese Leitbilddiskussion erfolgte straff, klar strukturiert 
und auf das Wesentliche fokussierend, um die aufkommende „Aufbruchstimmung“ 




                                                 
5  Dokumentiert sind die Ergebnisse dieser Leitbilddiskussion in Forschungs- und Entwicklungsgesellschaft Hessen 
mbH 2001. 
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  Etablierung von Kooperations- und Managementstrukturen 
Direkt an die prägnante Leitbilddiskussion anknüpfend hat die Umsetzung des 
Maßnahmenkataloges begonnen, wobei die Kreisverwaltung Darmstadt-Dieburg 
hierbei die Rolle des „Motors und Initiators“ übernahm. Um die Projektvorschläge 
zur Umsetzungsreife zu bringen und diese umzusetzen, wurde als wichtige Grund-
voraussetzung für eine erfolgreiche Umsetzungsarbeit mit der Etablierung von 
Kooperations- und Managementstrukturen – in Form von Regionalmanagement-
Ansätzen und projektbezogenen Runden Tischen – begonnen: 
Regionalmanagement-Ansätze: Mit der Aufgabe, das Leitbild zu überprüfen, den 
Fortschritt der vereinbarten Maßnahmen zu diskutieren sowie die weiteren Schritte 
im Entwicklungsprozess festzulegen, kommen nunmehr auf Einladung des Landra-
tes des Landkreises Darmstadt-Dieburg in regelmäßigen Abständen die Bürgermeis-
ter und die Vertreter der regional agierenden Institutionen zu Sitzungen des „Regio-
nalen Dialogs“ zusammen. In diesem Regionalmanagement-Ansatz werden damit 
sowohl handlungsfeldübergreifend als auch vertieft auf der Maßnahmenebene die 
notwendigen Weichen für den Entwicklungsprozess gestellt. Ergänzt werden diese 
Sitzungen durch Bürgermeisterkonferenzen mit dem angrenzenden Landkreis Of-
fenbach, zu denen seit dem Jahr 2003 die Landräte der Landkreise Darmstadt-
Dieburg und Offenbach einmal jährlich einladen. Im Rahmen dieser Konferenzen 
wird regelmäßig auch die vereinbarte Entwicklungsstrategie für den östlichen 
Landkreis Darmstadt-Dieburg – der direkt an den Landkreis Offenbach angrenzt – 
thematisiert und Kooperationsmöglichkeiten bei der Realisierung von Maßnahmen 
werden ausgelotet. 
Projektbezogene Runde Tische: Ergänzt werden diese maßnahmenübergreifenden 
Aktivitäten durch die bedarfsorientierte Initiierung von Runden Tischen zur geziel-
ten Umsetzung von Einzelmaßnahmen. Wichtige Beispiele sind hier die durch den 
Landrat des Landkreises Darmstadt-Dieburg koordinierten Runden Tische zur 
schienengebundenen ÖPNV-Anbindung sowie zum Ausbau der B26 zwischen Die-
burg und Aschaffenburg. So wurden im Rahmen des Runden Tisches zur schienen-
gebundenen ÖPNV-Anbindung mit den Bürgermeistern der Anrainerkommunen 
sowie der im Verkehrsbereich agierenden Institutionen die Projekte „Dreieichbahn“ 
und „Regionaltangente West“ entscheidend vorangebracht. Um den Ausbau der 
B26 zwischen Dieburg und Aschaffenburg voranzubringen, wurde hierzu ebenfalls 
ein Runder Tisch installiert. Gemeinsam mit den Bürgermeistern der betroffenen 
Kommunen sowie dem Amt für Straßen- und Verkehrswesen Darmstadt konnte hier 
einvernehmlich ein Realisierungskonzept als Grundlage für die Erstellung der Pla-
nungsunterlagen für das notwendige Raumordnungsverfahren erarbeitet werden. 
  Finanzielles Engagement bei der Projektumsetzung 
Damit die einzelnen Maßnahmen bzw. Projekte nicht nur bis zur Umsetzungsreife 
gebracht werden, sondern auch die Umsetzung selbst sichergestellt ist, wurde ein 
besonderes Augenmerk auf Projekte gerichtet, deren Umsetzung auch unter finan-
ziellen Gesichtspunkten realistisch erschien. Verbunden war damit auch die Zusage 
der Akteure, sich bei den gemeinsam vereinbarten Projekten mit besonderer Priori-
tät in der Projektumsetzung finanziell zu engagieren. Entsprechend agiert auch die 
Kreisverwaltung Darmstadt-Dieburg. Als Beispiel ist hier der im Leitbild vereinbar-
te Ausbau des östlichen Landkreises zur „Gründerregion“ zu nennen. Mit bedeuten-
der finanzieller Beteiligung der Kreisverwaltung sowie weiterer Partner ist es in 
diesem Zusammenhang gelungen, zum Januar 2004 am Campus Dieburg der Fach-
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hochschule Darmstadt das „Beratungs- und Qualifizierungszentrum für Unterneh-
mensgründung“ zu gründen. Parallel dazu wird am Standort Dieburg ein attraktives 
Raumangebot für Existenzgründung geschaffen und unter großem Engagement der 
Kreisverwaltung seit Mitte 2004 ein Technologie- und Innovationszentrum im mo-
dernen Neubautrakt der Außenstelle der Kreisverwaltung in Dieburg aufgebaut. 
In dieser sich aus den drei genannten Komponenten zusammensetzenden Entwick-
lungsstrategie wurden die besten Aussichten für einen erfolgreichen Entwicklungspro-
zess im östlichen Landkreis Darmstadt-Dieburg gesehen und mit diesem „Komponen-
ten-Mix“ wurde diesem Entwicklungsprozess ein spezifisches Profil gegeben. 
3 Zur Rolle der Regionalplanung 
Der im Bundesland Hessen gelegene Kernbereich der Metropolregion Rhein-Main ein-
schließlich des östlichen Landkreises Darmstadt-Dieburg liegt für die Aufgabe der Re-
gionalplanung6 in der Planungsregion Südhessen. Die derzeitige Organisationsform der 
Regionalplanung ist hierbei den „kombiniert staatlich-kommunalen Organisationsfor-
men“ zuzurechnen. So ist für die politischen Entscheidungen zum Regionalplan Süd-
hessen7 die Regionalversammlung Südhessen zuständig, die sich in erster Linie aus Ver-
tretern der kreisfreien Städte sowie der Landkreise zusammensetzt. Die Regionalver-
sammlung Südhessen bedient sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben der Oberen Landespla-
nungsbehörde – dem Regierungspräsidium Darmstadt – als Geschäftsstelle.8 
Fokussiert man auf die Rolle der Regionalplanung bzw. der RegionalplanerInnen im 
Zusammenhang mit der gewählten Entwicklungsstrategie für den östlichen Landkreis 
Darmstadt-Dieburg, so lassen sich die bisherigen Erfahrungen wie folgt zusammenfas-
sen:9 
  Beschränkung auf die formellen Aufgaben 
Bislang beschränkt sich die Rolle der Regionalplanung bzw. der RegionalplanerIn-
nen in erster Linie auf die Wahrnehmung ihrer gesetzlich geregelten Kernaufgaben 
– die Aufstellung, Änderung und Fortschreibung des Regionalplanes Südhessen 
sowie die Zuständigkeit für die formellen Instrumente der Planverwirklichung (Ab-
weichungen vom Regionalplan, Raumordnungsverfahren). Diesbezüglich ist die 
Regionalplanung ein wichtiger Akteur für die Fragen der raum- und siedlungsstruk-
turellen Entwicklung im Entwicklungsprozess des östlichen Landkreises Darmstadt-
Dieburg. So wurde explizit auch im Leitbild für den östlichen Landkreis festgehal-
ten, im Rahmen des „Regionalen Dialoges“ gemeinsame Positionen für die Fort-
schreibung des Regionalplanes zu erarbeiten. 
  Ausnahme: Mitwirkung im Rahmen von Runden Tischen 
Ausnahme von Vorgenanntem ist die – bislang allerdings nur vereinzelt erfolgte – 
Mitwirkung der Regionalplanung bzw. der RegionalplanerInnen bei regionalplane-
risch relevanten Einzelmaßnahmen im Entwicklungsprozess des östlichen Land-
                                                 
6  Die Regelungen zur Regionalplanung in Hessen finden sich im Hessischen Landesplanungsgesetz vom 11. Sep-
tember 2002. 
7  Der aktuelle Regionalplan ist der Regionalplan Südhessen aus dem Jahr 2000 (Regierungspräsidium Darmstadt 
2000). 
8  Zur Organisation der Regionalplanung in Hessen einschließlich deren historischen Entwicklung vgl. auch Wiech-
mann 1998: 76 ff. 
9  Zur grundsätzlichen Rolle der Regionalplanung bzw. der RegionalplanerInnen in breit angelegten regionalen Ent-
wicklungsprozessen vgl. Hilligardt 2001: 18 ff. 
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kreises Darmstadt-Dieburg. Im Sinne eines informellen Planungsmanagements fand 
zum Beispiel eine Beteiligung am Runden Tisch zum Ausbau der B26 zwischen 
Dieburg und Babenhausen statt. Für den Träger des Raumordnungsverfahrens nahm 
der zuständige Regionalplaner an den Sitzungen teil und stand jederzeit als An-
sprechpartner zur Verfügung. 
Darüber hinaus hat die Regionalplanung bislang im Entwicklungsprozess des östli-
chen Landkreises Darmstadt-Dieburg keine weitergehende Rolle übernommen. So wur-
de für ein weitergehendes Engagement der Regionalplanung – wie zum Beispiel die 
vielfach in der Fachliteratur über die Weiterentwicklung der Regionalplanung geforder-
te Übernahme von Moderationsfunktionen – bis dato bei den Akteuren kein Bedarf ge-
sehen bzw. von der Regionalplanung selbst hieran auch kein Interesse geäußert. Ein 
wesentliches Motiv hierfür ist auch in der Anbindung der Regionalplanung an das Re-
gierungspräsidium als staatliche Behörde zu sehen. Hierin wird von vielen kommunalen 
Akteuren die Gefahr der zu starken Einflussnahme des Staates (in diesem Falle durch 
das Land) auf Entscheidungen, die der kommunalen Selbstverwaltung obliegen, gese-
hen. Demgegenüber wird der Landkreis als „kommunaler Partner“ wahrgenommen und 
hat damit ungleich bessere Voraussetzungen für eine breite Akzeptanz als „Regional-
entwickler“ unter den kommunalen Akteuren. 
4 Erste Zwischenbilanz / Thesen 
Mit der dargestellten Entwicklungsstrategie für den östlichen Landkreis Darmstadt-
Dieburg wurde ein neuer, spezifischer Weg für einen der strukturschwächeren Teilräu-
me in der Metropolregion Rhein-Main beschritten. Zusammenfassend lässt sich auf der 
Basis der bislang gemachten praktischen Erfahrungen mit dieser Entwicklungsstrategie 
eine erste Zwischenbilanz in fünf Thesen ziehen: 
  Durch eine an die örtlichen Rahmenbedingungen angepasste, spezifische Entwick-
lungsstrategie können wertvolle Impulse für mehr Wachstum und eine zukunftsfä-
hige Entwicklung auch strukturschwächerer Teilräume innerhalb von Agglomerati-
onsräumen gegeben und damit die Voraussetzungen geschaffen werden, dass diese 
Teilräume gegenüber den strukturstärkeren Teilräumen an Leistungsfähigkeit auf-
holen. 
  Ein „Mix“ der eng miteinander verzahnten Komponenten „Prägnante Leitbilddis-
kussion“, „Etablierung von Kooperations- und Managementstrukturen“ sowie „Fi-
nanzielles Engagement bei der Projektumsetzung“ birgt besonders große Erfolgs-
aussichten, die endogenen Potenziale auf breiter Basis zu aktivieren sowie einen 
auch langfristig tragfähigen Entwicklungsprozess mit besonderer Qualität zu etab-
lieren. 
  Von herausragender Bedeutung für den Erfolg des Entwicklungsprozesses ist die 
Einbeziehung aller relevanten Akteure, denn diese ist der Schlüssel dazu, eine Viel-
zahl an Synergieeffekten zu erzielen sowie auf breiter Basis zusätzliches Engage-
ment zu mobilisieren.  
  Darüber hinaus ist ein „starker Motor“ und „Promotor“ für den Entwicklungspro-
zess unerlässlich – eine Funktion, die im vorliegenden Falle vom Landrat des Land-
kreises Darmstadt-Dieburg übernommen wurde. Ohne die Übernahme dieser Funk-
tion durch einen oder auch mehrere regional agierende Akteure (z.B. auch den Re-
gierungspräsidenten, die Industrie- und Handelskammer oder örtliche Hochschu-
len), die über die notwendigen Kapazitäten sowie eine große Akzeptanz als „Regio-
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nalentwickler“ verfügen, sind die Erfolgsaussichten für einen tragfähigen Entwick-
lungsprozess wesentlich geringer. 
  Die Regionalplanung kann mit ihren formellen Instrumenten (Regionalplan, Raum-
ordnungsverfahren etc.) einen wertvollen Beitrag im Rahmen eines derartigen Ent-
wicklungsprozesses leisten; ihr kommt als Akteur für Fragen der raum- und sied-
lungsstrukturellen Entwicklung eine wichtige Bedeutung zu. 
  Im Sinne eines informellen Planungsmanagements ist ein weitergehendes Engage-
ment der Regionalplanung, das über deren Kernaufgaben hinausgeht, wünschens-
wert; die Möglichkeiten für sein solches Engagement – zum Beispiel die Übernah-
me von Initiativfunktionen für neue (regionalplanerisch relevante) Projekte oder die 
Übernahme von Moderationsfunktionen – zeigen sich jedoch insbesondere aufgrund 
begrenzter personeller Kapazitäten bzw. finanzieller Ressourcen der Regionalpla-
nung sowie der unzureichenden Anerkennung der Institution Regionalplanung 
durch die örtlichen Akteure mit erheblichen Einschränkungen verbunden. Eine 
frühzeitige und breite Diskussion in den einzelnen Regionen über das jeweilige 
Selbstverständnis bzw. die Rolle der Regionalplanung sowie über deren Wahrneh-
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Planerischer Umgang mit Problemgebieten infolge des  
Strukturwandels am Beispiel des Südraumes Leipzig 
Gliederung 
1  Ausgangssituation 
2 Steuerung des Strukturwandels durch den Einsatz unterschiedlicher  
 Planungsinstrumente 
3 Auswirkungen auf die Region im Ergebnis des Einsatzes unterschiedlichster 
 Planungsinstrumente 
 
1  Ausgangssituation 
Südraum Leipzig – Problemgebiet infolge des Strukturwandels 
Der Südraum Leipzig umfasst eine ca. 450 km2 große Fläche südlich von Leipzig. Die 
Ausdehnung reicht westlich bis zur Landesgrenze nach Sachsen-Anhalt und südlich bis 
zur Grenze zu Thüringen. Dennoch ist der Südraum Leipzig nur ein Teil des Landkrei-
ses Leipziger Land und damit nur ein Teil der Planungsregion Westsachsen. In der Re-
gion leben ca. 110.000 Einwohner. Die Gebietsabgrenzung erfolgt durch eine gemein-
same Wirtschafts- und Sozialgeschichte; nicht durch politische, geografische oder ähn-
liche Grenzen. 
1989 gab es in der Region 54.000 Beschäftigte in den strukturbestimmenden Wirt-
schaftsbranchen Braunkohlenbergbau (9 aktive Tagebaue), Braunkohlenveredlung, 
Energiewirtschaft und Karbochemie. Die Phase des einsetzenden Strukturwandels war 
gekennzeichnet durch die 
 Außerbetriebnahme von 7 Tagebauen 
 Stilllegung von 10 Brikettfabriken 
 Schließung von 7 Kraftwerken 
 konsequente Privatisierung der vorhandenen Industriebetriebe. 
Innerhalb von nur drei Jahren gingen 49.000 Arbeitsplätze ersatzlos verloren. Nur 
noch 10 % der Arbeitsplätze in einst strukturbestimmenden Branchen blieben erhalten. 
Bis heute konnte dieser Arbeitsplatzverlust nicht kompensiert werden; eine Arbeitslo-
senquote von mehr als 25 % untermauert diese Aussage. 
Die Daten und Fakten weisen auf einen regelrechten Strukturbruch hin und verdeutli-
chen die Ursachen für die heutige Position des Südraumes Leipzig als Problemgebiet: 
 fast vollständiger Entzug der ökonomischen Basis (bedingt durch die Monostruk-
turierung des Gebietes vor dem Einsetzen des Strukturwandels), 
 Herausbilden eines sozialen Problemgebietes infolge einer fehlenden ökonomischen 
Basis; gekennzeichnet durch hohe Arbeitslosigkeit mit einer Vielzahl von mittler-
weile Langzeitarbeitslosen und Abwanderung vor allem junger Leute aufgrund feh-
lender beruflicher Perspektiven (Arbeitsplatz- und Ausbildungsplatzmangel). 
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Gleichzeitig haben sich aber die ökologische Situation und die Umweltverhältnisse 
deutlich (spür- und messbar) verbessert. Die Ursachen liegen im Wegbrechen der bisher 
den Raum kennzeichnenden Industrien der Kohleverarbeitung und -veredlung mit ihrem 
hohen Schadstoffausstoß. Nachweislich haben sich seit der Schließung dieser Industrie-
betriebe zu Beginn der 90er Jahre eine Vielzahl vom Aussterben bedrohter Pflanzen- 
und Tierarten im Südraum Leipzig wieder angesiedelt. 
Mit der konsequenten Einhaltung des Bundesimmissionsschutzgesetzes bei der Ge-
nehmigung  der Ansiedlung neuer Industrieunternehmen ist eine Verschlechterung der 
Umweltsituation auch nicht zu erwarten. 
Südraum Leipzig – planerisches Problemgebiet infolge des Strukturbruchs 
Durch die abrupte Stilllegung fast der gesamten Bergbauwirtschaft und ihrer Folgein-
dustrien traten planerische Defizite zutage. 
Während alle Kommunen in den neuen Bundesländern vor der Situation standen, dass 
es zu Beginn der 90er Jahre weder Flächennutzungs- noch Regionalpläne gab und die 
Flut von Bauvorhaben auf der Basis von Vorhaben- und Erschließungsplänen nach vor-
gegebenen Grundsätzen und Zielen der Raumordnung bewertet und genehmigt wurde, 
fehlte im Südraum Leipzig zusätzlich noch die Sanierungsplanung für die Bergbauland-
schaft, die dem aktuellen Abbaustand in den Tagebauen Rechnung getragen hätte. 
Einerseits wurden die Tagebaue in einer Abbaustellung stillgelegt, die in der Abbau-
konzeption so nicht vorgesehen  war, so dass die Planungen für das reguläre Auslaufen 
des Betriebes nicht genutzt werden konnten; anderseits gab es aufgrund der vorzeitigen 
Stilllegung keinen Planungsvorlauf für die Folgenutzungen; die Kommunen waren zeit-
lich überrascht und überfordert. Darüber hinaus spielten aufgrund der jahrzehntelangen 
Politik, in der der Abbau der Braunkohlevorkommen höchste Priorität besaß und plane-
rische Entscheidungen auf höchster politischer Ebene getroffen wurden, Bergbauflächen 
in der kommunalen Planungspolitik zunächst keine Rolle, weil sich bisher alles der 
Kohlegewinnung unterordnen musste. 
Es bestand demzufolge die Notwendigkeit, in kürzester Zeit umsetzungsreife Planun-
gen vorzulegen, die auch einer strategischen Wirtschaftsentwicklung Rechnung tragen 
mussten. 
2  Steuerung des Strukturwandels durch den Einsatz unterschiedlicher 
 Planungsinstrumente 
Unter dem Aspekt, eine Strategie der wirtschaftlichen Entwicklung für die Region he-
rauszuarbeiten, setzte zu diesem Zeitpunkt  ein intensiver Kommunikationsprozess in-
nerhalb der Region, aber auch nach außen ein bzw. wurde diese Kommunikation auch 
von außen in die Region hineingetragen. Dies war der Information durch die öffent-
lichen Medien über die schlechte Umweltsituation und das wirtschaftliche Ausmaß des 
Umstrukturierungsprozesses geschuldet. Das weckte das Interesse und – teilweise unei-
gennützige – Engagement von Planern, Architekten, Forschungs- und Bildungseinrich-
tungen etc.  
Eine maßgebliche Unterstützung und Steuerung  dieses Prozesses erfolgte durch das 
Regierungspräsidium Leipzig, das vielfach diesen Kommunikationsprozess moderierte, 
Diskussionen kanalisierte und selbst zielgerichtet Aktivitäten im Rahmen von strategi-
schen Planungen initiierte.  
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Dass eine Behörde diese Funktion wahrgenommen hat, resultiert aus der Tatsache, 
dass zu diesem Zeitpunkt legitimierte Gremien auf regionaler Ebene – im Sinne von 
freiwilligen Zusammenschlüssen – für die Wahrnehmung solcher Aufgaben noch nicht 
vorhanden waren. Aus der besonderen Funktionswahrnehmung durch das RP Leipzig 
kristallisierte sich eine bis heute andauernde besondere Rolle des Regierungspräsidiums 
im Rahmen der Regionalentwicklung heraus. 
Durch den Kommunikationsprozess nach außen und die öffentliche Berichterstattung 
in den Medien setzte ein regelrechter „Ansturm“ von Planern, Architekten, Land-
schaftsgestaltern auf die Region ein. Die Region bot sich als großes Experimentierfeld 
an; einerseits für den Einsatz planerischer Instrumente (um schnell die notwendigen 
Voraussetzungen für eine Regionalentwicklung zu schaffen), andererseits für das Ge-
stalten/Modellieren einer Landschaft, was sonst nur Eiszeiten vorbehalten ist. 
Durch die Vielzahl der beteiligten, beruflich unterschiedlich ausgerichteten Akteure 
kam eine ebenso große Vielzahl von Planungsmethoden und Planungsinstrumenten zum 
Einsatz. Dies geschah jedoch nicht in Abwägung der Frage, welches Planungsinstru-
ment zum gewünschten Ergebnis führen könnte, sondern war eher abhängig von prakti-
schen Erfahrungen bzw. der bevorzugten Planungsmethode des jeweiligen Hauptak-
teurs. Der Einsatz von Planungsmethoden und -instrumenten umfasste: 
 die traditionelle Bauleitplanung, 
 städtebauliche Wettbewerbe, maßgeblich auf den großen industriellen Altstand-
orten, wobei sich der Wettbewerb nicht nur auf das eigentliche Kerngeschäft des 
Städtebaus beschränkte, 
 planerisch-strategisch ausgerichtete Workshops, 
 studentische Wettbewerbe, 
 Regionalkonferenzen (1994 fand bereits die dritte Regionalkonferenz statt, die eine 
sehr visionäre Ausrichtung hatte). 
Mit den im Ergebnis der zahlreichen Aktivitäten entstandenen (Planungs-)Dokumen-
ten lagen den kommunalen und regionalen Entscheidungsträgern umfangreiche Pla-
nungsideen, Konzepte, Gutachten und Visionen (teilweise auch ohne praktikablen An-
satz) vor, die nur noch umgesetzt werden mussten. 
Doch gerade die Vorgehensweise sowie Verantwortlichkeiten und Zuständigkeiten 
bei der Umsetzung dieser Ideen blieb offen, anders als dies mit den Verfahren im Rah-
men der traditionellen Bauleitplanung geregelt ist.  
An dieser Stelle begann das Suchen nach neuen Instrumenten nicht nur der Regional-
planung, sondern auch der Regionalentwicklung, die eben auch die Lücke zwischen Pla-
nung und Realisierung füllen sollten. Dabei wurde von drei Prämissen ausgegangen: 
 Die Kommunen als Träger der Planungshoheit müssen involviert sein; 
 ohne die Beteiligung der in der Region ansässigen Wirtschaft ist eine erfolgreiche 
Regionalentwicklung nicht möglich; 
 um die massiven Einschnitte infolge des Strukturbruchs schrittweise beseitigen zu 
können, bedarf es zusätzlicher finanzieller Mittel. 
Zu diesem Zweck erfolgte die abgestimmte Gründung von drei Institutionen: 
 Zweckverband Kommunales Forum Südraum Leipzig: ein Zweckverband ohne 
Pflichtaufgaben; zur Koordinierung und Abstimmung der kommunalen Interessen 
innerhalb der Region bei der Entwicklung der Bergbaufolgelandschaft, aber auch 
zur Kommunikation nach außen 
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 Wirtschaftsverein Südraum Leipzig: Zusammenschluss von klein- und mittelständi-
schen Unternehmen, um sich als Wirtschaftspartner in abgestimmter Weise in die 
Regionalentwicklung einzubringen 
 SL Südraum Leipzig GmbH: eine Gesellschaft mit den Gesellschaftern Kommuna-
les Forum, Wirtschaftsverein Südraum Leipzig und Freistaat Sachsen (ausgestattet 
mit einer staatlichen Anschubfinanzierung und der Zielstellung, die aufgestellten 
Planungen und Konzepte im Interesse der Region selbst umzusetzen bzw. die not-
wendigen Voraussetzungen dafür zu schaffen sowie im Sinne eines Wirtschaftsför-
derers zu agieren). 
Doch auch bei dem Willen, vorhandene Planungen aufzugreifen und sie zu reali-
sieren, ohne weiteres beschriebenes Papier anzuhäufen, kam man nicht umhin, weitere 
Planungsdokumente zu erstellen und vorliegende Planungen zu konkretisieren. 
In der zweiten Hälfte der 90er Jahre traten die Bemühungen durch Bund und Land zu 
einer stärkeren Regionalisierung hervor; einerseits durch das Ausloben von Wettbewer-
ben der Regionen auf Bundesebene mit unterschiedlichster thematischer Zielsetzung, 
aber auch durch die Möglichkeiten der finanziell durch den Freistaat Sachsen unter-
stützten Erarbeitung von Regionalen Entwicklungskonzepten. 
Die Region griff das Instrument des Regionalen Entwicklungs- und Handlungskon-
zeptes auf, das unter Federführung des Kommunalen Forums, einschließlich eines Maß-
nahmekataloges, erarbeitet wurde. Die im Rahmen des REK definierten Maßnahmen 
sollten den roten Faden für die Umsetzung bilden.  
Der Maßnahmekatalog setzte sich zusammen aus Maßnahmen und Projekten, die be-
reits vor der Erarbeitung des REK entwickelt worden waren und solchen, die aus den 
Leitlinien und Handlungsfeldern des REK abgeleitet wurden. Daraus ergibt sich mögli-
cherweise – nicht unberechtigt – die Frage, inwieweit das Planungsinstrument REK zu 
diesem Zeitpunkt in der Region tatsächlich erforderlich war, um den Strukturwandel 
weiter voranzutreiben.  
Zeitgleich zur Erarbeitung des REK erfolgte eine Beteiligung der Region am Bun-
deswettbewerb Regionen der Zukunft, zunächst unter Leitung der SL Südraum Leipzig 
GmbH, die später an das Kommunale Forum überging, um die REK-Erarbeitung enger 
mit dem Wettbewerb zu verknüpfen. Da mit der Wettbewerbsteilnahme keine finanziel-
len Vergünstigungen erreicht werden konnten, ging es vielmehr darum, eine Selbstbes-
tätigung für die Region zu erzielen und die regionsinterne Motivation hochzuhalten. Die 
mit dem Wettbewerb verbundene Schaffung einer bundesweiten Öffentlichkeit wurde 
genutzt, um regional bedeutsame Projekte (Kernprojekte) und deren Umsetzung in das 
Zentrum des öffentlichen Interesses zu rücken. 
3  Auswirkungen auf die Region im Ergebnis des Einsatzes unterschied-
lichster Planungsinstrumente 
Nachhaltigkeit des Einsatzes der Planungsinstrumente 
Im Ergebnis der bisherigen Entwicklung ist festzustellen, dass der Südraum Leipzig ein 
wirkliches Experimentierfeld für die Anwendung planerischer Instrumente war. Es wur-
den alle in den 90er Jahren angebotenen und sich entwickelnden Instrumente in An-
spruch genommen. Es stellt sich jedoch die Frage nach der richtigen und konsequenten 
Anwendung. 
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Aufgrund der Vielfalt der zur Verfügung stehenden Planungsinstrumente und der 
ständigen Neukonzipierung von Mitteln und Methoden zur Unterstützung der Regional-
entwicklung ist die Gefahr des sprunghaften Wechsels von Planungsinstrumenten gege-
ben. Gerade die regionalen Veränderungen im Südraum Leipzig mit der Besonderheit 
der Schaffung einer Bergbaufolgelandschaft sind eine Generationsaufgabe. Dabei ist 
nicht zu erwarten, dass innerhalb von zwei bis drei Jahren die Mehrheit der Aufgaben 
gelöst ist. Die Ungeduld und der Erwartungsdruck der in der Region lebenden Bevölke-
rung führten jedoch teilweise zu – unberechtigter – Kritik, dass bestimmte Prozesse 
nicht schnell genug abgeschlossen werden. Dies hatte wiederum zur Konsequenz, dass 
die beteiligten Akteure zu anderen/neuen Methoden und Instrumenten der Regionalent-
wicklung übergingen, um den Erwartungen gerecht zu werden. 
Bezogen auf die Nutzung eines REK als Planungsinstrument zur Weiterentwicklung 
von Regionen, speziell der sächsischen Aktionsräume, wird derzeit eine Evaluierung im 
Auftrag des Sächsischen Staatsministeriums des Innern vorgenommen, nicht zuletzt 
auch deshalb, um künftig Mittel und Methoden für die Unterstützung der Regionalent-
wicklung effizient einsetzen zu können.  
Die Anwendung der unterschiedlichen Planungsinstrumente – teilweise als Modell-
vorhaben – und der damit in Zusammenhang stehenden Aktivitäten sowie der hohe Ent-
wicklungsbedarf in der Region haben die besondere Aufmerksamkeit von Bildungs- 
und Forschungseinrichtungen, Behörden der Raumordnung u.ä. geweckt. 
Auch dies führte dazu, dass der Südraum Leipzig innerhalb von Sachsen durch das 
Sächsische Staatsministerium für Wirtschaft und Arbeit zu einem der fünf Gebiete mit 
besonderem Entwicklungsbedarf (GmbE) eingestuft wurde und darauf basierend in den 
Genuss einer dreijährigen Förderung (GA-Mittel) eines Regionalmanagements (Perso-
nal-, Projekt- und Sachkosten) gelangte.  
Doch auch in diesem Fall ist bereits nach kurzer Zeit (drei Jahre) die Kategorisierung 
der Regionen wieder aufgehoben worden, einschließlich des Instruments eines geförder-
ten Regionalmanagements. Die Fördermittelgeber sind der Auffassung, dass nach einer 
dreijährigen Anschubfinanzierung die Regionalmanagements so etabliert sein müssten, 
dass sie durch die Regionen wirtschaftlich selbst zu tragen sind. 
Aus Sicht der Regionen – und nicht nur des Südraumes Leipzig – ist diese Maßnahme 
für die nachhaltige Etablierung eines Regionalmanagements zu kurz angesetzt. 
Akteursgewinnung 
Als besonderer Vorteil ist aus Sicht des Südraumes Leipzig zu bewerten, dass durch das 
Arbeiten mit den verschiedenen Planungs- und Steuerungsinstrumenten ein stabiles 
Netzwerk von regionalen Akteuren entstanden ist, das als fester Bestandteil des Gegen-
stromprinzips bei der Regionalplanung wirkt. Eine Stärkung dieses Netzwerkes durch 
Akteure aus der in der Region ansässigen Wirtschaft ist allerdings wünschenswert.  
Die Gewinnung von neuen Akteuren, maßgeblich aus Bereichen, in denen nach 
marktwirtschaftlichen Prinzipien gearbeitet wird, ist in starkem Maße vom Ziel und den 
erwarteten Erfolgen der regionalen Zusammenarbeit abhängig. D.h. der Akteursgewinn 
gestaltet sich desto einfacher, je klarer ein gemeinsames Vorhaben mit den sich daraus 
ergebenden finanziellen Belastungen definiert ist, die Aufgaben und Verantwortlichkei-
ten festgelegt sind, so dass jeder Beteiligte genau weiß, welchen Beitrag er zu leisten hat 
und dass der erwartete Nutzen für alle Beteiligten von Vorteil ist. 
Die allgemeine Begeisterung für die in der Region ablaufenden Prozesse, wie sie zu Beginn 
der 90er Jahre vorhanden war, reicht heute nicht mehr aus, um Mitstreiter zu gewinnen. 
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Motivation 
Die äußerst umfangreich vorhandenen Planungen, Konzepte, Gutachten etc. haben zu 
einer Übersättigung für Visionen, Ideen und Projektkonzeptionen geführt. Die hinzu-
kommende nur langsam fortschreitende Umsetzung der Planungen bildet keinen Vorteil 
für die Motivation der Akteure. 
Des Weiteren ist zu beachten, dass gewählte politische Vertreter – in diesem Fall 
hauptsächlich Bürgermeister –, die einen wesentlichen Akteurskreis in der Region bil-
den, ihren Wählern verpflichtet sind. Bei den Bürgern ist eine regionale Sichtweise al-
lerdings nur bedingt ausgeprägt, so dass sie die von ihnen gewählten Vertreter nur an 
der Politik für die eigene Kommune messen. Diese Verhaltensweise bestimmt maßgeb-
lich die Motivation und das Engagement von Kommunalpolitikern für die Region und 
es bleibt dem individuellen Geschick der Kommunalpolitiker überlassen, die Entwick-
lungsfortschritte in der Region zum Vorteil für die Kommune zu gestalten. 
Trotz des gemeinsamen Vorhabens, im Südraum Leipzig eine ausgewogene Entwick-
lung für die gesamte Region zu erreichen, haben Synergieeffekte aus der Stadt Leipzig 
auf die unmittelbar angrenzenden Kommunen zu einer Teilung der – an sich schon klei-
nen – Region geführt. Während diese Kommunen einen Entwicklungsschub verzeich-
nen können, stagniert die Entwicklung im südlichen Teil der Region. 
Im Ergebnis dessen ist es besonders notwendig, die Anstrengungen darauf zu kon-
zentrieren, regional und überregional bedeutsame Vorhaben im Bereich dieser Kommu-
nen zu platzieren. Nur so kann es gelingen, die Motivation der Akteure – gerade aus 
diesen momentan noch benachteiligten Kommunen – für eine gemeinsame regionale 
Entwicklung aufrecht zu erhalten. 
Ressourcenbündelung 
Bei einer abnehmenden bzw. schwankenden Motivation und ggf. dadurch bedingtem 
Akteursverlust, vor allem aber durch die zunehmende Finanzknappheit nicht nur der 
öffentlichen Geldgeber ist die Bündelung von Ressourcen – finanzieller und personeller 
Art – von besonderer Bedeutung. 
Das setzt voraus, dass Maßnahmen und Projekte der Regionalplanung und -ent-
wicklung im Detail inhaltlich mit den regionalen Akteuren abgestimmt sind und für die 
Umsetzung eine von allen akzeptierte Rang- und Reihenfolge festgelegt wird, die dem 
regionalen Erfordernis tatsächlich Rechnung trägt. 
Akteure werden nur bereit sein, ihre personellen und finanziellen Mittel für be-
stimmte Projekte einzusetzen und zu konzentrieren, wenn der unmittelbare Nutzen auch 
bei ihnen liegt. Deshalb sollten die Vorhaben überschaubar, in sich abgeschlossen und 
aufeinander aufbauende Teilschritte einer Gesamtentwicklung sein. 
Gerade die Bündelung von Ressourcen im Interesse der effizienten Koordinierung 
und Steuerung regional bedeutsamer Vorhaben ist eine typische Aufgabe für ein Regio-
nalmanagement und gewinnt damit in der heutigen Zeit immer mehr an Bedeutung. Wer 
jedoch voraussetzt, dass sich (auch) mit dieser Aufgabe ein Regionalmanagement be-
reits in den Anfangsjahren wirtschaftlich selbst tragen kann, verkennt die Situation. Die 
langjährigen Erfahrungen aus Österreich und der Schweiz belegen, dass erst langfristig 
positive Effekte eines solchen Instruments messbar werden. 
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1 Problemstellung – „Die Mitte ist der Rand“ oder „Mitten in Sachsen“ 
Der „Klosterbezirk Altzella“ ist ein kommunaler Zusammenschluss von neun Städten 
und Gemeinden. Dazu gehören die Städte Siebenlehn, Nossen und Roßwein sowie die 
Gemeinden Ketzerbachtal, Niederstriegis, Reinsberg, Striegistal, Heynitz und Tiefen-
bach.1 Die Region hat knapp 31.300 Einwohner und nimmt eine Fläche von 287 km² 
ein.2 Damit beträgt die Bevölkerungsdichte 109 Einwohner/km². Die durchschnittliche 
Bevölkerungsdichte liegt in Sachsen bei 234 Einwohnern/km².3 Der Vergleich weist 
darauf hin, dass die Region relativ dünn besiedelt ist und zumindest unter diesem As-
pekt als ländlicher Raum einzustufen ist. 
                                                
1 Eine Änderung in der Zusammensetzung hat sich im Jahr 2003 ergeben. Die Stadt Siebenlehn wurde am 1.9.2003 
in die südlich angrenzende Gemeinde Großschirma eingemeindet. Großschirma hat seither Stadtrecht und wird der 
Region beitreten. Die Gemeinde Heynitz wurde 2002 in die Stadt Nossen eingemeindet. 
2 Die Bevölkerungszahl hat den Stand vom 31.12.2002 (Quelle: www.statistik.sachsen.de). Die Angabe zur Fläche 
bezieht sich auf die Größe der Region vor der Eingemeindung der Stadt Siebenlehn in die Gemeinde Großschirma. 
3 Die Angabe bezieht sich auf die Bevölkerungsdichte zum 30.6.2004 (Quelle:www.statistik.sachsen.de). 
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1.1  Lage im Raum und Standortbedingungen 
Im Freistaat Sachsen nimmt die Region räumlich und infrastrukturell eine zentrale Lage 
ein. Diese Aussage gilt auch in Bezug auf das im Landesentwicklungsplan (LEP) Sach-
sen ausgewiesene Sachsendreieck, welches von den Oberzentren Leipzig, Dresden und 
Chemnitz gebildet wird.4 
Eine verkehrsgünstige Lage nimmt der Klosterbezirk sowohl im Straßen- als auch im 
Schienenverkehrsnetz ein. Die Autobahn (BAB) 4 kreuzt die Region in West-Ost-
Richtung, während die BAB 14 am Autobahndreieck Nossen in nordwestlicher Rich-
tung von der BAB 4 abzweigt. Die Region verfügt über je zwei Anschlussstellen an 
beiden Autobahnen; eine weitere Anschlussstelle an der BAB 14 ist aus dem westlichen 
Teil des Klosterbezirkes schnell erreichbar. Die überregionale Anbindung wird noch 
ergänzt durch mehrere Bundesstraßen. 
Auch ein erster Blick auf das Netz der Deutschen Bahn AG zeigt enge Verflechtun-
gen des Klosterbezirkes mit umliegenden Regionen. Über die Eisenbahnstrecke Dresden 
– Döbeln – Leipzig ist die Region mit zwei sächsischen Oberzentren und den Mittel-
zentren Meißen, Döbeln und Grimma direkt verbunden. 
Ökologische Probleme wie in den Sanierungs- und Entwicklungsgebieten des Uran-
bergbaus oder in den von Braunkohlebergbau und -verarbeitung geprägten Regionen 
treten im Klosterbezirk Altzella nicht auf. 
Die wirtschaftliche Basis des Klosterbezirkes bilden Unternehmen mehrerer Bran-
chen. Dazu gehören private und unternehmensorientierte Dienstleistungen, das Spediti-
onsgewerbe, Metall- und Holzverarbeitung und das Handwerk. Die touristische Attrak-
tivität und die Bekanntheit der Region sind nicht vergleichbar mit dem Erzgebirge oder 
der Sächsischen Schweiz, dennoch gibt es im Klosterbezirk ein breit gefächertes Ange-
bot an touristisch relevanten Dienstleistungen. 
Diese Darstellung beschreibt Entwicklungsbedingungen, wie sie in dieser oder ähnli-
cher Form in vielen Regionen analysiert werden können. Damit ergibt sich die Frage, 
was den Klosterbezirk Altzella zur Problemregion macht. 
Zur Beantwortung dieser Frage ist zunächst ein Blick auf die Bevölkerungs-
entwicklung aufschlussreich. Die Kommunen der Region zählten im Jahre 1990 über 
34.300 Einwohner.5 Bis Ende 1998 sank diese Zahl auf 32.508. Diese Entwicklung setzt 
sich weiter fort – im Juni 2004 ergab sich eine Einwohnerzahl von 30.769.6 Nicht alle 
Kommunen des Klosterbezirkes sind in gleichem Maße von der negativen Bevölke-
rungsentwicklung betroffen. Zwischen 1990 und 2003 konnten die Gemeinden Nieder-
striegis und Striegistal Bevölkerungsgewinne von 3,0 % bzw. 6,2 % verzeichnen. Alle 
anderen Kommunen verloren an Einwohnern, vor allem die Stadt Roßwein mit -16,4 % 
und die Stadt Siebenlehn mit -13,5 %.7 
Ein ebenso differenziertes Bild zeigt sich bei der Leistungsfähigkeit der kommunalen 
Haushalte. Ein Indikator ist hier der Schuldenstand je Einwohner. Geringe Werte errei-
chen die Gemeinden Niederstriegis mit 319 €/Einwohner und Tiefenbach mit 398 €/ 
Einwohner. Sie liegen damit wesentlich unter dem sächsischen Durchschnittswert von 
                                                
4 Siehe LEP Sachsen 1994, S. Z-9 ff. und B-3 ff. sowie LEP 2003, S. 7 ff. 
5 Stand: 3.10.1990 (Quelle: www.statistik.sachsen.de). 
6 Stand zum 30.06.2004 (Quelle: www.statistik.sachsen.de).  
7 Stichtage sind der 3.10.1990 und der 31.12.2003. Die Angabe zur Bevölkerungsentwicklung der Stadt Siebenlehn 
bezieht sich auf den 31.12.2002. 
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1.226 €/Einwohner.8 Demgegenüber erreichten die Stadt Siebenlehn mit 4.832 €/Ein-
wohner und die Gemeinde Heynitz mit 4.320 €/Einwohner vor ihrer Eingemeindung 
nach Großschirma bzw. Nossen nahezu das Vierfache des sächsischen Durchschnitts-
wertes.9 
Die wirtschaftsstrukturellen Probleme des Klosterbezirkes lassen sich anhand der Ar-
beitslosenquoten in der Region skizzieren. Schon im Regionalen Entwicklungskonzept 
wurde die über dem sächsischen Landesdurchschnitt liegende Arbeitslosigkeit beschrie-
ben. Die durchschnittliche Arbeitslosenquote der Region lag 1997 bei 24,3 %. Die Quo-
ten in den Kommunen reichten von 15,7 % in der Gemeinde Ketzerbachtal bis 36,1 % 
in der Gemeinde Tiefenbach. Der sächsische Landesdurchschnitt lag zum gleichen Zeit-
punkt bei 20,3 % (Kommunalconsult GmbH / KSV 2000: 61). 
Bis zum Jahr 2003 hatte sich die Situation des regionalen Arbeitsmarktes verbessert. 
Bei einer durchschnittlichen regionalen Arbeitslosenquote von 13,9 % bewegten sich 
die Werte in den einzelnen Kommunen zwischen 11,4 % in der Gemeinde Niederstrie-
gis und 17,2 % in der Gemeinde Tiefenbach.10 
Auch die Lage im Netz der Deutschen Bahn AG ist differenziert zu betrachten. Der 
Klosterbezirk verfügt über die oben skizzierte direkte Anbindung an mehrere Mittel-
zentren und zwei Oberzentren. Allerdings war die Region bis zum Beginn der 1990er 
Jahre sogar ein Knotenpunkt des sächsischen Eisenbahnnetzes. Es bestanden vier Stre-
cken, von denen derzeit nur die Verbindung Dresden – Döbeln – Leipzig betrieben 
wird. Die Strecken Nossen – Lommatzsch – Riesa, Roßwein – Hainichen – Frankenberg 
– Chemnitz sowie Nossen – Freiberg wurden bis 1998 stillgelegt. 
1.2  Administrative Einordnung 
Neben den hier dargestellten strukturellen Problemen bestand eine weitere Motivation 
der Kommunalpolitiker zur Gründung des Klosterbezirkes Altzella in der administrati-
ven Gliederung der Region. Die Kommunen des Klosterbezirkes gehören zu vier ver-
schiedenen Landkreisen (Meißen, Freiberg, Mittweida, Döbeln) und den drei sächsi-
schen Regierungsbezirken Chemnitz, Dresden und Leipzig. Für die Verwaltungen der 
Landkreise und Regierungsbezirke nehmen die Gemeinden des Klosterbezirkes eine 
Randlage ein. 
Zusätzlich sind die Kommunen auf drei Planungsregionen aufgeteilt. Es handelt sich 
hier um die Regionen Dresden/Oberes Elbtal, Chemnitz/Mittleres Erzgebirge und 
Westsachsen. Diese Aufzählung der administrativen Zuordnung ließe sich fortsetzen. 
Weitere Beispiele sind die unterschiedlichen Trinkwasserversorgungs- und Abwasser-
zweckverbände. 
Begründet durch die administrative Randlage und die wirtschaftlichen Probleme ent-
stand schon zu Beginn der 1990er Jahre die Idee zur gemeindeübergreifenden Zusam-
menarbeit. Zu diesem Zeitpunkt blieb es allerdings bei der Diskussion über dieses The-
ma. Die einzelnen Kommunen waren zuversichtlich, ihre Zukunft individuell und aus 
eigenen Ressourcen gestalten zu können. 
                                                
8 Die Werte beziehen sich auf den Stichtag 31.12.2002 (Quelle: www.statistik.sachsen.de). 
9 Der Wert für die Gemeinde Heynitz bezieht sich auf den Stichtag 31.12.2001, d.h. vor der Eingemeindung in die 
Stadt Nossen, während sich die Angabe für die Stadt Siebenlehn auf den 31.12.2002 bezieht. (Quelle: 
www.statistik.sachsen.de).  
10 Die Werte für die einzelnen Gemeinden wurden ermittelt aus dem Quotienten von Anzahl der Arbeitslosen und 
der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter zum Stichtag 31.12.2003. Die Arbeitslosenquote im Landesdurchschnitt 
Sachsens betrug im Oktober 2003 18,4 % (Quelle: www.statistik.sachsen.de). 
 Entwicklung von Problemgebieten durch Regionalmanagement? 
 54
Erst 1996 wurde die Idee von den Bürgermeistern der Städte Nossen, Roßwein und 
Siebenlehn erneut aufgegriffen. Die Vertreter der umliegenden Gemeinden Ketzerbach-
tal, Niederstriegis, Tiefenbach, Striegistal, Reinsberg und Heynitz stimmten der regio-
nalen Kooperation zu. Durch diesen Konsens konstituierte sich die Region im Jahr 
1999. Die formelle Gründung der Region „Klosterbezirk Altzella“ erfolgte durch einen 
öffentlich-rechtlichen Vertrag im Jahre 1998. In einer ersten Stufe der Zusammenarbeit 
ging es um die Schaffung der konzeptionellen Grundlagen für die regionale Entwick-
lung durch Ausarbeitung eines Regionalen Entwicklungskonzeptes (REK).11 
Die Bezeichnung der Region wurde vom ehemaligen Zisterzienserkloster Altzella bei 
Nossen entlehnt. Das im 12. Jahrhundert gegründete Kloster wurde im Zuge der Refor-
mation aufgelöst, war aber vorher über Jahrhunderte hinweg eine Keimzelle für die Be-
siedlung und Kolonisation Mittelsachsens. Zur Erinnerung an die frühere Bedeutung des 
Klosters als „Wiege Sachsens“ und die gemeinsamen Wurzeln wählte man den Namen 
„Klosterbezirk Altzella“. 
Die nachstehende Grafik zeigt die Struktur der Zusammenarbeit in der Region nach 
Abschluss des REK. Die strategischen Entscheidungen werden im Rat der Bürgermeis-
ter getroffen. Der Förderverein hat die Funktion der Bündelung regionaler Interessen 
und soll die Kommunen der Region bei der Umsetzung des REK unterstützen. Das Re-
gionalmanagement ist u. a. Dienstleister für den Rat der Bürgermeister und den Förder-
verein, moderiert die Sitzungen der Arbeitskreise und übernimmt die Öffentlichkeitsar-
beit. 
Abb. 1: Kooperationsstruktur im Klosterbezirk Altzella12  
 
 
2 Konzeptionelle Grundlagen für die regionale Entwicklung 
Für die Durchführung des Regionalmanagements waren die konzeptionellen Grundla-
gen der Landes- und Regionalplanung sowie das REK des Klosterbezirkes zu berück-
sichtigen. Im Einzelnen handelt es sich um folgende Dokumente: 
 
                                                
11 Der öffentlich-rechtliche Vertrag zur Konstituierung des Klosterbezirkes Altzella wurde zunächst ohne die Ge-
meinden Tiefenbach und Heynitz geschlossen. Das Dokument regelte u. a. die Finanzierung des REK durch eine 
Umlage unter den Mitgliedsgemeinden auf der Basis der jeweiligen Einwohnerzahlen. 
12 Die Zusammensetzung der Region bezieht sich auf den Zeitraum der Erstellung des REK bzw. der Durchführung 
des Regionalmanagements (Quelle: eigene Darstellung). 
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 Landesentwicklungsplan Sachsen (LEP)13 
 Regionalplan Westsachsen14 
 Regionalplan Chemnitz-Erzgebirge15 
 Regionalplan Oberes Elbtal/Osterzgebirge16  
 Regionales Entwicklungs- und Handlungskonzept des Klosterbezirks Altzella17 
In diesem Abschnitt sollen vor allem die touristisch relevanten Aussagen der Raum-
ordnungspläne vorgestellt werden. Zum einen wäre die Erörterung aller für die Region 
relevanten Aussagen an dieser Stelle zu umfangreich. Zum anderen soll der Tourismus 
mittel- bis langfristig einen wesentlich größeren Beitrag als Erwerbsquelle einnehmen 
als in den 1990er Jahren. 
2.1 Landesentwicklungsplan Sachsen (LEP) 
Der LEP 1994 wies die Städte Nossen und Roßwein als Unterzentren aus. Das Territo-
rium des gesamten Klosterbezirkes war flächendeckend als „Gebiet ohne Verdichtungs-
ansätze im ländlichen Raum“ ausgewiesen. Überregionale Verbindungsachsen schnitten 
den Klosterbezirk nicht. Die Region wurde nur von den überregionalen Verbindungs-
achsen Dresden – Chemnitz, Dresden – Leipzig und Chemnitz – Mittweida – Döbeln – 
Riesa tangiert. 
In Bezug auf Fremdenverkehr, Freizeit und Erholung wurde der zentrale und östliche 
Teil ausgewiesen als „Gebiet, das auf Grund seines Landschaftscharakters oder vorhan-
dener kulturhistorischer Sehenswürdigkeiten für die Entwicklung des Fremdenverkehrs 
geeignet ist“. Touristische Routen bzw. Fremdenverkehrsstraßen wurden allerdings 
nicht dargestellt. 
Im LEP 2003 werden die Städte Roßwein und Nossen als verdichtete Bereiche im 
ländlichen Raum ausgewiesen. Gebiete dieser Kategorie „[…] sind als Siedlungs-, 
Wirtschafts- und Versorgungsräume in ihrer Leistungskraft zu erhalten und ihre Zentra-
len Orte sind so weiterzuentwickeln, dass von ihnen Entwicklungsimpulse in den be-
nachbarten ländlichen Raum ausgehen“ (SMI 2003: 23). Das Verkehrsnetz in dieser 
Raumkategorie ist so zu entwickeln, dass neben der inneren Erschließung auch die Ver-
dichtungsräume günstig erreichbar sind. Außerdem sind Freiräume zu sichern mit dem 
Ziel des Ressourcenschutzes, für Erholungsnutzungen sowie für die Land- und Forst-
wirtschaft (SMI 2003: 23). 
Der Klosterbezirk Altzella wird im LEP 2003 als eines der kommunalen Netzwerke 
in Sachsen ausgewiesen. Nach Maßgabe des Landesentwicklungsplans sollen inter-
kommunale Kooperationsgemeinschaften gemeinsam mit regionalen Partnern Konzepte 
zur regionalen Entwicklung erarbeiten und daraus konkrete und finanziell untersetzte 
Maßnahmen ableiten (SMI 2003: 28). 
 
                                                
13 Herausgegeben vom Sächsischen Staatsministerium für Umwelt und Landesentwicklung, Dresden, September 
1994. Diese Fassung war zum Zeitpunkt des Regionalmanagements in Kraft. Der neue Landesentwicklungsplan 
Sachsens trat mit der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung über den Landesentwicklungsplan Sachsen vom 
16.12.2003 in Kraft. 
14 Verbindlich seit 20.1.2001. 
15 Beschlossen durch Satzung des Regionalen Planungsverbandes vom 15.10.1999. 
16 Verbindlich seit 3.5.2001. 
17 Das REK umfasst vier Teilberichte (Problemorientierte Strukturanalyse, Leitbilddiskussion, Projekt- und Maß-
nahmenkatalog und Abschlußbericht), die in den Jahren 1999 und 2000 erarbeitet wurden. 




Die Stadt Roßwein wird im Regionalplan als Unterzentrum ausgewiesen. 
Touristisch bedeutsam sind mehrere Aussagen des Regionalplans. Auch hier werden 
überregional bedeutsame Radrouten festgelegt. Dabei handelt es sich um den Mulden-
talradwanderweg (touristische Hauptradroute) und den Striegistalradweg (Radroute). 
Die Mulde wird über ihren gesamten Verlauf in der Planungsregion, also auch in Nie-
derstriegis und Roßwein, als thematisches Tourismusangebot „Tal der Burgen“ ausge-
wiesen. 
In der Region soll ein Radroutennetz entwickelt werden, welches an geeigneten 
Punkten mit den Netzen anderer Regionen zu verknüpfen ist. Die im Regionalplan dar-
gestellten Radrouten mit regionaler und überregionaler Bedeutung sollen dafür konkre-
tisiert und aus- bzw. neu gebaut werden. Daneben soll auch die Verknüpfung mit dem 
Netz des ÖPNV verbessert werden (Regionaler Planungsverband Westsachsen 2001: Z-
53). 
Nach Maßgabe des Regionalplans soll das „Tal der Burgen“ so entwickelt werden, 
„dass die prägenden Burgen, Schlösser und Herrenhäuser mit ihren wertvollen Parkan-
lagen saniert und nach Möglichkeit touristisch nutzbar gemacht werden“ (Regionaler 
Planungsverband Westsachsen 2001: Z-41). 
Regionalplan Chemnitz-Erzgebirge 
Der Regionalplan weist die Gemeinde Tiefenbach als Unterzentrum aus. Als kooperie-
rendes Unterzentrum werden die Stadt Siebenlehn und die Gemeinde Reinsberg festge-
setzt. 
Wesentlich für die touristische Entwicklung ist die Ausweisung der Striegistäler und 
der Gemeinde Striegistal als regional bedeutsames Gebiet für Fremdenverkehr und Er-
holung.18 Das Gebiet des Zellwaldes, der Stadt Siebenlehn und der südliche Teil der 
Gemeinde Reinsberg werden als landesweit bedeutsames Gebiet eingestuft, „ […] das 
aufgrund seines Landschaftscharakters oder vorhandener kulturhistorischer Sehenswür-
digkeiten für eine Entwicklung des Fremdenverkehrs geeignet ist“. Die Gemeinde 
Reinsberg wird als regional bedeutsamer Schwerpunkt des Fremdenverkehrs mit den 
Hauptfunktionen Kuren und Urlaubsverkehr ausgewiesen. Eine landesweit bedeutsame 
Radroute führt durch das Muldental zwischen Freiberg und Nossen. Dort verlaufen der 
Muldentalradwanderweg und die Sächsische Städte(rad)route.19 
Die Fremdenverkehrsgebiete, -schwerpunkte und Ferienlandschaften sollen nach 
Maßgabe des Regionalplans durch ein Netz von Radrouten erschlossen werden. Dafür 
sind landesweit und regional bedeutsame Radrouten linienkonkret zu bestimmen und 
entsprechend der touristischen Zielstellung zu bezeichnen, anzulegen und zu erhalten. 
Das Radroutennetz soll mit den Routen und Netzen anderer Regionen verknüpft und 
kommunale Wanderwege sollen an das regionale und überregionale Netz angebunden 
werden. Der Zugang zum Wanderwege- und Radroutennetz soll durch Haltestellen des 
ÖPNV und Wanderparkplätze hergestellt werden. Die Talwege, u. a. an der Freiberger 
Mulde, sollen den Erholungssuchenden in gutem Zustand angeboten werden (Regionaler 
Planungsverband Chemnitz / Mittleres Erzgebirge 2002: Z-33). 
                                                
18 Siehe Karte 5 (Fremdenverkehr und Erholung) des Regionalplans. 
19 Siehe Karte 5 (Fremdenverkehr und Erholung) des Regionalplans. Die Ausweisung wurde dem LEP entnommen 
und regional ausgeformt. 
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Regionalplan Oberes Elbtal / Osterzgebirge 
Das Gebiet um die Stadt Nossen einschließlich des Tals der Freiberger Mulde wird aus-
gewiesen als „Gebiet mit Eignung/Ansätzen für fremdenverkehrliche Entwicklung“. 
Diese Ausweisung gilt auch für das Triebischtal bei Heynitz. Die Flusstäler, u. a. ent-
lang der Freiberger Mulde, werden auch eingestuft als Gebiete mit sehr hohem und ho-
hem landschaftsästhetischem Wert. Einzelne kleinere Teilräume, auch in der Gemeinde 
Ketzerbachtal, werden als Gebiete mit mittlerem landschaftsästhetischem Wert einge-
stuft. 
Die Stadt Nossen wird als regional bedeutsamer Schwerpunkt des Erholungs- und 
Ausflugsverkehrs eingeordnet. Die überregional bedeutsamen Radrouten, die Sächsi-
sche Städteroute und der Muldentalradwanderweg, sind im Regionalplan ebenfalls aus-
gewiesen und mit dem Regionalplan Chemnitz / Erzgebirge abgestimmt (Regionaler 
Planungsverband Oberes Elbtal / Osterzgebirge 2001). 
2.3 Regionales Entwicklungskonzept (REK) 
Die Förderung des REK erfolgte über die Richtlinie des Sächsischen Staatsministeriums 
für Umwelt und Landesentwicklung für die „Förderung der Erstellung und Umsetzung 
von Regionalen Entwicklungs- und Handlungskonzepten sowie von Modellvorhaben 
der Raumordnung“ (FR-Regio) vom 09.06.1997.20 Das Konzept wurde in den Jahren 
1999 und 2000 in vier Phasen erarbeitet. Es umfasste nicht nur die Analyse der Stärken 
und Schwächen der Region, sondern zeigte auch Potenziale für die zukünftige Entwick-
lung auf. In die Erarbeitung des REK wurden die Einwohner des Klosterbezirkes durch 
drei Arbeitskreise einbezogen. Dabei handelte es sich um die Arbeitskreise Wirtschaft 
und Arbeit, Tourismus und Umwelt sowie Soziales und Infrastruktur. 
Als Resultat der Stärken-Schwächen-Analyse wurden als allgemeine Stärken die gute 
Verkehrsanbindung der Region und die gute Erreichbarkeit der umgebenden Ober- und 
Mittelzentren identifiziert. Dem standen als Schwächen u. a. der Bevölkerungsrückgang 
mit Abwanderung junger und qualifizierter Bevölkerungsgruppen, die hohe Pro-Kopf-
Verschuldung und die administrative Zersplitterung gegenüber (Kommunalconsult 
GmbH / KSV 2000: 4 ff.). 
In Bezug auf den Tourismus sah man besondere Stärken des Klosterbezirkes in zwei 
überregional bedeutenden Radwanderwegen (Sächsische Städteroute und Muldental-
radwanderweg), die allgemeine landschaftliche Attraktivität der Region und die vorhan-
dene touristisch relevante Ausstattung mit Kultur- und Infrastruktureinrichtungen 
(Kommunalconsult GmbH / KSV 2000: 7). Als Schwächen identifizierte man dagegen 
die Zugehörigkeit zu drei überregionalen Fremdenverkehrsverbänden und zwei Kultur-
räumen21, den unterschiedlichen Ausbauzustand der Rad- und Wanderwege, die kaum 
entwickelte Zusammenarbeit der Vereine in der Region, Defizite in der Integration von 
Gaststätten ins Wanderwegenetz und die schwankende Qualität gastronomischer Ange-
bote (Kommunalconsult GmbH / KSV 2000: 8). 
Die Stärken bei kommunalpolitischen Aspekten waren u. a. die Entscheidung der 
Kommunen zur Zusammenarbeit und die vielen gemeinsamen Problemlagen. Als 
                                                
20 Sächsisches Amtsblatt Nr. 30 vom 24.07.1997. Gegenstand der Förderung nach der FR-Regio sind u. a. Unter-
stützungsmaßnahmen der regionalen Akteure bei der Umsetzung von REK durch Dritte, was u. a. die Öffentlichkeits-
arbeit und die Begleitung des Umsetzungsprozesses für das REK umfasst. 
21 Mittelsachsen und Elbtal entsprechend dem Gesetz über die Kulturräume Sachsens (Sächsisches Kulturraumge-
setz) vom 20.1.1994 (SächsGVBl., S. 175), zuletzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 14.12.2000 
(SächsGVBl. S. 513). 
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Schwächen in kommunalpolitischen Aspekten sah man u. a. die fehlende Politisierung 
des Themas „Klosterbezirk Altzella“, die unterdurchschnittlichen Steuereinnahmen und 
das weiterhin praktizierte „Kirchturm-Denken“ (Kommunalconsult GmbH / KSV 2000: 
8). 
Das Leitbild der Region wurde unter das Motto „Der Klosterbezirk Altzella – im 
Herzen Sachsens“ gestellt. Darin wurde die „Harmonie von kleinstädtischem Ambiente 
im Kern und dörflich geprägtem Umfeld“ betont. Die Region sollte sich innerhalb der 
europäischen Cityregion Sachsendreieck als dynamischer Wirtschaftsstandort mit 
hohem Wohn-, Freizeit- und Erholungswert profilieren und Ergänzungsfunktionen für 
die Verdichtungsräume Dresden, Chemnitz und Leipzig wahrnehmen. Im Ergebnis der 
Analyse und Leitbildentwicklung wurden über 200 Projekte benannt und nach Priorität, 
Finanzierbarkeit und ihrem Beitrag zum regionalen Integrationsprozess strukturiert. 
3 Umsetzung des Regionalmanagements 
An die Erarbeitung des REK schloss sich im Sommer 2000 die Phase des Regionalma-
nagements an. Die Förderung des Regionalmanagements erfolgte wiederum über die 
FR-Regio.22 
Der Rat der Bürgermeister des Klosterbezirkes beschloss im Sommer 2000 zehn prio-
ritäre Projekte, die durch das Regionalmanagement vorrangig umzusetzen waren. Der 
Beschluss beruhte auf Vorschlägen, die nach der Sichtung des REK erarbeitet wurden. 
Im Einzelnen handelte es sich um die folgenden Projekte: 
 Gründung und Geschäftsführung des Fördervereins Klosterbezirk Altzella e.V. 
 Herstellung und Herausgabe eines interkommunalen Kultur- und Veranstaltungska-
lenders 
 Verbindung und Ausschilderung der Wanderwege 
 Erarbeitung eines einheitlichen Konzepts für die Schulentwicklung 
 Erarbeitung eines Brachenkataloges mit Funktionszuweisung und Nachnutzungs-
konzepten 
 Prüfung des Handlungsbedarfs in der Altenhilfe 
 Bewerbung um Ausrichtung einer Landesgartenschau (Konzeption und Antragstel-
lung) 
 Weiterentwicklung und fortlaufende Aktualisierung der Internet-Präsentation der 
Region 
 Vorbereitung und Moderation des Runden Tisches Wirtschaft 
 Erarbeitung und Präsentation eines Katalogs der Gewerbetreibenden der Region 
Diese Vorhaben wurden in den Jahren 2000 bis 2002 umgesetzt. Anzumerken ist hier, 
dass einige dieser Projekte im Verlauf des Regionalmanagementprozesses modifiziert 
bzw. konkretisiert wurden. Dabei handelte es sich um die Verbindung und Ausschilde-
rung der Wanderwege, die Prüfung des Handlungsbedarfs in der Altenhilfe und die Be-
werbung um Ausrichtung einer Landesgartenschau. 
Das Vorhaben der Verbindung und Ausschilderung der Wanderwege erwies sich 
schnell als zu weit gefasst. Deshalb wurde es mit der Zielstellung konkretisiert, ein ab-
grenzbares sowie zeitlich und finanziell realisierbares Projekt durchzuführen. Ähnlich 
                                                
22 Ab Sommer 2000 übernahm die Kommunalentwicklung Sachsen GmbH (KES) für zwei Jahre die Betreuung des 
Regionalmanagements. Seit 2002 wird die Umsetzung des REK durch einen Projektmanager in der Region realisiert. 
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wurde bei der Prüfung des Handlungsbedarfs in der Altenhilfe verfahren. Im Unter-
schied zum Wanderwegekonzept ging es hier allerdings um die inhaltliche Konkretisie-
rung des Vorhabens und nicht um finanzielle Aspekte. 
Aus finanziellen Gründen musste wiederum die Bewerbung um die Ausrichtung einer 
Landesgartenschau eingeschränkt und damit vorzeitig beendet werden. Das Regional-
management legte den Bürgermeistern aussagefähiges Informationsmaterial vor. Im 
Ergebnis fiel im Rat der Bürgermeister die Entscheidung zum Verzicht auf weitere 
Schritte hin zu einer formellen Bewerbung. 
Neben den aufgeführten prioritären Projekten kamen noch mehrere Querschnittsauf-
gaben hinzu. Dabei handelte es sich z. B. um die Betreuung der Sitzungen des Rates der 
Bürgermeister, die Betreuung von Arbeitskreissitzungen und die Öffentlichkeitsarbeit. 
Aus der Auflistung der Projekte wird auch ersichtlich, dass im Rahmen des Regio-
nalmanagements drei Konzepte erarbeitet wurden – das Wanderwegekonzept des Klos-
terbezirkes, das Konzept für die regionale Schulentwicklung und die Konzeption zur 
Altenpflege. Diese Konzepte verfolgten das Ziel, die Infrastruktur in der Region integ-
riert und über bestehende Verwaltungsgrenzen hinweg zu entwickeln. 
Den Schwerpunkt der konzeptionellen Arbeit im Regionalmanagementprozess bildete 
das Wanderwegekonzept für den Klosterbezirk. Diese Aufgabe beinhaltete umfangrei-
che Analysen und Vergleiche von vorliegendem Kartenmaterial unterschiedlicher Aus-
sagekraft und kommunalen Planungen. Die Städte und Gemeinden der Region wurden 
in den Bearbeitungsprozess durch ein Beteiligungsverfahren und persönliche Gespräche 
einbezogen. Über den Arbeitskreis Tourismus und Ökologie erfolgte die Integration der 
touristischen Akteure in der Region. 
4 Schlussfolgerungen 
4.1 Regionalmanagement als Ansatz zur Behandlung von Problemgebieten? 
Generell besteht in Problemgebieten ein Handlungsdruck für die Akteure, der auf sozia-
le, ökonomische, ökologische oder aktuell auf demographische Ursachen zurückgehen 
kann. Das Regionalmanagement kann diesen Handlungsdruck kanalisieren und die Ak-
tivitäten zur Lösung der Probleme koordinieren. In Abstimmung mit den Akteuren muss 
der Regionalmanager hier Prioritäten setzen. 
Im Allgemeinen ist in Problemgebieten wie im Klosterbezirk Altzella von der 
Knappheit finanzieller Ressourcen auszugehen. Deshalb müssen die Maßnahmen zur 
Regionalentwicklung mit den verfügbaren Mitteln abgestimmt werden. Hier kann es 
erforderlich werden, Projekte mit geringem finanziellem Aufwand zu favorisieren oder 
zeitweise nur derartige Projekte umzusetzen. Wünschenswert ist in diesem Zusammen-
hang die Verknüpfung des regionalen Kooperationsprozesses mit der Bereitstellung von 
Fördermitteln zur Umsetzung von Projekten mit Investitionsbedarf. Die Verwendung 
dieser Mittel sollte der Entscheidung des Regionalmanagements und regionsangehöri-
gen Städte und Gemeinden vorbehalten sein. Alternativ ist auch der bevorzugte Zugriff 
auf bestehende Förderprogramme denkbar. 
Vorteilhaft ist eine frühzeitige Konkretisierung von Maßnahmen mit Blick auf ihre 
Umsetzung. Projekte mit hoher Priorität sollten schon im REK formuliert werden, so 
dass bei der Umsetzung kein Abstimmungsbedarf über ihren Inhalt entsteht. In diesem 
Sinne erweist sich beispielsweise die Projektbezeichnung „Verbindung und Ausschilde-
rung der Wanderwege“ als diffus und interpretierbar. 
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4.2 Umsetzung von Raumordnungsplänen durch Regionalmanagement? 
Generell ist zu Beginn des regionalen Kooperationsprozesses bzw. der Einrichtung ei-
nes Regionalmanagements zu klären, welchen Weg die Kooperation nehmen soll und 
welche Inhalte zu bearbeiten sind. Im Ergebnis dieses Schrittes wird feststehen, welche 
raumordnerischen Ziele überhaupt bearbeitet werden. Hier müssen Schwerpunkte ge-
setzt werden. Sie betrafen im Klosterbezirk die Vernetzung der Unternehmen und die 
touristische Entwicklung. 
Weiterhin sind die Aussagen des Regionalplans in den Projekten des Regionalmana-
gements zu konkretisieren und inhaltlich auszufüllen. Die Ausweisungen des Regional-
plans sind nicht deckungsgleich für die Aufgabenstellung des Regionalmanagements zu 
übernehmen, sondern bedürfen der Ausformulierung. 
In diesem Sinne konnten regionalplanerische Ziele umgesetzt werden. Das betrifft u. 
a. die touristische Entwicklung mit der Vernetzung der regionalen Rad- und Wanderwe-
ge und der internetbasierten Herausgabe des regionalen Kultur- und Veranstaltungska-
lenders. Im Bereich der Wirtschaftsförderung konnte die Zusammenarbeit zwischen 
Schulen und Unternehmen vorangebracht werden, während das raumordnerische Ziel 
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Markus Beier 
Imagewandel von städtischen und regionalen Problem-
gebieten – Zusammenfassung der Ergebnisse  
Image und Identifikation kann eine große implizite Relevanz bei räumlichen Ent-
wicklungs- und Umstrukturierungsprozessen zugeschrieben werden. Allerdings lassen 
sie sich nur schwer, zumal mit objektiven Kriterien, erfassen und finden daher zumeist 
keine explizite Berücksichtung in diesen Prozessen. Die Arbeitsgruppe 2 beschäftigte 
sich mit dem „Imagewandel von städtischen und regionalen Problemgebieten sowie der 
Identifikation der Bewohner mit ihrem Gebiet“. Zwar lassen sich die genannten Begriffe 
grundsätzlich auf unterschiedliche räumliche Maßstabsebenen beziehen, die Diskussion 
konzentrierte sich jedoch auf die städtische Ebene. Das Thema wurde anhand der fol-
genden Fragen diskutiert: 
1. Worauf basiert die Identifikation der Bewohner mit ihrem Gebiet? 
2. Inwieweit spielt die raumbezogene Identität der Bewohner bei der Umstrukturierung 
von Problemgebieten eine Rolle? 
3. Wie kann Planung das (Eigen-)Image eines Problemgebietes und die raumbezogene 
Identität der Bewohner für ein Imagemanagement nutzen? 
Die zentralen Begriffe der Arbeitsgruppe lauten somit Identifikation, raumbezogene 
Identität und Image. Eine erste Grundlage für ein einheitliches Verständnis der Begriffe 
legte Lara Bartscherer (Eisenhüttenstadt) mit ihrem einleitenden Referat. 
Identifikation bezeichnet „die kognitive Erfassung und Repräsentation von Objekten 
oder sozialen Interaktionspartnern durch ein wahrnehmendes und erkennendes Subjekt. 
In der Auseinandersetzung mit seiner Umwelt erkennt der Mensch bestimmte Gegen-
stände oder komplexe Gruppen von Objekten, er identifiziert sie als diese bestimmten 
Objekte, benennt sie und schreibt ihnen dabei in der Regel auch gleichzeitig bestimmte 
Eigenschaften zu“.1 
Raumbezogene Identität kann als ein diffuses und vielschichtiges Phänomen be-
schrieben werden. Gemeint ist damit „eine grundsätzlich positive emotionale Bindung 
an ein bestimmtes Gebiet oder Territorium“.2 Umgangssprachlich lässt sich raumbezo-
gene Identität mit den Bezeichnungen „Heimatgefühl“, „Heimatbewusstsein“ oder 
schlicht „Heimat“ gleichsetzen.3 
Mit Image wird im Allgemeinen ein individuelles oder kollektives Vorstellungsbild 
von einem Objekt bezeichnet, das sich an bestimmten Eigenschaften des Objektes fest-
machen lässt.4 
                                                          
1 Weichhart, P. (1992): Heimatbindung und Weltverantwortung. Widersprüchliche oder komplementäre Motivkons-
tellationen menschlichen Handelns? In: Geographie heute, Band 100, S. 30-44 
2 Peter Weichhart: „Raumbezogene Identitäten“. Intensivkurs Department of Human Geography, Njimegen,16.-
17.09.1999 
3 Da diesen Begriffen häufig eine negative Konnotation zugesprochen wird, wurden die Begriffe „Heimat“ und 
„Heimatverbundenheit“ ausdrücklich aus der Diskussion ausgeschlossen. 
4 Zum Konzept und zu unterschiedlichen Zugängen von Image vgl. beispielsweise die Teilstudie „Binnen- und Au-
ßenimage von Johanngeorgenstadt aus soziologischer Perspektive“, erstellt durch das Umweltforschungszentrum 
Leipzig-Halle im Auftrag des Leibniz-Instituts für ökologische Raumforschung, Dresden. 
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Worauf basiert nun die Identifikation der Bewohner mit ihrem Gebiet? 
Die Beschäftigung mit dieser Frage ergab eine Bandbreite unterschiedlicher Aspekte. 
Diese lassen sich grob in materielle und immaterielle Faktoren unterteilen. 
Die materiellen Faktoren werden insbesondere durch die physische Umwelt geprägt. 
In erster Linie sind das die bauliche Struktur eines Gebietes, d.h. die Stadtgestaltung, 
das Vorhandensein und die Qualität von öffentlichen Räumen sowie die unterschiedli-
chen Nutzungsmöglichkeiten und Funktionen des Raumes. 
Unter den immateriellen Faktoren lässt sich ebenfalls eine Bandbreite unterschiedli-
cher Aspekte zusammenfassen: Hierzu gehören unter anderem die Geschichte eines 
Gebietes bzw. das Erinnerungspotenzial, das mit dem Gebiet assoziiert wird, aber auch 
das soziale Milieu. Die Herausbildung von Gemeinsinn in einem Gebiet hängt unter 
anderem davon ab, wie homogen das Milieu ist, wobei unterstellt werden kann, je grö-
ßer die Homogenität des Milieus ist, desto besser sind die Voraussetzungen für die Ent-
stehung von Gemeinsinn. Schließlich können Möglichkeiten der Mitwirkung der Be-
wohner bei Entscheidungsprozessen die Identifikation mit ihrem Gebiet erhöhen. 
In der Diskussion wurden ebenfalls Beispiele genannt, in denen die Identifikation der 
Bewohner mit ihrem Gebiet durch ein negatives (Außen-)Image ausgelöst wurde. Dies 
kann der Fall sein, wenn die Bewohner eines „Problemgebietes“ von Bewohnern ande-
rer Stadtteile aufgrund ihrer Herkunft stigmatisiert werden. Dies kann dann zu einem 
Zusammengehörigkeitsgefühl der Bewohner des betroffenen Gebiets und zu einer Iden-
tifikation mit ihrem Gebiet führen. Allerdings können dadurch destabilisierende Wir-
kungen befördert und die Perspektivlosigkeit der Bewohner gefördert werden. 
Die Identifikation der Bewohner mit einem Gebiet lässt sich durch unterschiedliche 
Maßnahmen befördern. Da die Identifikation der Bewohner mit ihrem Gebiet in hohem 
Maße von der physischen Struktur abhängt, bieten sich hier verschiedene Anknüp-
fungspunkte. Attraktive und unverwechselbare Räume können durch angepasste städte-
bauliche Maßnahmen oder Stärkung von Funktionen bzw. funktionaler Mischung er-
reicht werden. Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die Organisation von Umbauprozessen, 
und zwar sowohl nach innen, innerhalb der Verwaltung, als auch nach außen. Dies kann 
beispielsweise die Einrichtung einer ämterübergreifenden Arbeitsgruppe bedeuten. 
Nach außen ist es wichtig, Mitwirkungsmöglichkeiten für die Bewohner zu schaffen. 
Denn für den Erfolg des Aufwertungsprozesses ist es wichtig, dass sich die Bewohner 
mit ihrem Gebiet und den Maßnahmen identifizieren. Aus diesem Grund sind sie früh-
zeitig in die Planungs- und Umstrukturierungsprozesse einzubeziehen. 
Inwieweit spielt die raumbezogene Identität der Bewohner bei der 
Umstrukturierung von Problemgebieten eine Rolle?  
Für die Stabilität und Entwicklung von Stadtteilen, Städten und Regionen ist von Be-
deutung, inwieweit sich die Bewohner mit ihrem Gebiet identifizieren. Konsens bestand 
in der Diskussion darüber, dass eine Problemperzeption nach innen und nach außen eine 
wesentliche Voraussetzung für eine erfolgreiche Umstrukturierung von Problemgebie-
ten darstellt. 
Eine wesentliche Voraussetzung für das Gelingen von Umstrukturierungsprozessen 
ist daher die Schaffung eines Problembewusstseins. Erst wenn sämtliche Akteure von 
der Notwendigkeit des Umstrukturierungsprozesses überzeugt sind, werden sie sich 
dafür auch einsetzen. Gleichzeitig lassen sich die betroffenen Akteure dadurch erst mo-
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bilisieren. Parallel zum Prozess sollten daher beispielsweise Marketingmaßnahmen 
durchgeführt werden. In diesem Zusammenhang können unter anderem auch Events 
und Festivals eine Identität stiftende Wirkung entfalten. Die Prozesse benötigen unbe-
dingt eine aktive Öffentlichkeitsarbeit. 
Wie kann Planung das (Eigen-)Image eines Problemgebietes und die raum-
bezogene Identität der Bewohner für ein Imagemanagement nutzen?  
Aus planerischer Sicht ergibt sich die Herausforderung, die Identifikationsprozesse der 
Bewohner mit ihrem Gebiet zu unterstützen. Denn es bestand dahingehend Überein-
stimmung, dass Images hochgradig wirksam sind. Die Berücksichtigung raumbezogener 
Identitäten bei der Umstrukturierung von Problemgebieten spielt somit eine wichtige 
Rolle. 
Die planerische Beeinflussung des Images von Gebieten kann auf unterschiedliche 
Weise erfolgen (wie bereits in den vorangegangenen Abschnitten angesprochen) und 
erfordert ein umfassendes Maßnahmenpaket. Es geht darum, eine attraktive und unver-
wechselbare, physische Struktur zu schaffen, die wiederum positive Effekte auf die im-
materiellen Faktoren der Imagebildung bewirken kann.  
Bei der Reflexion der Ansprüche an ein Imagemanagement mit den eigenen Fähigkei-
ten wurde jedoch festgestellt, dass die Planer häufig nicht über die erforderlichen Kom-
petenzen verfügen. Für ein erfolgreiches Imagemanagement sind Kenntnisse der Psy-
chologie und der Kommunikationswissenschaften erforderlich. Diese gehören jedoch im 
Regelfall nicht zur Ausbildung von Planern. Als Ausweg können entweder Planer die 
entsprechenden Qualifikationen erlangen, oder es müssen entsprechende Fachexperten 
einbezogen werden. 
Da die Planung raumbezogene Identitäten nicht hinreichend berücksichtigt, führen 
die Umstrukturierungsprozesse häufig nicht zu dem gewünschten Erfolg. Dies liegt un-
ter anderem daran, dass die Bewohner nicht in dem erforderlichen Maße einbezogen 
werden. In Bezug auf das Image von Problemgebieten kann festgehalten werden, dass 
das Eigenbild der Bewohner von ihrem Gebiet häufig besser ist als das Fremdimage. 
Dieser Umstand ist als kognitive Dissonanz zu bezeichnen und ist bei der Umstrukturie-
rung von Problemgebieten zu berücksichtigen. 
Ein erfolgreicher Imagewandel erfordert einerseits eine Veränderung der realen Situa-
tion, d.h. in erster Linie der baulichen Struktur. Andererseits aber auch die Kommunika-
tion über den Prozess des Imagewandels. Ein erfolgreicher Imagewandel setzt somit die 
Identifikation mit der veränderten Situation voraus. 
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Sabine v. Löwis, Andreas Otto 
Ergebnisbericht aus der Arbeitsgruppe  
„Experimentierräume und Zwischennutzungen“ 
Gliederung 
1 Einführung 
2 Was sind Zwischennutzungen? 
3 Rahmenbedingungen und Ressourcen 
4 Akteure und Interessen 
5 Wirkungen und Chancen sowie Herausforderungen 
6 Instrumente zur Entwicklung von Zwischennutzungen 
7 Schlussfolgerungen und weiterführende Fragen 
Quellen und Verweise 
 
1 Einführung 
Zur Annäherung an die Thematik um Zwischennutzungen wurden in der Arbeitsgruppe 
vier einführende Impulsstatements gehalten, die verschiedene Perspektiven und Blick-
winkel auf die Experimentierräume und Zwischennutzungen ermöglichten. 
In der ersten Hälfte der Sitzung gab es Beiträge zur Einordnung von Zwischennut-
zungen und zu Beispielen. Doris Gstach (Kassel) systematisierte in ihrem Beitrag „Zwi-
schennutzungen als Handlungsansatz für städtische Problemlagen“, während Knut Hen-
kel (Berlin) einen „Werkstattbericht aus dem Berliner Urban II-Programm“ mit Beispie-
len für Zwischennutzungen rund um das Berliner Ostkreuz vorstellte. 
Im zweiten Teil der Arbeitskreissitzung wurde stärker auf die Fragen der Umsetzung 
und Rahmenbedingungen zur Gestaltung von Zwischennutzungen eingegangen. Dabei 
berichteten Uwe Steinacker und Michael Zeun (Dresden) über „Business Improvement 
Districts (BID) als Instrument zur Aufwertung von Innenstadtbereichen“ und Katrin 
Menkens (Delmenhorst) stelle den „Gesetzentwurf des Deutschen Bundestages über das 
neue Baugesetzbuch (EAG Bau) bezüglich der Möglichkeit zur Verwirklichung von 
Zwischennutzungen“ vor.1 
Basierend auf den Einführungen entstand eine rege Diskussion in verschiedene Rich-
tungen, die hier unter den folgenden Punkten zusammengefasst werden sollen: 
 Was sind Zwischennutzungen und wie entstehen sie? 
 Welche Akteure und Interessen sind eingebunden? 
 Welche Chancen, aber auch Herausforderungen sind damit verbunden? 
 Welche Instrumente können Zwischennutzungen befördern? 
                                            
1 Siehe die Beiträge von Doris Gstach und Knut Henkel in diesem Band. 
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 Welche Rahmenbedingungen sind förderlich? 
 Welche Fragen bleiben offen? 
 
2 Was sind Zwischennutzungen? 
Eine Zwischennutzung kann entstehen, wenn Grundstücke mit Blockaden und Ent-
scheidungsunsicherheiten bezüglich ihrer künftigen Nutzung belegt sind. Es kann sein, 
dass juristische Entscheidungen ausstehen und deshalb eine Entwicklung der Fläche 
oder des Gebäudes nicht möglich ist oder eine Planausweisung bestimmte angestrebte 
Nutzungen nicht zulässt. Vielleicht handelt es sich auch um Flächen und Gebäude in 
einer schrumpfenden Stadt, die kontaminiert sind oder einer Sanierung bedürfen und 
aus finanziellen Engpässen heraus nicht zur Nutzung kommen bzw. für die sich auf ab-
sehbare Zeit keine neue Nutzung finden wird. Unterschiedliche Aspekte können somit 
Ursache für Blockaden sein.  
Schließlich kommt es zu einer Zwischennutzung, wenn Interessenten sich Flächen 
und Gebäude „aneignen“, d.h. in Besitz nehmen, und entsprechend den sich bietenden 
Möglichkeiten regelmäßig oder unregelmäßig nutzen.  
Zwischennutzungen entstehen aber auch dann, wenn Flächen nicht bewusst vom 
Menschen genutzt werden, sondern durch ein sich entwickelndes Biotop zu Frei- und 
Grünflächen in der Stadt beitragen. 
Nutzungsarten von Zwischennutzungen sind vielfältig und reichen von kleinen 
„Stadtwildnissen“ und ökologisch wertvollen Biotopen, die z.B. zum Spazierengehen 
einladen, über Formen der Freiraum- und Alltagsnutzung, z.B. als Spielplatz oder Ver-
anstaltungsort von kurzfristigen Events, bis hin zu kommerzialisierten Formen der Nut-
zung, etwa als gebührenpflichtiger Parkplatz oder Standort einer Imbissbude. Die Alte 
Chemie in München, ein ehemaliges hoch kontaminiertes Labor der Münchner Akade-
mie der Wissenschaften, wird heute beispielsweise als Drehort für Filme genutzt. Aus 
den Berliner Beispielen (vgl. Knut Henkel) kann die Nutzung einer Vorhaltefläche für 
einen Kindergarten als Spielplatz als eine Zwischennutzung gewertet werden.  
Dabei ist der rechtliche Status von Zwischennutzungen sehr unterschiedlich. Sie kön-
nen legal, illegal, aber toleriert, oder illegal und nicht toleriert sein. Unterschiede kön-
nen zudem entstehen, je nachdem ob die Gebäude und Flächen in öffentlichem oder 
privatem Eigentum stehen. Dies spielt vor allem dann eine Rolle, wenn es um die ge-
zielte Unterstützung von Zwischennutzungen durch öffentliche Akteure geht.  
Darüber hinaus hängt die Art der Zwischennutzung stark von den Vorraussetzungen 
der verfügbaren Flächen und Gebäude ab. So zeigen die Beispiele aus Berlin „rund 
ums Ostkreuz“ (vgl. Beitrag von Knut Henkel), dass es sich um ehemalige Bahnflächen, 
Industriebrachen, Gewerbeflächen oder öffentliche Einrichtungen handeln kann. Die 
daraus folgenden Nutzungen sind dann ebenso differenziert wie die ursprüngliche Nut-
zung der Objekte. So befinden sich ein Kulturgewerbliches Gründerzentrum in Be-
triebsgebäuden der Bahn und ein Spielplatz auf einer vorzuhaltenden Fläche für einen 
Kindergarten. Leer stehende Läden, die zu günstigen Konditionen gemietet werden 
können, werden von temporären Nutzern für kulturelle Aktionen genutzt. 
Bedingung aller bewusst angestrebten Zwischennutzungen ist, dass es Nutzer gibt, 
die ein Bedürfnis haben, Flächen und Gebäude tatsächlich zu nutzen. Dabei kann es für 
ein Objekt eine, aber auch mehrere Formen der Zwischennutzung geben.   
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3 Rahmenbedingungen und Ressourcen 
Rahmenbedingungen, die für die Entstehung von Zwischennutzungen erforderlich sind, 
sind zunächst eine Problemwahrnehmung und die Einschätzung, welche Gestaltungs-
möglichkeiten zur Verfügung stehen. Schließlich ist die Initiative von Bürgern und Inte-
ressenten sowie ihre Bereitschaft zu experimentieren notwendig. Von zentraler Bedeu-
tung ist jedoch auch der Rückhalt in der Politik und damit die Unterstützung der Ver-
waltung. Eine prozesshafte Stadt- und Regionalentwicklung wurde von der Arbeits-
gruppe als erforderliche Rahmenbedingung benannt, die es ermöglicht, Experimentier-
räume und Zwischennutzungen in die langfristigen Strategien zur Entwicklung der Stadt 
einzubinden. 
Natürlich sind auch Ressourcen erforderlich, um Zwischennutzungen zu ermöglichen. 
Dabei müssen laufende Kosten der Unterhaltung aufgebracht werden. Schließlich ist 
auch ein persönliches Engagement der Initiatoren erforderlich, da Zwischennutzungen 
in den  seltensten Fällen institutionalisiert sind und somit in der Regel kaum Mittel zur 
Verfügung stehen. Ressourcen können aus öffentlichen Fördermitteln (z.B. Stadtumbau 
Ost oder Urban II) bereitgestellt werden, wenn die Ziele der Zwischennutzung im Ein-
klang mit den Programmanforderungen stehen.  
 
4 Akteure und Interessen 
Die Interessen, die in Zwischennutzungen zusammenkommen, lassen sich wiederum als 
sehr unterschiedlich und vielfältig beschreiben. Sie reichen von einfachen Raumansprü-
chen der Bewohner eines Stadtteils über kurzfristige, spektakuläre Aktionen bis zu Ge-
winn bringenden Aufwertungen von Gebäuden und Flächen in der Stadt. Handelt es 
sich um eine Brache in einem dicht bebauten Stadtteil, so ist vorstellbar, dass sie sich 
als Stadtbiotop entwickelt, das vielfältig von Kindern und Erwachsenen genutzt wird. 
Handelt es sich etwa um ein altes, attraktives Industriegebäude, das keinen Investor fin-
det, ist häufig eine Nutzung für Kunst- und Kulturveranstaltungen denkbar. So hat z.B. 
in der Alten Chemie in München neben den Filmdreharbeiten auch die internationale 
Kunstausstellung modart.03munich stattgefunden. 
Maßgebliche Akteure für Zwischennutzungen sind zuallererst die Initiatoren, die öf-
fentlich oder auch privat sein können. Ganz zentrale Akteure sind aber auch die Eigen-
tümer der Objekte, denn von ihnen hängt ab, ob sie mit der Zwischennutzung für andere 
Interessen einverstanden sind und diese dulden bzw. erlauben. Die Eigentümer können 
dabei eigene  Nutzungsvorstellungen haben oder selbst eine Zwischennutzung installie-
ren wollen. Die Bürger oder andere Akteure aus Stadt und Region als „tatsächliche Nut-
zer“ sind schließlich jene Akteure, die Zwischennutzungen anwenden oder auch ableh-
nen und sie damit letztlich mit Leben erfüllen. Verwaltung und Politik sind aktive Ak-
teure, die Zwischennutzungen fördern und bestimmte Flächen in der Stadt und Region 
damit beleben und attraktiver gestalten wollen. Gleichzeitig beeinflussen sie die Rah-
menbedingungen für Initiatoren von Zwischennutzungen und entscheiden so über deren 
Beförderung oder Hinderung. 
Die öffentliche Planung wurde in der Arbeitsgruppe als ein besonders interessanter 
Akteur benannt, der langfristige Vorstellungen entwickeln und Zwischennutzungen 
durch experimentelle Freiräume in planerischen Konzepten ermöglichen sollte. Obwohl 
sich temporäre und kurzfristige Projekte auf den ersten Blick nur schwer mit langfristi-
ger und vorausschauender Planung vereinbaren lassen, ist eine solche Planung dennoch 
erforderlich, um Strategien und Leitbilder für brachfallende Flächen und leer stehende 
Gebäude bereitzuhalten. Dies ist besonders wichtig in schrumpfenden Städten, in denen 
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eine kurzfristige Überführung der Objekte in neue Nutzungen nicht zu erwarten ist. Die 
Planung kann auch dafür sorgen, dass Zwischennutzungen im Einklang mit den umlie-
genden Nutzungen stehen und Konflikte mit anderen Interessen vermieden werden. 
Strategien und Pläne können ggf. auch sicherstellen, dass sich Zwischennutzungen nicht 
zu permanenten Nutzungen einer Fläche oder eines Gebäudes verstetigen. Dies gibt 
sowohl den Eigentümern Sicherheit, die das Objekt für eine andere Nutzung in der Zu-
kunft beanspruchen, als auch den Zwischennutzern, die sich mit ihren Ideen auf den 
Zeitraum der Zwischennutzung einstellen können. Außerdem lassen sich somit frühzei-
tige Lösungen für die Interessen der Zwischennutzer finden, beispielsweise durch das 
Anbieten einer anderen, gleichwertigen Fläche in der Stadt. Pläne können somit einen 
experimentellen Freiraum schaffen, der es den Akteuren der Politik erlaubt, Zwischen-
räume gezielt zu unterstützen. 
 
5 Wirkungen und Chancen sowie Herausforderungen  
Experimentierräume und Zwischennutzungen bieten Chancen zur Erfüllung von Nut-
zungsansprüchen, die in Stadt und Region bestehen und nicht geplant oder anderswo 
nicht erfüllt werden können. Somit kann den Interessen der Bürger an bestimmten An-
forderungen an Lebensqualität nachgekommen werden, oder die Bürger ergreifen selbst 
die Chance und verwirklichen ihre Ansprüche in verfügbaren Gebäuden oder auf freien 
Flächen. 
Eine positive Wirkung von Zwischennutzungen, die aber gleichzeitig auch als eine 
negative betrachtet werden kann, ist die Verstetigung von Nutzungen. Positiv ist diese 
Entwicklung dann zu bewerten, wenn es sich um Flächen und Gebäude handelt, die 
lange Zeit keiner Nutzung zugeführt werden konnten und für die auch in Zukunft keine 
neue Nutzung zu erwarten ist. Negativ kann die Verstetigung einer Zwischennutzung 
betrachtet werden, wenn dieser Interessen entgegenstehen, die eine langfristige neue 
Nutzung planen, und somit die verstetigte Zwischennutzung oft unter erheblichen Kon-
flikten aufgehoben werden muss. 
Schließlich bieten Zwischennutzungen die Möglichkeit eine Bedenkzeit zu überbrü-
cken, in der sich Nutzer und Planer noch nicht einig über potenzielle Nutzungen einer 
Fläche oder eines Gebäudes sind. Durch ihren originär temporären Charakter können 
Zwischennutzungen meist so unkompliziert, wie sie entstanden sind, auch relativ 
schnell abgebaut werden. Dies gilt jedoch nicht für alle Zwischennutzungen, da sie auch 
durch bauliche oder andere investive Tätigkeiten stetige Eigenschaften erhalten, die 
mitunter aufgrund von Sicherheitsanforderungen notwendig werden. Diese baulichen 
und investiven Bestandteile können dann unter Umständen sogar zu einem gewissen 
„Bestandsschutz“ führen. 
Eine entstandene Zwischennutzung kann, wenn sie entsprechend außenwirksam und 
„spektakulär“ ist, einen Standort attraktiver machen. Das ist insbesondere in Stadtteilen 
und Regionen mit negativem Image vorteilhaft. Handelt es sich beispielsweise um 
künstlerische Projekte, kann diese positive Wirkung durch ein entsprechend ästhetisches 
Moment erzielt werden. Allerdings sind nicht alle Zwischennutzungen bei allen poten-
ziellen Nutzern „beliebt“. Sie spiegeln genauso wie Dauernutzungen zu allererst die 
Bedürfnisse einzelner Akteursgruppen wider. Eine kulturelle Nutzung ist oft für breite 
Gruppen interessant und erscheint weniger problematisch, während ein Jugendclub 
wohl eher kritisch beäugt wird. Ein Parkplatz stellt zwar einen hohen Nutzwert insbe-
sondere für die motorisierte Bevölkerung einer Stadt dar, er entspricht aber nicht unbe-
dingt den ästhetischen Anforderungen anderer Interessengruppen. 
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Besondere Herausforderungen können durch konkurrierende Zwischennutzungen ent-
stehen, d.h. wenn unterschiedliche Interessen auf der gleichen Fläche oder im selben 
Gebäude zusammenkommen. Eine Freifläche kann beispielsweise zugleich als Spiel-
platz und als „Hundetoilette“ verwendet werden. 
Schwierigkeiten entstehen häufig auch durch Sicherheitsaspekte und Auflagen, die 
Flächen oder Gebäudenutzungen erfüllen müssen, wenn sie insbesondere von Kinder-
einrichtungen oder ähnlichen Einrichtungen genutzt werden sollen (z.B. Fluchtwege, 
Feuertüren, Unfallsicherheit). Dies stellt hohe Anforderungen an die Initiatoren der 
Zwischennutzung und an die Verwaltung, die gleichsam verhandlungsbereit sein müs-
sen, um flexible Lösungen für Sicherheitsanforderungen zu gestalten. 
Ein weiteres Problem, das sich maßgeblich für die Verwaltung stellt, ist schließlich 
die Umwidmung der Flächen von der vorherigen Nutzung hin zur neuen Zwischennut-
zung. Diese formelle Umwidmung ist Voraussetzung, um einer Zwischennutzung einen 
„offiziellen Charakter“ zu geben, was in bürokratischen Verfahren häufig als erforder-
lich angesehen wird, um Nutzungen und so auch Zwischennutzungen ernst zu nehmen. 
 
6 Instrumente zur Entwicklung von Zwischennutzungen 
Durch geeignete Interventionen und Aktionen können Zwischennutzungen publik ge-
macht und für die Bürger interessant werden. Dies geschah zum Beispiel bei der Flu-
tung des ehemaligen Palastes der Republik. Schlauchbootfahrten durch den Palast, Es-
sen und Trinken sowie alte Propagandafilme der DDR haben eine Reihe von Berlinern 
angezogen, so große Aufmerksamkeit auf den leer stehenden Palast gezogen und auf 
dessen Abriss 2005 hingewiesen. Hier haben sich interessierte Stadtplaner, Bürger, 
Stadthistoriker und Künstler zusammengefunden, um auf ein städtisches Problemfeld 
hinzuweisen. 
Auch Programme und Wettbewerbe wie z.B. Stadtumbau Ost oder Stadt 2030 können 
dazu dienen, Zwischennutzungen anzuregen (vgl. die Beiträge von Doris Gstach und 
Knut Henkel). Die Stadt Dietzenbach stellte beispielsweise im Rahmen des Wettbe-
werbs Stadt 2030 ihren Bürgern eine Reihe von brachliegenden Flächen zur Verfügung. 
Die Nutzer konnten jeweils 100 m² große Flächen in ihrem Interesse gestalten 
(http://www.100qm-dietzenbach.de/main.html). Bei der Nutzung von Programmen und 
Wettbewerben kann ein Konflikt durch die Aufbringung von öffentlichen Fördermitteln 
entstehen, die in der Regel nachhaltige Wirkungen erzielen sollen, während mit Zwi-
schennutzungen zunächst keine dauerhaften Lösungen angestrebt werden. 
Eine weitere Maßnahme, die zu einer Unterstützung von Zwischennutzungen führt, 
ist der Erlass der Grundsteuer, da insbesondere in Regionen und Stadtteilen mit Proble-
men wenig Potenzial zur Finanzierung von Zwischennutzungen besteht. Eine wirt-
schaftlich schlechte Lage und ein Mangel an öffentlichem und privatem Kapital sind 
hier oft auch Ursache für leer stehende Gebäude und brachfallende Flächen. 
Eine Koordinationsstelle für Mehrfachnutzungen, wie es sie z.B. in Wien gibt (vgl. 
Beitrag von Doris Gstach) kann sowohl Interessenten und Ideenträger als auch Eigen-
tümer von Gebäuden und Flächen zusammenbringen und zwischen ihnen vermitteln. In 
diesem Zusammenhang ist auch eine rechtliche und organisatorische Beratung erforder-
lich, die Informationen und Ratschläge beispielsweise über Sicherheitserfordernisse und 
mögliche Lösungen zur Verfügung stellt. 
Eine Gestaltungsvereinbarung ist ein Instrument, das in Leipzig angewendet wird, um 
mit zunehmendem Leerstand und Brachflächen umzugehen. Ziel einer solchen Verein-
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barung zwischen Eigentümern und Stadt ist es, eine Einigung über die temporäre Nut-
zung derjenigen Flächen zu erreichen, die in absehbarer Zukunft nicht genutzt werden. 
Die Flächen werden anschließend meist einer Begrünung zugeführt. Anreize zur Teil-
nahme für die Eigentümer der Flächen sind beispielsweise die Bereitstellung von För-
dermitteln zum Abbruch maroder Bausubstanz oder eine Befreiung von der Grundsteuer 
für den Zeitraum der Zwischennutzung.  
Schließlich hat mit der Novellierung des Baugesetzbuches die Möglichkeit von tem-
porären Nutzungen Eingang in die gesetzlichen Grundlagen gefunden, so dass es auch 
der planenden Verwaltung in der Stadt möglich sein wird, flexibler mit Zwischennut-
zungen und Experimentierräumen umzugehen. 
Als weiteres Instrument wurden Business Improvement Districts diskutiert (vorge-
stellt von Uwe Steinacker und Michael Zeun). Dabei handelt es sich um einen in den 
USA entwickelten Ansatz der Revitalisierung innerstädtischer Geschäftsbereiche. Er ist 
in der Regel auf längere Dauer angelegt und erfordert den Zusammenschluss mehrerer 
Akteure, die durch einen finanziellen Beitrag die Umsetzung von Maßnahmen be-
schleunigen wollen. In der Diskussion wurde herausgestellt, dass der inzwischen auch 
in Deutschland angewendete Ansatz durch seinen hohen Organisationsgrad und die da-
mit verbundene Langfristigkeit für kurzfristige Zwischennutzungen und Experimente 
eher ungeeignet ist. Insbesondere ist dieser Ansatz für die Förderung von Zwischennut-
zungen in Problemgebieten nicht hilfreich, da es hier schwierig sein wird die entspre-
chenden Mittel freizusetzen. Am Beispiel Wiens konnte zwar gezeigt werden, dass sich 
auch Zwischennutzungen nicht unbedingt schnell entwickeln, sondern oft einen Pla-
nungsvorlauf und eine Umsetzungsphase benötigen. Business Improvement Districts 
sind jedoch gewöhnlich auf langfristige Lösungen ausgerichtet und wollen eine unbe-
fristete Revitalisierung des entsprechenden Areals erreichen. 
 
7 Schlussfolgerungen und weiterführende Fragen 
Die Diskussion um Zwischennutzungen und Experimentierräume zeigt, dass sich mit 
diesem Thema sowohl weit differenzierte Fragestellungen und Vertiefungsmöglichkei-
ten ergeben als auch eine Reihe von Beispielen existieren, an denen eine Untersuchung 
der Thematik möglich wird. Aus den Betrachtungen lässt sich schlussfolgern, dass eine 
Vertiefung in die Thematik in verschiedenen Abstufungen und Ausprägungen möglich 
ist.  
Der entsprechende Fokus der vertiefenden Untersuchungen wird in Abhängigkeit von 
der Art der Vornutzung, des Kontextes, in dem freie Flächen und Gebäude brachfallen 
(schrumpfender oder wachsender Kontext), und in Abhängigkeit von der Intention einer 
Zwischennutzung variieren. Zwischennutzungen haben einen unterschiedlichen Status 
und erfordern  unterschiedliche Herangehensweisen.  
Zwischennutzungen bieten sowohl eine Reihe von Chancen, wenn es um die Nutzung 
schwer zu vermittelnder Flächen und Gebäude oder die Erfüllung eines Nutzungsbe-
darfs in der Stadt und Region geht, sie beinhalten aber auch Herausforderungen, die im 
Zusammenhang mit der Planbarkeit von Zwischennutzungen und somit der Integration 
in kommunale Planungen und Strategien stehen. Eine besondere Herausforderung dabei 
ist die Vermeidung oder Lösung von Konflikten, verursacht durch die Verstetigung von 
Zwischennutzungen, die den Nutzungsinteressen der Eigentümer entgegenstehen. 
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Hinsichtlich der Beziehung von Zwischennutzungen zur kommunalen und regionalen 
Planung ist eine prozessuale Planung erforderlich, die es ermöglicht, das „Erscheinen“ 
und „Beenden“ von Nutzungen auf Zeit in ihre Entwicklungsstrategien zu integrieren.  
Schließlich sind Zwischennutzungen nicht ohne Ressourcen und politisches Zuge-
ständnis zu verwirklichen und erfordern die Initiative und das Engagement einzelner 
Akteure. Dabei gibt es eine Reihe von Möglichkeiten, die notwendige Ressourcen bei-
steuern können. Zentral für Zwischennutzungen ist jedoch, dass es interessierte und 
engagierte Nutzer gibt. 
Die Impulsstatements und Diskussionen haben eine Vielzahl von Perspektiven aufge-
tan, die mit Zwischennutzungen und Experimentierräumen in Verbindung stehen. Die 
Arbeitsgruppe konnte einen ersten Einstieg in die Thematik machen. Aus der sehr anre-
genden Diskussion geht jedoch eine Reihe von Fragen hervor, die Gegenstand einer 
weiterführenden Debatte sein sollten: 
 Sind Zwischennutzungen eher Katalysator oder Hemmnis für die dauerhafte Wie-
dernutzung von brachliegenden Flächen? 
 Wie kann Sicherheit für die Eigentümer und Nutzer geschaffen werden? Wie kön-
nen Zwischennutzungen im Falle einer neuen Nutzung kurzfristig abgebaut werden 
und wie kann zugleich ein Ausgleichsobjekt für die Zwischennutzung gefunden 
werden? 
 Wenn eine gewisse Planungssicherheit für Zwischennutzungen geschaffen wird, 
wird damit nicht die Kreativität dieser Lösungen eingeschränkt? 
 Wie verhält sich die öffentliche Verwaltung und die Kommunalpolitik, und dabei 
insbesondere die Planung, in Zwischennutzungsprojekten? 
 Inwieweit hängen Zwischennutzungen vom politischen Wohlwollen ab? Was pas-
siert, wenn sich politische Orientierungen ändern? 
 Wie lässt sich das Verhältnis zwischen Planung mit gewöhnlich langfristiger Orien-
tierung und der relativ kurzen Dauer von Zwischennutzungen gestalten? 
 Sind Zwischennutzungen und Experimentierräume eine wirksame Alternative zum 
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Doris Gstach 
Zwischennutzung1 – ein Handlungsansatz für städtische 
Problemlagen 
Gliederung 





1 Funktionen von Zwischennutzungen aus planerischer Sicht 
Aufwertung von Brachen – Standortattraktivierung 
Brachen sind ein notwendiges Zwischenprodukt für stadträumliche Entwicklungspro-
zesse und die Anpassung urbaner Systeme an veränderte Ansprüche und Notwendigkei-
ten. Probleme aus Sicht der Stadtplanung bereiten Brachen allerdings, wenn sie längere 
Zeit ungenutzt bleiben und aufgrund ihrer Zahl oder Größe zu einem dominierenden 
Element im Stadtbild werden. Ungenutzte Flächen transportieren ein Image von Wertlo-
sigkeit und Niedergang. Der bei Gebäuden bekannte „Broken window“-Effekt lässt sich 
auch bei Brachen beobachten. „Vermüllung“ und Vandalismus stellen sich leicht ein 
und befördern die weitere Verwahrlosung der Flächen. Damit verbunden ist aber auch 
eine Abwertung des umliegenden Stadtquartiers. Besonders sensibel reagieren bereits 
benachteiligte Quartiere und Stadtgebiete mit einer großen Zahl an Brachen. Folgen 
sind verstärkte Wegzüge von BewohnerInnen verbunden mit einer weiteren Destabili-
sierung der sozialen und ökonomischen Strukturen. Um solchen Abwertungsprozessen 
entgegenzuarbeiten, ist es aus Sicht der Stadtplanung wichtig, brachliegende Flächen 
durch eine neue Nutzung möglichst bald wieder in Wert zu setzen. 
Durch fehlende Baulandnachfragen aufgrund eines massiven Wohnungsüberhangs in 
schrumpfenden Städten und eines weitgehend gesättigten Angebotes an Gewerbe- und 
Büroflächen selbst in prosperierenden Städten wird die Vermarktung von Brachen zu-
nehmend erschwert. Durch diverse Förderungen „subventionierte“ Suburbanisierungs-
prozesse tun das ihrige zu dieser Situation. 
                                                 
1 Die Zwischennutzung von urbanen Brachen ist ein Phänomen, das sich wahrscheinlich in jeder Stadt beobachten 
lässt. Vertraut ist uns das Bild des Autohändlers, der in einer Baulücke seine Modelle ausstellt. Vertraut ist uns auch 
das Bild verwilderter Areale, die von Kindern und Jugendlichen als Abenteuerspielplätze erobert werden. Alltags-
phänomene, die im Planungsgeschehen bisher kaum eine Rolle spielten. Im Zuge veränderter wirtschaftlicher und 
gesellschaftlicher Rahmenbedingungen, die zu einer zunehmend heterogenen Raumentwicklung führen, ist die Stadt-
planung gefordert, ihre traditionell auf Langfristigkeit und Wachstum konzentrierten Steuerungsinstrumente zu über-
denken. In diesem Zusammenhang werden temporäre Nutzungen seit einigen Jahren vermehrt als Handlungsansatz in 
unterschiedlichen städtischen Problemlagen entdeckt. 
Wird in der Planung von „Zwischennutzung“ gesprochen, so verbirgt sich dahinter in Wahrheit ein breit gefächer-
tes Spektrum von Ausprägungen, die etwa in ihrer Flächenausdehnung, der Art der Nutzung, Rechtsform, Zugäng-
lichkeit, aber auch in ihrer Nutzungsdauer stark variieren. Gemeinsam ist ihnen allein das Merkmal, nicht dauerhaft 
gedacht bzw. geplant zu sein. In ihrer Vielgestaltigkeit übernehmen Zwischennutzungen verschiedene Funktionen, 
die sie für die Planung interessant machen. 
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In Fällen, wo daher eine langfristige Nachnutzung in absehbarer Zeit nicht zu erwar-
ten ist, werden Zwischennutzungen zunehmend von der Planung als kurz- bis mittelfris-
tig wirksames Instrument der Flächenaufwertung und der Stabilisierung von Quartiers-
entwicklungen wahrgenommen. 
Angesichts der Vermarktungsprobleme von Brachen werden Zwischennutzungen au-
ßerdem zur „Adressenbildung“ eingesetzt. Durch publikums- und medienwirksame 
Zwischennutzungen sollen die Flächen ins Bewusstsein der Bevölkerung und vor allem 
in jenes potenzieller Investoren gerückt werden. Die damit beförderte Imagebildung 
kann insbesondere bisher nicht öffentlich zugängliche Areale wie ehemalige Gewerbe-, 
Industrie-, Bahn- oder Militärflächen für langfristige Nachnutzungen attraktivieren und 
damit über eine temporäre In-Wert-Setzung hinaus die Vermarktbarkeit der Flächen 
verbessern. 
Überbrückung / Bedenkzeit für Entscheidungen 
Brachen verursachen durch ihre drohenden negativen Effekte stadtplanerischen Hand-
lungsdruck. Verschiedene Faktoren können aber einer Wiederbebauung entgegenstehen. 
Altlastenverdacht, ungeklärte Eigentumsverhältnisse oder langwierige Planungsverfah-
ren haben bereits in der Vergangenheit die Nachnutzung von Brachen verzögert. Ver-
langsamt wird der Prozess außerdem durch einen schwachen Nachfragemarkt und zu-
nehmend wichtige Abstimmungsprozesse zwischen unterschiedlichen Akteuren. Neben 
diesen planungspraktischen Hemmschuhen führen die veränderten gesellschaftlichen 
und ökonomischen Rahmenbedingungen in der Planung zu grundsätzlichen Verunsiche-
rungen bezüglich der anzustrebenden Richtung der weiteren räumlichen Entwicklung. 
Die In-Wert-Setzung von Brachen in Form einer Zwischennutzung kann vorüberge-
hend den planerischen Handlungsdruck reduzieren. Zwischennutzungen bieten damit 
die Chance, die Potenziale brachliegender Flächen zu nutzen. Gleichzeitig überbrücken 
sie Nutzungslücken und eröffnen zeitliche Spielräume für Überlegungen zur langfristi-
gen Entwicklung der Fläche. 
Impulse für Nachnutzungen / Experimentierraum – mögliche Verstetigung 
Fehlende Nachfrage und Flächenkonkurrenz und die dadurch verursachten Verzögerun-
gen in der Nachnutzung von Brachen können nicht nur aus stadtplanerischer Sicht zum 
Problem werden. Für die GrundeigentümerInnen stehen wirtschaftliche Überlegungen 
im Vordergrund. Das Problem ungenutzter Flächen liegt aus ihrer Perspektive vor allem 
in der Unrentabilität durch weiterlaufende Kosten bei fehlenden Einnahmen. Zwischen-
nutzungen bieten in solchen „Vermarktbarkeitslücken“ die Chance, als Experimentier-
raum für mögliche Nachnutzungen zu dienen. Besonders ehemalige Industrie- oder Ge-
werbeareale bieten bei entsprechender Größe, nutzbarem Gebäudebestand und ver-
kehrsgünstiger innerstädtischer Lage gute Voraussetzungen für verschiedenste Unter-
nehmen. Es sind nicht nur Kunst- und Kulturschaffende, die nach solchen „Verwer-
tungsnischen“ suchen. Anfänglich günstige Mietkonditionen können die Etablierung 
von Jungunternehmen („Start-ups“) unterstützen und sich möglicherweise für die 
GrundeigentümerInnen zu einer lukrativen Nutzung entwickeln. Das Antesten von Nut-
zungen und die Möglichkeit der Verstetigung, ansonsten häufig „das“ Angstszenario für 
GrundeigentümerInnen, eröffnet unter diesem Blickwinkel die Chance, Zwischennut-
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Erfüllung aktueller Raumansprüche 
Die bisherigen Überlegungen sind von einer schwachen Bodennachfrage ausgegangen. 
Auch wenn das Thema Schrumpfung derzeit die Planungsdebatten dominiert und durch 
die weitere demografische Entwicklung noch an Brisanz gewinnen wird, so darf darüber 
nicht vergessen werden, dass es gleichzeitig weiterhin prosperierende Quartiere, Städte 
und Stadtregionen gibt und auch zukünftig geben wird, die mit einem hohen Flächen-
verwertungsdruck konfrontiert sind. Weniger finanzstarke oder unrentable Flächennut-
zungen sind in solchen Situationen nicht konkurrenzfähig und daher langfristig kaum 
realisierbar. Zwischennutzungen bieten hier die Möglichkeit, das knappe Gut Boden in 
den kurzen Zeiträumen zwischen Brachfallen und kommerzieller Nachnutzung zumin-
dest temporär für Nachfragen abseits wirtschaftlicher Verwertungsinteressen in An-
spruch zu nehmen. 
  
2 Beispiele 
Die folgenden Beispiele illustrieren die Rolle von Zwischennutzungen in unterschiedli-
chen städtischen Problemlagen. Dabei kommen die beschriebenen Funktionen in diver-
sen Ausprägungen und Kombinationen zum Tragen.  
Leipzig: Zwischennutzung zur Aufwertung von Lücken in der perforierten Stadt 
Nach der Wende war Leipzig wie viele ostdeutsche Städte mit einem deutlichen Bevöl-
kerungsrückgang konfrontiert. Die gleichzeitige Förderung von Wohnungsneubau und 
Sanierungsmaßnahmen hat zu einem massiven Wohnungsüberhang und einer zuneh-
menden Zahl an Brachen in der Stadt geführt. Zwar haben sich die BewohnerInnenzah-
len in Leipzig – im Unterschied zu vielen anderen ostdeutschen Kommunen – in den 
vergangenen Jahren stabilisiert und steigen sogar leicht an. Trotzdem ist auch in den 
nächsten Jahren noch mit einer Zunahme an Brachen durch Abriss zur Bereinigung des 
Wohnungsmarktes zu rechnen. Derzeit werden im Leipziger Brachflächenkataster rund 
1.800 Brachen verschiedenster Dimension registriert (vgl. Zábojnik 2004). 
Abb. 1:  Zwischennutzung Auto-Stellplatz 
 
Die Zwischennutzung von Brachen als Auto-Stellplatz ist in den dichten gründerzeitlichen  
Quartieren sowohl schrumpfender als auch prosperierender Städte eine gefragte Nutzung. 
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Im Rahmen des Flächenmanagements unter Leitung des Amtes für Umweltschutz 
werden in einer ämterübergreifenden Arbeitsgruppe Perspektiven zur Brachenentwick-
lung erarbeitet. Dabei stellen Zwischennutzungen eine wichtige Strategie dar, durch 
eine In-Wert-Setzung der Flächen die mit Brachen verbundenen Abwertungsprozesse zu 
bremsen. Zwischennutzungen sollen nicht nur das Erscheinungsbild der jeweiligen Bra-
che verbessern, sondern auch Aufwertungsimpulse für das Umfeld der Brachen liefern. 
Gleichzeitig bieten sie die Chance, bestehende Defizite etwa im Bereich der Freiraum-
versorgung, aber auch im Stellplatzangebot zu reduzieren (s. Abb. 1). 
Ein Großteil der brachliegenden Flächen befindet sich in Privateigentum. Obwohl ei-
ne Wiederbebauung in den meisten Fällen aufgrund fehlender Nachfrage in absehbarer 
Zeit unwahrscheinlich ist, sind GrundeigentümerInnen einer Zwischennutzung häufig 
skeptisch gegenüber eingestellt. Sie fürchten, eine temporäre Nutzung könne potenzielle 
BauwerberInnen abschrecken. Deshalb versucht die Stadt Leipzig seit 1999, Eigentü-
merInnen, aber auch potenzielle NutzerInnen durch Anreize und Hilfestellungen für 
Zwischennutzungen zu gewinnen. Dabei wird betont, dass durch eine Zwischennutzung 
das für ein Grundstück bestehende Baurecht nicht beeinträchtigt wird und bei Bedarf 
jederzeit geltend gemacht werden kann. Neben einer Muster-Gestattungsvereinbarung, 
die die rechtliche Regelung einer Zwischennutzung beschleunigen soll, sind für Grund-
eigentümerInnen vor allem finanzielle Anreize wie der Erlass der Grundsteuer und der 
mögliche Einsatz von Fördermitteln zur Beräumung des Grundstücks interessant. Zur-
zeit wird von 155 aktivierten innerstädtischen Brachflächen mit insgesamt 140.000 m² 
berichtet (vgl. Heck 2004). 
Seit kurzem werden Gestattungsvereinbarungen auch für Ausgleichsmaßnahmen nach 
der naturschutzrechtlichen Eingriffs-Ausgleichsregelung eingesetzt. In diesem Fall be-
trägt die Mindestvertragslaufzeit 20 Jahre. Für Fälle einer vorzeitigen Wiederbebauung 
wertet die Stadt parallel dazu stadteigene Grünräume auf, die dann als Ersatz für die 
temporären Ausgleichsflächen zur Verfügung stehen sollen. 
Abb. 2:  Zwischennutzung durch Bepflanzung 
 
An die Stelle eines zunehmend brachfallenden Straßenzuges wird durch dichte, im Raster gesetzte 
Bäume sukzessive ein „Dunkler Wald“ treten, der die Kanten der abgerissenen Gebäude nachzeich- 
net und eine gänzlich neue „Straßenszene“ schafft. Da der Grunderwerb nicht bei jeder Parzelle mög- 
lich ist, erfolgt die Umsetzung teilweise als langfristige Zwischennutzung.   
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Zwischennutzungen haben auch Eingang in programmatisch-planerische Überlegun-
gen wie den „konzeptionellen Stadtteilplan“ für den Leipziger Osten gefunden. Die da-
rin skizzierte langfristige Vision für das Quartier bildet den Rahmen für einen Verände-
rungsprozess, der in seiner Komplexität nur über viele Übergangsstadien erreichbar ist. 
Zwischennutzungen sollen dabei als kurzfristig realisierbare, flexible Impulsgeber für 
die weitere Entwicklung dienen, etwa in Form von Experimentierfeldern für kreative 
Aneignungs- und Gestaltungsmaßnahmen. Irritierende Stadtbilder wie das angedachte 
temporäre „Hirschgehege“ beim Leipziger Hauptbahnhof oder der „Dunkle Wald“ (s. 
Abb. 2) sollen den Bruch mit bekannten Stadtstrukturen durch neue, bisher fremde 
„Szenen“ versinnbildlichen (vgl. Stadt Leipzig 2002). 
Frankfurt/M.: Zwischennutzung als Motor zur Vermarktung einer Großbrache 
Durch die Stilllegung des Güter- und Rangierbahnhofs in Frankfurt/M. fällt in den 
nächsten Jahren ein über 90 ha großes Areal in bester innerstädtischer Lage brach (s. 
Abb. 3). Bereits 1998 fanden erste Rahmenplanungen für die Nachnutzung statt. In 
mehreren Etappen soll hier das so genannte Europaviertel mit Wohn-, Dienstleistungs-, 
Büro- und Freizeitnutzungen entstehen. Obwohl Frankfurt/M. zu den prosperierendsten 
Stadtregionen Deutschlands zählt, schwächen auch hier wirtschaftliche Umstrukturie-
rungsprozesse und ein gesättigter Markt die weitere Flächennachfrage. Durch Zwi-
schennutzungen will die Grundeigentümerin, die DB-Tochter VIVICO, die Fläche für 
InvestorInnen attraktivieren und damit die Vermarktung beschleunigen. Eventartige 
Nutzungen wie in Szene gesetzte Testfahrten eines neuen Geländewagenmodells haben 
bereits in der Vergangenheit die Fläche in die Medien gebracht. Die vorübergehende 
Bespielung des brachliegenden Areals in Form von Veranstaltungen und temporären 
Gastronomie-Einrichtungen entlang bestimmter Themenschwerpunkte ist Teil der wei-
teren Vermarktungsstrategie. 
Abb. 3:  Nutzungspotenzial durch günstig gelegene Brachen 
  
Das Gelände des ehemaligen Güter- und Rangierbahnhofs bietet durch seine Nähe zur Frankfurter 
Innenstadt und die direkt angrenzende Frankfurter Messe grundsätzlich beste Lagebedingungen für 
die Entwicklung eines neuen Stadtquartiers. Doch selbst in Frankfurt/Main agieren Investoren in- 
zwischen verhalten. 
Für die Entwicklung des Europaviertels spielt neben der selbst in Frankfurt/M. spür-
bar schwierigen Marktlage auch die direkte Nachbarschaft zum Gallusviertel – einem 
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Stadtteil mit besonderem Entwicklungsbedarf – eine Rolle. Während VIVICO dadurch 
Schwierigkeiten in der Vermarktung vor allem der eher exklusiven Wohnungsangebote 
fürchtet, besteht bei den BewohnerInnen des Gallusviertels die Sorge, dass durch das 
neue Quartier Gentrifizierungsprozesse in ihrem Viertel in Gang gesetzt werden. Um 
die Vermarktbarkeit der eigenen Flächen durch eine attraktive Nachbarschaft zu verbes-
sern, gleichzeitig aber auch die Befürchtungen der Gallus-BewohnerInnen abzubauen, 
ist die VIVICO bemüht, eine sozialverträgliche Aufwertung des benachbarten Quartiers 
zu unterstützen. Resultat dieser Bemühungen ist ein rund 3.300 m² großer temporärer 
Kinderspielplatz im Randbereich des Bahnareals, der in einem intensiven Abstim-
mungsprozess zwischen VIVICO, Stadtverwaltung und Initiativen aus dem Gallusvier-
tel entstand und seit 2003 für fünf Jahre zur Verfügung steht (s. Abb. 4). Neben der 
Schaffung eines für das Quartier wichtigen zusätzlichen Kinderspielangebotes wurden 
durch dieses Projekt auch neue Kooperationsformen zwischen Grundeigentümerin, 
Verwaltung und lokalen Akteuren erprobt. 
Abb. 4:  Zwischennutzung Freizeit 1 
 
Der durch das Zusammenwirken von BürgerInnen, Stadtverwaltung und Entwicklungsträgerin ent- 
standene temporäre Spielplatz am Rande des zukünftigen Europaviertels ist zu einem wichtigen 
Treffpunkt für Kinder und Jugendliche aus dem angrenzenden Gallusviertel geworden. 
Wien: Zwischennutzung als Freiraumpotenzial in der dichten Stadt 
Große Teile des Wiener Siedlungsgebietes sind geprägt durch dichte gründerzeitliche 
Strukturen mit typischen Merkmalen wie kurzen Wegen und Nutzungsmischung. 
Gleichzeitig wird die Lebensqualität der Wohnbevölkerung durch die ebenfalls für sol-
che städtebaulichen Strukturen charakteristischen Freiraumdefizite beeinträchtigt. Eine 
Entschärfung dieser Situation durch die Schaffung weiterer Freiräume ist aufgrund des 
hohen Nutzungsdrucks und der daraus folgenden hohen Bodenpreise bei knapper wer-
denden kommunalen Finanzressourcen heute nur mehr in Ausnahmefällen möglich. 
Um das Freiraumangebot in den dichten Quartieren trotz finanzieller und räumlicher 
Restriktionen zu verbessern, hat die Stadt Wien 1998 eine Koordinationsstelle für 
Mehrfachnutzung eingerichtet (vgl. www.wien.gv.at/stadtentwicklung/06/22/01.htm). 
Ziel dieser Stelle ist es, durch die Mehrfachnutzung beschränkt zugänglicher Freiräume 
(z.B. Schulhöfe oder Vereinssportanlagen) und die Zwischennutzung von Baulücken 
unausgeschöpfte Freiraumpotenziale zumindest temporär für die Öffentlichkeit zu er-
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schließen (s. Abb. 5). Zwischennutzungen werden als Möglichkeit gesehen, kostengüns-
tig und zeitnah aktuelle Freiraumansprüche umzusetzen. Die spezifischen Rahmenbe-
dingungen einer zeitlich begrenzten Nutzung (in der Regel mindestens eine Saison, auf-
grund des Baudrucks aber selten länger als drei Jahre) wie die Bereitschaft zur Eigenini-
tiative und der im Vergleich zu klassischen Planungsabläufen geringere bürokratische 
Aufwand schaffen Möglichkeiten, Moden aufzugreifen und Nutzungen auszuprobieren. 
Zwischennutzungen werden daher nicht nur als Instrument zur quantitativen Verbesse-
rung der Freiraumausstattung in unterversorgten Quartieren gesehen, sondern darüber 
hinaus auch als Möglichkeit, das Angebotsspektrum „klassischer Freiräume“ zu erwei-
tern. Betont wird aber gleichzeitig, dass dieser Ansatz nur als zusätzliches Angebot die-
nen kann und nicht als Ersatz für die langfristige Sicherung und Entwicklung des beste-
henden Freiraumsystems zu verstehen ist. 
Abb. 5: Zwischennutzung Freizeit 2 
 
Kurzfristige Nutzungen verlangen nach einfachen Mitteln. Das Anbringen eines Streetball-Korbes 
machte aus einer Baulücke in einem mit Freiräumen unterversorgten Gründerzeitquartier einen 
temporären Spielort und Treffpunkt für Kinder und Jugendliche. 
Die Koordinationsstelle setzt selbst keine Zwischennutzungen um, sondern versteht 
sich als beratende und unterstützende Einrichtung für konkrete Anfragen von lokalen 
Einrichtungen, Initiativen oder BewohnerInnen. Zentraler Teil der Arbeit ist die Vernet-
zung und Koordination der involvierten Akteure. Das Beratungsangebot reicht von In-
formationen zu Haftungsfragen und Vertragsgestaltung, Organisation und Kostenauftei-
lung bis zu „technischen“ Hinweisen für die geplante Zwischennutzung. Insbesondere 
die Frage der Haftung stellt grundsätzlich in vielen Zwischennutzungsprojekten ein 
Kernproblem dar. Eine zentrale Voraussetzung für den Wiener Ansatz war daher die 
Bereitschaft des Versicherungsträgers, die so genannte „Gemeinde-Haftpflichtversiche-
rung“ auf öffentliche Zwischennutzungen von Privatgrundstücken auszudehnen, wenn 
eine Grund verwaltende Dienststelle (etwa Stadtgartenamt, Forstamt oder Sportamt) die 
Flächen für die Dauer der Zwischennutzung übernimmt. 
Durch erfolgreich umgesetzte Projekte konnten im Laufe der Zeit einige Vorbehalte 
sowohl innerhalb der Verwaltung als auch bei Grundeigentümern abgebaut werden, 
obwohl Zwischennutzungen gegenüber vielen Alltagsaufgaben einen erhöhten Ar-
beitsaufwand und das Verlassen von Arbeitsroutinen verlangen. Der Aufbau von Ver-
trauensverhältnissen und das Einspielen gewisser Abläufe fördert das Zustandekommen 
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weiterer Projekte. Maßgeblich für das Gelingen ist aber nicht zuletzt auch der politische 
Rückhalt für den Ansatz der Mehrfach- und Zwischennutzung. 
Dietzenbach: Zwischennutzung als Medium zum Aufbrechen überkommener 
Planungsansätze 
1973 wurde im hessischen Dietzenbach rund ein Drittel der Gemeindefläche als städte-
bauliche Entwicklungsmaßnahme ausgewiesen. Ziel war es, hier eine Entlastungsstadt 
für Frankfurt/M. und andere Großstädte des Rhein-Main-Gebietes zu schaffen. Vielfäl-
tige Gründe führten dazu, dass die damaligen Planungen bis heute nur teilweise umge-
setzt wurden und sich das Dietzenbacher Stadtzentrum 30 Jahre nach Beginn der Maß-
nahme immer noch als großflächige Brache präsentiert. Veränderte Ansprüche, stagnie-
rende EinwohnerInnenzahlen (heute rund 33.000 Einwohner, davon ein Drittel mit 
Migrationshintergrund) und kommunale Finanzknappheit stellen die weiterhin gelten-
den Festsetzungen aus den 1970er Jahren und die damit verbundenen, leitbildorientier-
ten Planungsansätze heute infrage. 
Der im Jahr 2000 vom Bundesministerium für Bildung und Forschung ausgelobte 
Ideenwettbewerb „Stadt 2030“ (vgl. www.stadt2030.de/index.shtml) wurde von der 
Stadt als Möglichkeit aufgegriffen, neue Wege im Umgang mit der festgefahrenen 
städtebaulichen Situation zu suchen. Ziel des Beitrages „Dietzenbach 2030 definitiv 
unvollendet“ was es, durch einen neuen Kommunikationsansatz zwischen Bürgerschaft, 
Verwaltung und Politik „eine Strategie für eine prozessorientierte, zukunftsfähige und 
nachhaltige Planungspraxis zu erproben.“ (Stadt Dietzenbach et al. 2003: 57). Als 
Medium dieses experimentellen Prozesses diente der brachliegende Boden der Stadt: 
Die Bevölkerung wurde aufgefordert, in Eigeninitiative an verschiedenen Standorten 
jeweils 100 m² Fläche temporär in Besitz zu nehmen. Eine ästhetische Setzung in Form 
einer 600 m langen Holzstelen-Reihe im brachliegenden Stadtzentrum war der für alle 
wahrnehmbare Auftakt des Experimentes, der provozieren und einen breiten 
öffentlichen Diskurs in Gang bringen sollte (s. Abb. 6). 
Abb. 6: Zwischennutzung  „Landnahme“  
 
 2500 in Reihe gesetzte Holzstelen im Zentrum der Stadt symbolisierten die weithin sichtbare Auf- 
forderung zur temporären „Landnahme“. Die Stelen waren zum Abstecken einer jeweils 100m2 
großen Fläche an ausgewählten Standorten in der Stadt gedacht. Die durch die Entnahme aus der 
Reihe verursachten Lücken sollten den Projektfortgang sichtbar machen.  
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Als Anlaufstelle für Informationen über das Projekt und mögliche Zwischennutzun-
gen diente ein vom Projektteam betreuter Bauwagen in unmittelbarer Nähe der Stelen-
reihe. Rund 1.000 Anfragen wurden registriert, davon ca. 260 konkrete Nutzungswün-
sche. Viele davon wurden von muslimischen Frauen geäußert. Das zeigt, dass es in ei-
nem niederschwelligen Beteiligungsprozess gelingen kann, auch beteiligungsferne Be-
völkerungsgruppen wie jene der Musliminnen zu erreichen. Dass letztlich nur vier Zwi-
schennutzungen realisiert wurden, hat unter anderem mit Hindernissen in der prakti-
schen Umsetzung von Nutzungswünschen zu tun, wie unpassenden Flächen oder feh-
lenden Wasseranschlüssen für Gartennutzungen (s. Abb. 7). Vor allem aber zeigten sich 
seitens der Verwaltung die Grenzen der Bereitschaft, den Vorhaben der aktivierten Bür-
gerInnen tatsächlich offen gegenüberzutreten und „Raum“ zu geben und damit Steue-
rungsverluste zu akzeptieren. Und anfangs motivierte BürgerInnen waren angesichts 
diverser „Hürden“ schließlich doch nur begrenzt bereit, ihre Wünsche weiterzuverfol-
gen und umzusetzen. Das Experiment zeigt, dass es selbst in einem zeitlich begrenzten 
Projekt sowohl der Verwaltung als auch den BürgerInnen schwer fällt, angestammte 
Rollen und Positionen zu verlassen. 
Abb. 7:  Zwischennutzung durch Projekte 
 
Ein kleiner, von Kindern betreuter Hühnerhof war eines der vier Projekte, die tatsächlich realisiert 
wurden. Neben verschiedenen Hindernissen hat auch die im laufenden Projekt eingeführte „Ab- 
räumpauschale“ von 500 Euro dazu geführt, dass sich viele andere Nutzungsinteressenten wieder 
zurückgezogen haben.  
3  Fazit 
Veränderte gesellschaftliche und wirtschaftliche Rahmenbedingungen führen nicht nur 
zu neuen planerischen Aufgabenstellungen. Auch das bisherige Handlungsinstrumenta-
rium steht damit auf dem Prüfstand. Zwischennutzungen setzen – ganz im Sinne des 
aktivierenden Staates – auf bürgerschaftliches Engagement, verlassen die eingespielten 
Planungs- und Verwaltungsroutinen und bieten flexible und reversible Lösungen. Ange-
sichts unseres hochkomplexen, damit aber auch trägen Planungssystems wirkt diese 
Offenheit verlockend. Viele Beispiele illustrieren, dass temporäre Nutzungen das Spekt-
rum der Handlungsansätze in städtischen Problemlagen um wertvolle Optionen erwei-
tern können. Die Planung, gefangen in einem „fundamentalen Dilemma zwischen Kurz- 
und Langfristigkeit“ (vgl. Göschel 2003), kann sich aber nicht auf die Ebene der Kurz-
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fristigkeit „zurückziehen“. Auch Zwischennutzungen müssen aus planerischer Perspek-
tive über ihre temporären Auswirkungen hinaus in einem größeren zeitlichen Kontext 
gesehen werden. Langfristige Richtungsvorgaben für eine nachhaltige räumliche Ent-
wicklung müssen einen Rahmen für kurzfristige Ansätze vorgeben. Die Kunst besteht 
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1 Einführung: Urban II in Berlin – Programm und Gebiet  
Mit der Gemeinschaftsinitiative Urban II fördert die Europäische Union in siebzig euro-
päischen Städten Quartiere, die sich in einer sozioökonomischen Krise befinden bzw. 
denen eine solche Situation droht. In Deutschland werden insgesamt zwölf Stadtteile 
gefördert, darunter ein Berliner Gebiet am Ostkreuz. Die Gemeinschaftsinitiative ver-
fügt europaweit über ein Budget von rund 744 Mio. Euro und ist auf den Zeitraum von 
2000 bis 2006 angelegt. Sie soll – ergänzend zur so genannten „Mainstream“-Förderung 
der Ziele 1 bis 3 – die Strukturumbrüche und -brüche innerhalb der Städte in einem in-
tegrativen Ansatz angehen und dabei auch europaweite Lernprozesse anstoßen (weitere 
Informationen unter http://europa.eu.int/comm/regional_policy/urban2/index_de.htm; 
eine Plattform zum europaweiten Erfahrungsaustausch bietet www.urbact.org). 
In Berlin werden Bereiche der Bezirke Friedrichshain-Kreuzberg und Lichtenberg ge-
fördert. Hierfür stehen insgesamt rund 20 Millionen Euro, davon 15 Millionen Euro aus 
dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) zur Verfügung. Das Pro-
gramm wurde am 16.10.2001 durch den damaligen Regionalkommissar Michel Barnier 
genehmigt und läuft bis Ende 2006 (Abwicklung bis Ende 2008). 
Das Berliner Fördergebiet liegt etwa 5 Kilometer südöstlich des Berliner Stadtzent-
rums und hat eine Größe von rund 425 ha, wobei circa ein Viertel der Fläche auf (ehe-
malige wie gegenwärtige) Bahnnutzungen entfällt. Es ist Wohnort von rund 30.000 
Menschen.  
Die Prägung des gesamten Gebietes durch verkehrliche Barrieren – vor allem des 
Bahnverkehrs – ist augenscheinlich (s. Abb. 1). Bei näherem Hinsehen lassen sich vier 
eigenständig geprägte Quartiere erkennen: den durch die zu einem Bürokomplex umge-
baute ehemalige Osram-Fabrik geprägten Stralauer Kiez, die Victoriastadt als relativ 
einheitlich geprägtes städtebauliches Kleinod der Gründerzeit, die in den 1970er Jahren 
errichtete Großsiedlung Frankfurter Allee Süd und den von 1920er-Jahre-Wohnanlagen 
geprägten Bereich um die Weitlingstraße. Trotz dieser unterschiedlichen städtebauli-
chen Strukturen ist das gesamte Gebiet durch den Niedergang von Industrie und Ge-
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werbe nach 1990 geprägt. Der dadurch bedingte Verlust von Arbeitsplätzen konnte auch 
durch neu geschaffene Arbeitsplätze im Dienstleistungssektor nicht annähernd aufge-
fangen werden, einmal abgesehen davon, dass oftmals die in den neuen Berufsfeldern 
geforderten Qualifikationen nicht passfähig zu den vorhandenen Qualifikationen der 
Arbeitssuchenden sind. Darüber hinaus hat sich durch den Wandel öffentlicher Dienst-
leistungen, verbunden mit demografischen Veränderungen und der Haushaltsknappheit 
des Landes Berlin, ein signifikanter Leerstand bei Angeboten der öffentlichen Infra-
struktur entwickelt.  
Abb. 1: Übersichtsplan Urban II-Födergebiet  
 
Foto: ArGe Wohnstatt + Machleidt 
Entsprechend dieser Ausgangslage wurde die Aufgabe des Berliner Urban II-Pro-
gramms stets darin gesehen, die verschiedenen Defizite des Programmgebietes integriert 
anzugehen. So bezieht sich das Motto „Barrieren überwinden“ nicht allein auf die of-
fensichtlichen städtebaulichen Barrieren, sondern gleichermaßen auf arbeitsmarktliche, 
soziale und kulturelle Barrieren. Das Programmvolumen in Höhe von rund 20 Mio. Eu-
ro, das zu 75 % durch die Europäische Union kofinanziert wird, umfasst entsprechend 
neben der technischen Hilfe drei inhaltliche Schwerpunkte: 
 Arbeitsmarktliche und wirtschaftliche Barrieren überwinden 
 Stadträumliche und ökologische Barrieren überwinden 
 Soziale, ethnische, kulturelle und kommunikative Barrieren überwinden1 
Das Thema Zwischennutzungen zieht sich durch alle Schwerpunkte des Programms. 
Zielsetzung ist hierbei, die Revitalisierung von brachgefallenen Flächen und Gebäuden 




 Gewerbeflächen (Läden) 
 Öffentliche Einrichtungen. 
                                                 
1 Weitere Informationen zum Programm sind unter www.urban2-berlin.de zu finden. 
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Ziel ist dabei aber in erster Linie eine zukunftsfähige Dauernutzung und weniger die 
Zwischennutzung dieser Flächen. Dies ergibt sich allein schon aus der Fördersystema-
tik: Wo öffentliche Mittel eingesetzt werden, muss auch deren Effekt nachhaltig gesi-
chert sein. 
Nichtsdestotrotz sind da, wo kurzfristig keine sinnvollen Nutzungsalternativen gege-
ben sind, auch Zwischennutzungen ein geeignetes Instrument, um bestehende Infra-
strukturen zu erhalten und deren weiteren Verfall zu vermeiden. Daher soll anhand von 
drei Projekten exemplarisch die Thematik der Zwischennutzungen erörtert werden. Die-
se Darstellung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit, sondern soll einige aus 
Sicht der Praxis relevante Aspekte der Realisierung von Zwischennutzungen aufzeigen. 
 
2 Beispiel 1: RAW-Tempel – Kulturgewerbliches Gründerzentrum 
Der Verein RAW-Tempel e.V. hat sich 1999 ein von der Bahn nicht mehr benötigtes 
Gelände mit den ehemaligen Betriebsgebäuden im Bezirk Friedrichshain angeeignet (s. 
Abb. 2). Langfristig sollen diese Flächen durch die Vivico vermarktet werden; entspre-
chende Planungen sind in Erarbeitung. Der Bezirk strebt aber eine Integration der so-
ziokulturellen Nutzungen in diese Planung an. 
Abb. 2:  Vom Verein RAW-Tempel e.V. umgenutztes Stoff- und Gerätelager  
 
Foto: RAW-Tempel e.V. 
Mit Hilfe des Urban II-Programms hat der Verein die Möglichkeit, die Haustechnik-
sanierung und Sicherung der Gebäudehülle im ehemaligen Stoff- und Gerätelager 
durchzuführen. Voraussetzung für die Förderung war die Vorlage eines 10-jährigen 
Mietvertrages mit der Vivico; dieser enthält zudem für den Verein die Option, das Ge-
lände danach zu erwerben. 
Eine Schwierigkeit bei der Projektumsetzung war, dass bereits für die Realisierung 
der Zwischennutzung ein hohes Maß an Professionalität erforderlich war, über das die 
von unten gewachsene Initiative nicht verfügte. Zwar wurde dies für die Förderung zum 
Teil durch einen externen Projektsteuerer gewährleistet, aber auch darüber hinaus waren 
die basisdemokratischen Strukturen mit den erforderlichen klaren Verantwortlichkeiten 
hinsichtlich Mietvertrag und Zuwendungsbescheid nicht immer kompatibel. Hierzu war 
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und ist von Seiten der öffentlichen Verwaltung ein hohes Maß an Flexibilität und Ein-
satz nötig, um diese Schwierigkeiten auszuhalten und zu überbrücken. 
Eine wesentliche Erfolgsbedingung für das Projekt war die stete und umfangreiche 
Unterstützung durch die Politiker/innen des Bezirks. So war der Bezirk für den vorheri-
gen Mietvertrag als Hauptmieter eingesprungen, weil die Bahn nicht bereit war, den 
Vertrag unmittelbar mit dem Verein abzuschließen. Durch dieses Eingreifen wurde das 
Projekt überhaupt erst am Leben erhalten. 
Auch im Zuge der Baugenehmigung galt es zahlreiche Probleme zu lösen: Durch die 
bereitgestellten Fördermittel ließen sich nur die allernötigsten Sanierungsbedarfe reali-
sieren. Angesichts der Tatsache, dass bei Zwischennutzungen die Bauordnung grund-
sätzlich dieselben Normen wie bei Dauernutzungen vorsieht, kam auf den Verein durch 
die beabsichtigte Nutzungsänderung eine große Welle von Auflagen (u. a. zum Brand-
schutz) zu. Hier war nun Fall für Fall zu klären, ob nicht unter Wahrung der bauord-
nungsrechtlichen Grundanforderungen vorerst auf die ein, oder andere Maßnahme ver-
zichtet werden konnte, um wenigstens eine Realisierung der finanzierbaren Verbesse-
rungsmaßnahmen zu ermöglichen. An diesem Aspekt zeigt sich die Grundschwierigkeit 
von Zwischennutzungen in baulichen Anlagen. 
Zudem ist zu fragen, ob es denn in diesem Beispiel tatsächlich um eine Zwischennut-
zung geht. Ziel des Vereins ist es, eine Dauernutzung zu erreichen, und die Realisierung 
der Zwischennutzung wird nur als ein Schritt auf diesem Weg betrachtet. 
Aus Sicht der Vivico ist die Nutzung und Bekanntmachung des Geländes sicherlich 
ein Pluspunkt für die spätere Vermarktung und trägt zum Aufbau eines speziellen 
Standortflairs bei. Ob die Interessen von Nutzern und Investoren aber auch langfristig 
noch kongruent sein werden, wenn sich die Möglichkeit ergäbe, diese Flächen für Büros 
zu vermarkten, ist offen.  
 
3 Beispiel 2: Spielplatzerweiterung Hauffstraße 
An der Hauffstraße im Lichtenberger Teil des Gebietes gibt es bereits seit Längerem 
einen Kinderspielplatz. Allerdings bestanden immer wieder Konflikte mit Hundehal-
tern, die eine benachbarte, ungenutzte Fläche als Hundeauslaufplatz in Anspruch ge-
nommen hatten. Daher hatte sich im Gebiet eine Elterninitiative gegründet, die den vor-
handen Kinderspielplatz um diese Fläche erweitern wollte. 
Ziel des Projektes war es, den Spielplatz um Angebote für Kleinkinder zu erweitern 
und so die ungepflegte Brache zu beseitigen. Aus Sicht des Urban II-Programms ließ 
sich durch die Projektförderung die vor Ort vorhandene Eigeninitiative und die Motiva-
tion der Bewohner zur Mitarbeit in der Stadtentwicklung stärken. Mittlerweile erfreut 
sich der entstandene „Spielplatz im Schilf“ einer großen Beliebtheit bei den Kindern (s. 
Abb. 3). 
Die Fläche ist eigentlich für eine Nutzung als Kindertagesstätte reserviert. Deren 
Neubau ist in einem städtebaulichen Vertrag für ein in der Nachbarschaft entwickeltes 
Wohnbauprojekt geregelt. Allerdings ist mit der Realisierung dieser Nutzung kurzfristig 
nicht zu rechnen. 
Der Eigentümer hat sich daher bereit erklärt, dem Bezirk das Grundstück für die Zwi-
schennutzung für fünf Jahre zu überlassen, sofern dieser die geplante Dauernutzung 
absichert. Dem ist der Bezirk durch den Aufstellungsbeschluss für einen Bebauungsplan 
nachgekommen. 
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Abb. 3:  Kinderspielplatz an der Hauffstraße  
 
Foto: ArGe Wohnstatt + Machleidt 
Wichtig für die Realisierung des Projektes war aber vor allem die Anwohnerinitiati-
ve, die sich gebildet hatte, um die Spielplatzerweiterung zu realisieren. Ohne diesen 
Anstoß und die herausgehobene Bedeutung, die die Stärkung solcher Initiativen im Ur-
ban II-Programm hat, wäre das Projekt sicher nicht realisiert worden. 
Dabei ist allerdings zu bedenken, dass die Initiative nur einen Teil der Bewohnerinte-
ressen vertrat. Diejenigen, die die Fläche bisher als Auslaufplatz für ihre Hunde in An-
spruch genommen hatten, fühlten sich durch die Realisierung des Projektes beeinträch-
tigt und haben dagegen protestiert. Insofern ist hier eine Zwischennutzung, nämlich als 
Hundeauslauf, durch eine andere, den Kinderspielplatz, verdrängt worden. Auch auf 
vermeintlich ungenutzten Flächen finden Nutzungen statt, die möglicherweise durch 
neue Zwischennutzungen verdrängt werden. 
Ein weiterer wichtiger Aspekt für das Gelingen des Projektes war das langfristige In-
teresse des Bezirkes an der Nutzung des Grundstücks. Das Ziel der Errichtung einer 
Kita wird weiterhin verfolgt, auch gestützt durch Zuzüge ins Quartier, insbesondere von 
jungen Familien mit Kindern. Deutlich schwieriger ist die Verwirklichung ähnlicher 
Projekte in peripheren Großsiedlungen, weil dort absehbar keine Flächen für eine Dau-
ernutzung benötigt werden und sich die Bezirke aufgrund der Budgetierung gezwungen 
sehen, Grundstücke an den Liegenschaftsfonds abzugeben, um Kosten für die Bewirt-
schaftung (Straßenreinigung, Grundsteuer) zu sparen.  
 
4 Beispiel 3: Ladenleben – Strategien gegen Gewerbeleerstand 
Im Lichtenberger Teil des Gebietes in den Quartieren Victoriastadt und Weitlingstraße 
besteht ein erheblicher Ladenleerstand. Bedingt durch veränderte Gewerbe- und Han-
delsstrukturen und durch den Bau mehrerer größerer Einkaufszentren in unmittelbarer 
Nähe sind viele langjährig existierende Läden aufgegeben worden. Durch die Massie-
rung des Ladenleerstand in bestimmten Straßenzügen führt dies auch zu einer insgesamt 
negativen Wahrnehmung der Quartiere und dem Gefühl der Verwahrlosung (s. Abb. 4).  
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Abb. 4:  Leerstehende Läden in der Victoriastadt 
 
Foto: ArGe Wohnstatt + Machleidt 
Dem soll im Projekt Ladenleben mittels Wiederbelebung der Läden durch Existenz-
gründer/innen sowie temporäre Nutzungen begegnet werden. Damit soll langfristig eine 
Aufwertung des Straßenbildes und eine Imageverbesserung der Quartiere erreicht wer-
den. Zu diesem Zweck wurde eine Agentur eingesetzt, die sich über die Dauer von zwei 
Jahren um die Nutzung der leer stehenden Läden kümmert und ein Netzwerk der betei-
ligten Akteure aufbauen soll. Die Vermieter bieten für diesen Zeitraum vergünstigte 
Mietkonditionen in den Läden an. Diese Konzeption wird mit unterschiedlichen – über-
wiegend kulturellen – Ausrichtungen mittlerweile in vielen der Berliner Quartiersmana-
gementgebiete eingesetzt.  
Wichtigster Baustein des Projektes ist die Beauftragung einer Agentur als intermediä-
rer Organisation. Sie soll die Transaktionskosten für die Beteiligten senken und durch 
ihre Arbeit zur Entwicklung realistischer Erwartungshaltungen seitens der Eigentümer 
beitragen. Zudem unterstützt sie die Nutzer durch gemeinsame Vermarktung wie durch 
laufende Beratung.  
Wie bereits erwähnt, wird dieses Konzept mittlerweile in vielen Quartiersmanage-
mentgebieten eingesetzt. Dabei liegt der Schwerpunkt auf Kunst und Kultur. Dies birgt 
insgesamt die Gefahr, dass sich kein spezifisches regionales Profil herausbilden kann 
und so letztlich ein „Wanderzirkus“ von Nutzern durch die Gebiete entsteht, der wenig 
nachhaltige Effekte erzeugt. Dem wurde versucht durch Nutzung lokaler Potenziale 
(wie z.B. durch Kooperation mit örtlichen Schulen), aber auch durch die Ausrichtung 
auf kleine Betriebe zu begegnen.  
 
5 Zwischennutzungen: Ein Zwischen-Fazit 
Zwischennutzungen können nur gelingen, wenn es auch Nutzer gibt. Ob es nun ein Ver-
ein, eine Bewohnerinitiative oder durch eine Agentur „angeworbene“ Nutzer sind: Wo 
keine Nutzungsbedarfe bestehen, bleiben Überlegungen zu Zwischennutzungen Papier-
tiger. Dies dürfte vor allem in solchen Regionen der Fall sein, die durch starke Abwan-
derungen und somit ein hohes Angebot an nutzbaren Flächen gekennzeichnet sind. Hier 
ist wohl die Konzentration auf einige wenige Projekte unabdingbar. Etwas günstiger ist 
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die Situation in Gebieten wie am Ostkreuz, die sich in einer Umstrukturierung befinden, 
wo – wenn (noch) nicht im Quartier selbst – aus den benachbarten Stadtteilen Nut-
zungsbedarfe artikuliert oder zum Teil auch durch Aufwärtsentwicklung verdrängt wer-
den. 
Auch Zwischennutzungen sind mit – zum Teil sogar erheblichen – Kosten verbunden. 
Dies beginnt in einigen Fällen bereits bei der Akquisition von Nutzern, betrifft aber in 
jedem Fall die Kosten für den laufenden Betrieb, die bei baulichen Anlagen erheblich 
sein können. Hinzu kommen Kosten, die durch die Nutzungsänderung und daraus resul-
tierende baurechtliche Auflagen bedingt sind. Nicht in allen Fällen werden die Interes-
senten in der Lage sein, diese Mittel auch aufzubringen. 
In diesem Zusammenhang stellt sich auch das Problem, dass rechtlich für die Zwi-
schennutzungen keine anderen Konditionen gelten als für Dauernutzungen. Das führt 
dazu, dass bei baulichen Anlagen hohe Investitionskosten erforderlich sind, um die ge-
forderten Standards einhalten zu können (Fluchtwege und Barrierefreiheit seien nur als 
zwei Beispiele genannt). Will man Zwischennutzungen stärker fördern, ist daher auch 
zu überlegen, ob es Möglichkeiten gibt, hier unter Wahrung grundlegender Sicherheits-
anforderungen befristet in einigen Punkten Abstriche zu machen, solange durch die 
Nutzer die Qualität des Gebäudes gegenüber dem bisherigen Status verbessert wird. 
Neben der Unterstützung durch Politik und Verwaltung ist es erforderlich, dass das 
Interesse der Eigentümer mit der Zwischennutzung kompatibel ist. Da wo Eigentümer 
einen Qualitätsverlust der Mieter bedrohlicher finden als den – auch mittelfristigen – 
Leerstand, werden Zwischennutzungen nicht realisierbar sein. Nur wenn der Eigentü-
mer für die von ihm angestrebte Dauernutzung keine Beeinträchtigungen erwartet, wird 
er sich auf eine Zwischennutzung auch einlassen. Allerdings bestehen in vielen – wie 
den dargestellten – Fällen solche Konflikte gar nicht; vielmehr liegt das Problem in un-
realistischen Erwartungen an die Dauernutzung oder überzogenen Ängsten hinsichtlich 
der Verlässlichkeit und Qualität der Zwischennutzungen. Und in diesen Fällen kann 
eine Zwischennutzung durchaus Realisierungschancen haben, wenn die Überzeugungs-
arbeit gelingt. 
Ein weiterer Aspekt, der vor allem die Förderung von Zwischennutzungen betrifft, ist 
die Frage der Dauerhaftigkeit. Während eine Förderung im Kern Dauerhaftigkeit bewir-
ken will, ist explizites Ziel der Zwischennutzungen die zeitliche Limitierung. Dieser 
Konflikt ist nicht grundsätzlich, sondern nur pragmatisch im Einzelfall lösbar. 
Eine andere Frage ist, ob nicht auch viele Zwischennutzer darauf setzen, letztlich eine 
Dauernutzung zu etablieren, aber – mangels Ressourcen – sich zunächst auf eine tempo-
räre Lösung einlassen. 
Zwischennutzungen können ein sinnvolles Instrument zur Entwicklung von Quartie-
ren, insbesondere solchen in Umbruchprozessen, sein. Dabei müssen allerdings im Um-
feld auch Bedarfe für Nutzungen vorhanden sein, die über ausreichend Ressourcen ver-
fügen, um die laufenden Kosten bestreiten zu können. Der temporären Nutzung ange-
messene baurechtliche Standards könnten dabei hilfreich sein, um Zwischennutzungs-
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Das Zurückziehen ganzer Industriezweige und die damit forcierte Abwanderung der 
Bevölkerung aus einigen Regionen Deutschlands löste auf vielen Akteursebenen Debat-
ten zu Handlungsmöglichkeiten in Hinblick auf den Umgang mit Stadt- oder Industrie-
brachen aus. Forderungen nach einer differenzierten Sichtweise auf die so entstehenden 
neuen Freiräume in Städten bzw. Stadtregionen wurden laut. Mit der Zunahme der An-
zahl städtischer Problemgebiete ist gar offen die Frage nach der „Zukunft unserer Städ-
te“ entfacht – Stadt- oder Industriebrachen sind längst ins gesellschaftliche Bewusstsein 
gerückt. Die aufgelassenen Areale werden nicht länger als Störfaktor, sondern als Chan-
ce gesehen, Problemgebiete strukturell zu stärken oder zumindest nicht „umkippen“ zu 
lassen. Wie auch die vorangegangenen Beiträge darlegen, sind die Entwicklung von 
Visionen und die Suche nach zukünftigen Handlungsmöglichkeiten, aber auch zahlrei-
che Aktivitäten bereits auf den Weg gebracht. 
Übersehen wird dabei schnell, dass die tief greifenden Veränderungen, die der Struk-
turwandel auslöst, nicht nur städtische Problemlagen betreffen, sondern dass auch die 
Landwirtschaft im Rückgang begriffen ist. Bis jetzt vollzogen sich diese Entwicklungen 
größtenteils im Stillen bzw. wurden kaum bewusst wahrgenommen. Allerdings, auch in 
überwiegend ländlichen bzw. landwirtschaftlich geprägten Gebieten, auf welche sich 
der Fokus hier richten soll, wird der Strukturwandel im wahrsten Sinne des Wortes 
„Problem-Felder“ hinterlassen – nur beschränken sich hier die Visionen bislang über-
wiegend auf die Forderung nach Bewahrung der Kulturlandschaft und ihrer Biodiversi-
tät. So wird versucht, dem steigenden Anteil an landwirtschaftlichen Brachen zu begeg-
nen, und dabei wird an einem Zustand festgehalten, der in seiner Manifestation fraglich 
erscheint. So halten z.B. im Allgäu Gemeindearbeiter aufgelassene Wiesen und Weiden 
kurz – das Mahdgut wird teuer entsorgt. Die ohnehin knappen Kassen der Gemeinden 
werden doppelt belastet – aus Angst, Touristen bleiben fern, wenn sie nicht mehr die 
idyllischen Bilder des „Grünen Allgäus“ vorfinden. Andererseits werden Diskussionen 
um „unser gestörtes Verhältnis zur Natur“ laut (Smuda 1986: 7). Intensive Forschungen 
zeigen uns die Ergebnisse unseres Umgehens mit Natur auf und prognostizieren düstere 
Zukunftsbilder: Landschaft, so wird proklamiert, ist im Verschwinden begriffen. Doch 
was „verschwindet“ wirklich? Wenn etwas verschwindet, heißt das, „etwas“ wird weni-
ger. Wird Landschaft weniger, weil sie sich anders abbildet? Beschreibt die Rede von 
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„verschwindender“ Landschaft daher nicht eher den Verlust eines Bildes von Land-
schaft? 
2 Landschaft neu denken? 
Die Gestaltung von Land und damit Landschaft unterlag in früheren Zeiten den Prämis-
sen der Mehrzahl der ländlichen Bevölkerung: den Bauern bzw. Landwirten. In früheren 
Zeiten war Landschaft durch produktive Aneignung sozusagen „hausgemacht“ – die 
unmittelbare Umgebung wurde durch das Agieren der Bewohner selbst „gestaltet“. Die 
Bauern prägten durch die ökonomische Bewirtschaftung ihrer Parzellen das vielfältige 
und bunte Patchwork, nicht weil es malerisch anzuschauen war, sondern aus (über)le-
bensnotwendigen Gründen. Diese in Jahrhunderten vom Menschen geschaffene agrari-
sche Landschaft ist alles andere als Abbild eines friedlichen, sorgenlosen Lebens in 
Harmonie mit der Natur. Die bäuerliche Kulturlandschaft ist das Ergebnis harter, ent-
behrungsreicher Arbeit und jegliches hatte seinen Zweck. Die pure Not, die damals auf 
den bäuerlichen Höfen oftmals herrschte, wurde im Laufe der Geschichte durch ideali-
sierte und verklärte Bilder überlagert. Die Auseinandersetzung mit der Realität der bäu-
erlichen Lebensweise oder gar eine Anerkennung des Bauernstandes als soziale Gruppe 
der Bevölkerung blieb lange Zeit aus. Ganz im Gegenteil, die Gesellschaftsklasse, die 
am stärksten vom Fortschritt profitierte, versuchte diesen auf dem Land auszublenden 
bzw. sogar zu unterbinden. Allmählich avancierte so ein idealisiertes Bild der bäuerli-
chen Kulturlandschaft für die nicht von der Landwirtschaft lebenden Menschen zur Pro-
jektionsfläche ihrer Wünsche und Ängste. Landschaft vermochte eine innere Sehnsucht 
nach Harmonie zu bedienen, war willkommener Halt und „immer da“. Genau dort 
scheint der Wunsch nach ihrer Bewahrung zu entspringen: eine romantisch verklärte 
Vorstellung von einem Leben im Einklang mit der Natur, die auch heute noch den Blick 
auf die Umgebung zu überlagern vermag, sie mit einem „schönen Schein“ versieht und 
die Realität ein Stück weit ausblendet (s. Abb. 1). 
Abb. 1: Der Archetyp des Landschaftsbildes – die bäuerliche Kulturlandschaft 
 
 
Gern wird vergessen, dass gesellschaftliche Entwicklungen im gleichen Maße Verän-
derungen in der Landschaft bewirken, wie diese Prozesse rückwirkend wiederum Ein-
fluss auf die Gesellschaft ausüben. Auch die Auslöser dieses Wechselspiels gehen von 
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beiden Seiten aus. Landschaft unterliegt dem jeweiligen Zeitgeist und ist weder in ihrer 
ästhetischen Erfahrung noch in ihrer realen Erscheinung eine Konstante. Sie verändert 
sich bzw. wird permanent verändert, ohne dass dies bewusst wahrgenommen wird bzw. 
unmittelbar wahrnehmbar ist. Landschaft ist demnach nicht „einfach da“ bzw. „natür-
lich“ entstanden, sondern Produkt der Überlagerungen und Verdichtungen verschiede-
ner menschlicher Aktivitäten. Die Geschichte dieser Aktivitäten ist Teil der menschli-
chen Kultur. Landschaft ist sozusagen „Bildnis“ der Gesellschaft. Doch genau dies wird 
Landschaft nicht zugestanden: Landschaft scheint im Denken keine Vergangenheit zu 
haben und so fällt es schwer, die Zeitlichkeit auch in die andere Richtung, in die Zu-
kunft hinein, zu denken. Landschaft ist einerseits der Spiegel innerer Sehnsüchte, wel-
che an „unberührten“ Orten gestillt werden sollen, und andererseits Objekt – eine Um-
welt, welche geschützt werden muss. Beide Faktoren tragen einen Widerspruch in sich: 
Zum ersten wird die Suche nach der Unberührtheit die wirklich letzten naturnahen Orte 
zerstören und deren Verschwinden vorantreiben. Zweitens wird versucht, eine von 
Menschenhand geschaffene und in dieser Art nur durch sie zu erhaltene Umwelt sozu-
sagen vor dem Menschen selbst zu schützen. 
In der heutigen Gesellschaft forcieren sich nun grundlegende Veränderungen: 
Erstens prägen Landwirte noch immer das Gros der Landschaft – zählen allerdings, 
selbst in ländlich geprägten Gebieten, prozentual längst zur kleinsten Einwohnergruppe. 
So hat die Mehrzahl der Bewohner keinen Einfluss auf die Gestaltung ihrer unmittelba-
ren Umgebung und kann im gewissen Sinne Landschaft nur „hinnehmen“. Andererseits 
sieht ein Großteil der Bewohner die Gestaltung der Landschaft auch als Aufgabe der 
Landwirte an und Landschaft erscheint ihnen in diesem Sinne „unveränderbar“. Die 
Umgebung verbleibt in einer Bildhaftigkeit, und es fällt zunehmend schwerer, ein Be-
wusstsein für die Zusammenhänge zwischen eigenen Handlungen und Veränderungen 
im unmittelbaren Umfeld zu entwickeln. Der Strukturwandel der Landwirtschaft löst so 
zwar Sorge bei einigen Bewohnern aus, doch sie sehen und haben zumeist keine Hand-
lungsmöglichkeiten. Damit ist für die Mehrzahl der Bevölkerung kein Agieren für eine 
positive Zukunft denkbar und es verbleibt nur, das „Verschwinden“ zu proklamieren.  
Zweitens ist unsere Gesellschaft mittlerweile in der Lage, die Zahl der zur Produktion 
von Nahrungsmitteln benötigten Flächen immer weiter zu verkleinern, und Landschaft 
dient längst nicht mehr allein zum Überleben. Dies mag positiv oder negativ bewertet 
werden, es führt so oder so betrachtet dazu, dass vermehrt landwirtschaftlich genutzte 
Flächen aus der Nutzung fallen. Die Flächen werden in Siedlungs- und Verkehrsfläche 
umgewidmet, aufgeforstet oder verbleiben ungenutzt. Ein neues Problemfeld tritt zu 
Tage: Während in den verdichteten Agglomerationsräumen Deutschlands der Erhalt von 
Freiräumen oberste Priorität hat, steht dem im landwirtschaftlich geprägten Raum ein 
steigender Anteil an „ungewolltem“ Land gegenüber. Ungewollt im Hinblick auf die 
zukünftige Bewirtschaftung – das Bild der bäuerlichen Landschaft hingegen wird wei-
terhin gewünscht bzw. vorausgesetzt.  
Häufig erleben die Bewohner den Strukturwandel als einen Spagat zwischen Hoch-
glanzwelt und Alltagslandschaft. Besonders in Tourismusgebieten, z.B. dem Allgäu, 
wird bei genauerer Betrachtung eine Diskrepanz zwischen Bild und Realität immer 
deutlicher. Während einerseits mit malerischer Romantik und blumigen Texten aufge-
wartet wird, eröffnen sich auf den zweiten Blick die Auswirkungen des gegenwärtigen 
gesellschaftlichen Wandels. So schreibt auch Martin Prominski: „Viele ehemals land-
wirtschaftlich genutzte Flächen werden sich […] mit der Zeit in Sukzessionswälder ver-
wandeln. Die großflächige Verwilderung bedeutet den Verlust einer vielfältigen Kultur-
landschaft und damit auch regionaler Identität.“ (Prominski 2003) (s. Abb. 2). Zwar 
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hinterlässt der Strukturwandel bis jetzt lediglich marginal sichtbare Spuren, da unbe-
stellte Flächen vergleichsweise langsam von der Natur zurückerobert werden. Noch 
fallen diese schleichenden Veränderungen dem nicht unmittelbar in diese Vorgänge 
eingeweihtem Betrachter kaum auf. Zum Teil können die betreffenden Flächen an ande-
re Landwirte verpachtet werden, doch der Markt ist in naher Zukunft gesättigt. Auch 
eine Umwidmung in Bauland ist nur bis zu einem gewissen Maß machbar bzw. erstre-
benswert. Die sukzessiv von Pionierpflanzen eroberten Flächen verändern jedoch nicht 
nur den Charakter und die Identität ganzer Regionen, sie beeinträchtigen auch angren-
zende bewirtschaftete Flächen durch Samenflug. Dazu sinkt aufgrund von Unverständ-
nis der landwirtschaftlichen Arbeitsweise die Akzeptanz eines ganzen Berufszweiges. 
Beschwerden über Geruchs- bzw. Lärmbelästigungen führen zu Nachbarschaftskonflik-
ten, auf die zudem – da bislang ungekannt – kaum adäquat reagiert wird. Die Bilder der 
malerischen Landschaft einerseits und Sukzession andererseits werden zunehmend un-
vereinbar. Der Handlungsdruck steigt und eine Diskussion um die „schöne“ Landschaft 
steht an. 





Wird der Rückzug der Landwirtschaft – ähnlich der offenen Diskussion in Bezug auf 
städtische Problemlagen – als Chance interpretiert, eröffnen sich auch hier vielseitige 
Handlungsmöglichkeiten. Die Möglichkeit, die Umgebung frei von einer Überlebens-
funktion sehen zu können, bietet die Chance zum Perspektivwechsel. Landschaft kann – 
offen interpretiert – wieder zum Ausdruck der Neigungen aller Bewohner und somit 
ihres kulturellen Charakters werden. 
Grundlage ist die Sensibilisierung und Aktivierung der Einwohner: Hier muss zu-
nächst einmal ein Prozess initiiert und aktiv vorangetrieben werden, welcher die Wich-
tigkeit der eigenen Handlungen vermittelt und ein Problembewusstsein für die Zusam-
menhänge zwischen eigener Aktivität und Auswirkungen in der Landschaft der unmit-
telbaren Umgebung schafft. Denn das Lösen von den tradierten Vorstellungsbildern 
„Landschaft“ setzt nicht nur das bewusste Wahrnehmen von Veränderungen voraus, 
diese müssen auch in Bezug zu eigenen Handlungen gebracht werden. Landschaft – 
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oder besser das „Bild Landschaft“ – muss zur offenen Diskussion stehen. Damit ver-
bunden ist das Überwinden der fixierten Denkschablonen, welche Landschaft als „ge-
macht“ abbilden. 
Wird Landschaft als Resultat menschlicher Entwicklungen und als Produkt eigener 
Arbeit verstanden, verliert sie auch den Anschein der Unveränderbarkeit. Die unmittel-
bare Umgebung bietet „Frei-Raum“ für eigene Interpretationen und verbleibt nicht län-
ger als Projektionsfläche subjektiver Vorstellungsbilder. Dies generiert „Handlungs-
Felder“ für diejenigen, welche nicht von Berufs wegen her landschaftsgestaltend tätig 
werden. Landschaft wird zu einem offenen Szenario, in welchem sie als „Material“ für 
die Bevölkerung verstanden wird und ihr nicht länger als Produkt gegenübersteht. Die 
Möglichkeit, Landschaft als etwas Eigenes zu denken, gibt der Fantasie Raum. Die Pro-
jektion eigener Wünsche auf ein Stück Realität kann dazu beitragen, die Sicht auf die 
Umgebung zu verändern und auf Einflussmöglichkeiten, die sich bieten, aufmerksam zu 
werden. Damit wird auch vom Schwarz-Weiß-Denken, das ein Zurückziehen der Land-
wirtschaft, das „Verschwinden“ von Landschaft bedeutet, Abstand genommen. Somit 
sind die Bedingungen zur Ausbildung der emotionalen Bindung zur unmittelbaren Um-
gebung gegeben, und Landschaft kann wieder zum „Standort der eigenen Identitätsfin-
dung und als Verankerung in einer realen statt virtuellen Heimat“ avancieren (WBGU 
1999: 85).  
Die neue Erfahrung – das „Zuviel“ an Land – als Chance zu diskutieren, heißt, ein 
Stück weit die Verantwortung für Landschaft wieder in die Mehrzahl der Hände der 
Bewohner zu legen. In einem Zusammenspiel von Bedürfniserfüllung, Aneignung und 
Eigenart kann Landschaft damit wieder zum Identifikationsraum avancieren. Damit 
verbunden ist Interesse an den Vorgängen der Mitwelt. „Verantwortung und Sorge“ zu 
tragen gehört genauso dazu wie Möglichkeiten, eigene Bilder in der Landschaft zu pro-
duzieren – ähnlich städtischen Brachen ist auch hier eine geeignete Strategie zur Ver-
wirklichung einer Landschaft der Zukunft, sich darauf zu konzentrieren, die Bewohner 
direkt an ihrer Alltagslandschaft partizipieren zu lassen. 
Darin liegen Handlungsfelder für die Zukunft, die den Einwohnern Landschaft nicht 
als Produkt gegenüberstellt, sondern als „Material“ zu verstehen gibt. Das Gefühl, selbst 
zu agieren, löst aus dem Schein der unberührten Betrachtung heraus und kann schließ-
lich zu einer neuen Sicht nicht mehr „auf“, sondern „in“ die Landschaft führen. Land-
schaft wird nicht mehr als Produkt lediglich von außen betrachtet, sondern kann wis-
sentlich durch eigene Handlungen beeinflusst werden. In diesem Sinne verbleibt Land-
schaft, wenn sie als gesellschaftliche Komponente (wieder)erkannt und entwickelt wird, 
nicht länger als zweidimensionale Projektionsfläche, sondern wird zum vielfältigen 
Handlungs- und Aktionsfeld. Somit ist Landschaft als Konstante nicht „immer da“, weil 
sie sich nicht verändert, sondern weil sie wieder im Bezug zum Leben der Menschen 
steht. Jede Fläche ist eine „Gunstfläche“ wenn erkannt wird, wofür und – vor allem – 
für wen. Die Aneignung von „Handlungs-Feldern“ eröffnet Chancen, Landschaft als 
Collage selbst zu gestalten. Sie wird Ausdruck von Wünschen, Initiativen und Identität 
stiftender Lebensmittelpunkt. Nichts anderes war und ist Landschaft: Jeder Bauer bzw. 
Landwirt trug über die Bewirtschaftung seiner Parzellen seinen Anteil zum Patchwork 
Landschaft bei. Wenn in unserer Gesellschaft die Arbeit „mit“ der Landschaft nicht 
mehr von Berufs wegen her geschieht, dann sind neue Formen der Aneignung gefragt. 
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4 Die Utopie einer Landschaft 
Die größten Innovationen der gesellschaftlichen Entwicklung sind aus vagen Utopien 
entstanden. Leonardo da Vinci machte bereits erste Entwürfe für Flugapparate und legte 
damit den Grundstein für einen Menschheitstraum – heute starten Flugzeuge weltweit 
im Minutentakt. Ein unfertiges, teilweise sogar unvorstellbares Bild wurde weiterge-
dacht. Gerade das Offene trieb zum Weiterdenken und Handeln an. Auch im Hinblick 
auf Landschaft kann etwas „Unschärfe“ einen aktiven Wahrnehmungsprozess anregen 
und die Bewohner mobilisieren. Wird ihnen die nötige Offenheit zur Formulierung ei-
gener Entwicklungen geschaffen, sind damit eigene Visionen für das Land verbunden, 
das scheinbar seinen Zweck verloren hat und daher neuer Interpretationen bedarf. Die 
Flächen, welche die Gesellschaft nicht mehr zur Nahrungsmittelproduktion benötigt, 
ließen sich als gelebte Landschaft denken, in welche die Einwohner eigene und viel-
leicht – nach gegenwärtiger Definition – ungewohnte Bilder kreieren. Landschaft, die 
aktiv „produziert“ wird und damit Ausdruck von Wünschen, Ideen und Utopien ihrer 
Bewohner ist. Landschaft, die Frei-Raum bietet und Zukunft hat. 
Abb. 3 bis 5: Utopien einer Landschaft – Landschaft als Handlungs-Feld 
 
 




Der Mensch scheint durch den Glauben an eine nahezu vollständig kontrollierbare 
Umwelt die Fähigkeit des „Sein-Lassens“ und „Zulassens“ verlernt zu haben. Dabei 
kann gerade dieses „Lassen“ viel Spannendes, Unerwartetes, nicht Kalkulierbares bieten 
und Landschaft „offen“ lassen. Damit ist nicht die Offenhaltung im Sinne des Verhin-
derns der Ansiedlung von Pionierpflanzen gemeint, sondern das „Frei-Sein“ für die In-
terpretationen der Bewohner. Dies ist nicht gleichzusetzen mit Nicht-Gestaltung, son-
dern mit neuen Formen der „produktiven“ Aneignung. Das „ungewollte“ Land ist nicht 
„Abfallprodukt“ unserer Gesellschaft. Der Strukturwandel in der Landwirtschaft heißt 
nicht im gleichen Zuge, dass Landschaft damit „verschwindet“. Das Gegenteil ist der 
Fall: Landschaft wird mehr. Mehr für diejenigen, die in ihr leben. Der Erhalt einer le-
benswerten Umgebung lässt sich nicht länger in die Hände weniger legen, und das Dog-
ma einer flächendeckenden landwirtschaftlichen Bestellung bzw. Bearbeitung ist nicht 
länger haltbar. Damit wird sich das gewohnte Bild langsam auflösen – wenn dies zuge-
lassen wird. Neue Akteure werden die Kulisse auf andere, ungewohnte Weise bespielen. 
Bekannte Akteure werden, im Zusammenspiel mit ihnen, die Umgebung zu einem neu-
en Muster weben. Der Verweisungscharakter von Landschaft und das „Zuviel“ an Flä-
che lassen Interpretationsmuster für die Zukunft offen – für Visionen und Utopien. Über 
das Handeln der Bewohner entwickelt sich so ein gemeinsames und eben dadurch indi-
viduelles Patchwork, welches Heimat bietet und Zukunft hat. Denn: „Zur Heimat wird 
nur, was Teil der eigenen Person ist; Heimatgefühl ist Ergebnis einer lebendigen Ausei-
nandersetzung mit einer sozialen und baulichen Umwelt. Die eigenen Lebensbedingun-
gen selber bestimmen und gestalten zu können ist eine wichtige Vorbedingung dafür, 
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Die Innenstädte in Deutschland stehen derzeit vor großen Strukturproblemen, ausgelöst 
durch eine Veränderung des Käuferverhaltens sowie der Kaufansprüche und gleichzei-
tig veränderte Wohnansprüche zum Nachteil von innerstädtischen Gewerbetreibenden 
und Grundstückseigentümern. Ein Umsatzrückgang im Handel forciert die Aufgabe von 
Geschäften insbesondere in innerstädtischen Nebenlagen und fördert den Fortzug an 
günstigere Standorte in größeren Einkaufszentren an der Peripherie bzw. im Umfeld 
innerstädtischer „Magneten“. Mieteinnahmeverluste für innerstädtische Grundstücksei-
gentümer sind die Folge. Gleichzeitig reduzieren sich die städtischen Grund- und Ge-
werbesteuereinnahmen, sodass letztlich weniger finanzielle Mittel für eine Aufwertung 
des öffentlichen Raumes zur Verfügung stehen. Die Innenstädte veröden langsam, so-
dass immer weniger Kunden in die Innenstädte gezogen werden, wodurch der Handel 
weitere Umsatzrückgänge zu verkraften hat. 
Business Improvement Districts (BID) können diese „Abwärtsspirale“ verhindern (s. 
Abb. 1). Jedoch ist dieser in Nordamerika entwickelte und dort bisher sehr erfolgreich 
angewandte Ansatz zur Revitalisierung innerstädtischer Geschäftsbereiche für kurzfris-
tige Zwischennutzungen und Experimente nur bedingt geeignet. 
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Abb.1: Spirale in der innerstädtischen Standortattraktivität 
 
Quelle: www.businessimprovement.org 
Im Folgenden soll näher dargestellt werden, was man unter einem BID versteht, wie 
es konstituiert werden kann und inwieweit es für Zwischennutzungen und Experimen-
tierräume anwendbar ist. 
 
2 Aufbau und Struktur von „Business Improvement Districts“ (BID) 
Ein Business Improvement District (BID) ist ein räumlich begrenzter, meist innerstädti-
scher Bereich, in dem sich Grundstückseigentümer und Gewerbetreibende zeitlich be-
fristet zusammenschließen – in der Regel auf vier bis fünf Jahre – mit dem Ziel, das 
unmittelbare geschäftliche und städtische Umfeld zu verbessern. Ein BID wird aus-
schließlich auf Initiative der vor Ort aktiven Grundstückseigentümer und Gewerbetrei-
benden gegründet. Die Mehrheit der Betroffenen muss sich dabei für die Konstituierung 
eines BID aussprechen, die letztlich durch Beschluss der Gemeindevertretung erfolgt 
(MSWKS 2001: 11). 
Das Besondere an diesem in Nordamerika entwickelten Modell ist, dass die Finanzie-
rung der Maßnahmen über eine zusätzlich zu erbringende Sonderabgabe erfolgt, die von 
der Gemeinde zusammen mit der Grundsteuer eingezogen und der BID-Trägerorgani-
sation zur Verfügung gestellt wird. Die Abgabenhöhe pro Grundstück ergibt sich dabei 
aus einem zuvor festgelegten Schlüssel, bei dem unterschiedliche Parameter wie Grund-
stücksgröße, Zentralität, vermietbare Gewerbefläche, Länge der Straßenfront oder Höhe 
der gewerblichen Mieteinnahmen Berücksichtigung finden. 
Voraussetzung für die Abgabenerhebung ist eine Initiative von Grundeigentümern 
(Geschäftsleuten und Grundstückseigentümer) vor Ort, die in einer sog. Initialphase 
einen Umsetzungsplan entwickeln. Dieser enthält die jeweilige Gebietsabgrenzung, ei-
nen Maßnahmeplan sowie einen Finanzplan (Aufstellung der Kosten für Maßnahmen) 
und Finanzierungsplan (Finanzierungsvorschlag, wie die benötigten Mittel durch Abga-
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ben finanziert werden können) und wird per Antrag bei der Kommune eingereicht (s. 
Abb. 2). In der zweiten Phase (Konkretisierungsphase) prüfen die zuständige städtische 
Behörde sowie betroffene Grundeigentümer den Umsetzungsplan und äußern ihrerseits 
Vorstellungen. Nach Überarbeitung durch die BID-Initiative wird der Umsetzungsplan 
in der Entscheidungsphase allen betroffenen Grundeigentümern zur Abstimmung ge-
stellt. Befürworten mehr als die Hälfte das Konzept – je nach BID-Gesetzgebung ist 
meist eine Zustimmung zwischen 51 % und 75 % erforderlich – darf ein BID eingerich-
tet werden (MSWKS 2001: 16). In der nachfolgenden Umsetzung wird von jedem BID-
Grundeigentümer über die Grundsteuer eine Sonderabgabe durch die Kommune einge-
zogen und an die BID-Trägerorganisation weitergeleitet. Mit Hilfe des Budgets werden 
in dem befristeten Zeitraum Investitionen und Dienstleistungen zur Verbesserung des 
geschäftlichen/städtischen Umfeldes realisiert, die im Umsetzungsplan zweckgebunden 
beschlossen wurden. Damit stellt die eingezogene Sonderabgabe eine Art aufkommen-
neutrale „Selbstbesteuerung“ dar, die den Beitragszahlern in vollem Umfang zurück-
übertragen wird. 
Abb. 2: Ablauf einer BID-Konstituierung 
 
Quelle: Reichhardt 2004 
Nach Ablauf des Befristungszeitraumes löst sich der BID von allein auf. Dadurch ist 
sichergestellt, dass ineffektive BID-Konzepte nicht „aus Versehen“ fortgeführt werden 
und sich von den ursprünglichen Aufgaben entfernen. Jedoch kann anschließend durch 
die Mitglieder ein neuer Umsetzungsplan nach gleichem Ablaufschema beschlossen und 
umgesetzt werden. 
3 Aufgaben, Ziele und Arbeitsweise von BIDs 
Im Mittelpunkt einer BID-Konstituierung stehen die Revitalisierung und die Aufwer-
tung des Gebiets auf lange Sicht. Dabei bildet insbesondere die Gestaltung und Ver-
schönerung des öffentlichen Raumes das zentrale Element. Hierzu zählt neben der Erar-
beitung von Gestaltungsrichtlinien für die Ladenfronten, die Auswahl, Aufstellung und 
der Unterhalt von Straßenmobiliar, die Verbesserung der Beleuchtungssituation sowie 
die Anlage und Pflege von Grünbereichen. Weitere Aufgaben von BIDs liegen in der 
Vermarktung und im Management des Gebietes sowie in der Organisation von Events 
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und Sonderveranstaltungen, um das Gebiet zu beleben und das Kundenpotenzial zu er-
höhen. Außerdem spielt die Pflege und gezielte Anwerbung neuer Gewerbetreibender 
gemäß Kundenbefragungen und Marktanalysen eine bedeutende Rolle, um einen attrak-
tiven Branchenmix zu erhalten. 
Insgesamt beschränken BIDs ihre Arbeit auf die konkrete Erarbeitung und Umset-
zung gemeinsam definierter Maßnahmen gemäß einem klaren Zeitplan und Budget. 
Durch die „Pflicht-Mitgliedschaft“ in der BID-Trägerorganisation wird anders als bei 
freiwilligen Zusammenschlüssen von „Interessierten“ gewährleistet, dass alle Grundei-
gentümer sich finanziell beteiligen müssen. Dadurch werden einerseits Betroffene zu 
Akteuren und private Initiativen werden gefördert. Andererseits verhindert man „Tritt-
brettfahren“ von Einzelnen, die anschließend in gleichem Umfang von den Aufwer-
tungsmaßnahmen profitieren würden. Schließlich entsteht eine verlässliche und projekt-
bezogene finanzielle Basis, mit der man einzelne Projekte umsetzen kann und so eine 
Bündelung öffentlicher und privater Ressourcen erreicht. Zudem sind die Projekte des 
BID zeitlich befristet sowie durch die Abstimmung und Mitwirkung aller Beteiligten 
unmittelbar an die Leistungsfähigkeit und die Problemlage des Gebietes anpassbar, so-
dass langwierige kommunale Planungs-, Abstimmungs- und Entscheidungsprozesse 
entfallen (vgl. Abb. 3). 
Abb. 3: Vorteile von BIDs 
 
 
Quelle: Reichhardt 2004 
Als größter Nachteil eines BIDs wird von den meisten Grundeigentümern der Abga-
benzwang empfunden, der häufig als neue Abgabenbelastung angesehen wird. BIDs in 
den USA haben aber gezeigt, dass die Abgaben meist geringer ausfallen als bei freiwil-
ligen Werbegemeinschaften oder Gewerbevereinen, die auch in den meisten deutschen 
Innenstädten zu finden sind. Jedoch sind die Vorteile einer „Abgabe für alle“ nur 
schwierig zu vermitteln. Es besteht zudem die Gefahr einer Aufgaben- und Kostenver-
lagerung kommunaler „Pflichtaufgaben“ auf die BIDs, welche aber durch eine vertrag-
liche Aufgabenregelung vor der eigentlichen BID-Konstituierung gebannt werden kann. 
Wesentlich schwieriger für eine Umsetzung in Deutschland ist es, eine rechtliche Legi-
timation für die allgemeine steuerähnliche Zwangsabgabe zu finden. 
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4 Rechtliche Umsetzung in Deutschland 
Die vergangenen Jahrzehnte haben in den USA gezeigt, dass das Instrument des BID 
für die Stärkung und Revitalisierung von innerstädtischen Geschäftsbereichen durchaus 
geeignet ist. Heute existieren in Nordamerika ca. 1.200 BIDs (MSWKS 2001: 5). Der 
große Erfolg von BIDs in den USA hat nun auch in Deutschland das Interesse geweckt. 
Daher wurde ein Gutachten im Auftrag des Ministeriums für Städtebau und Wohnen, 
Kultur und Sport des Landes Nordrhein-Westfalen (MSWKS) darüber erstellt, ob das 
Modell der BIDs auch in Deutschland anwendbar ist. Hier können detaillierte Informa-
tionen zum Gutachten nachgelesen werden. Die folgenden Aussagen dieses Kapitels 
beziehen sich in erster Linie auf die Ergebnisse des Gutachtens. 
Bei der Übertragbarkeit des BID-Modells ergeben sich zwei zentrale Fragestellungen: 
 Welche rechtlichen Möglichkeiten können in Deutschland angewendet werden, um 
Abgaben zu erheben, die dem BID zur Verfügung gestellt werden? 
 Welche Organisationsmodelle sind im deutschen Recht für eine solche Organisation 
denkbar? 
Im bundesdeutschen Recht gibt es derzeit keine Regelung für die Gründung von 
BIDs. Bundes- und Landesgesetze müssten angepasst werden. Verfassungsrechtlich ist 
dabei fraglich, ob es zulässig wäre, in einem räumlich begrenzten Bereich für einen be-
stimmten Personenkreis eine zusätzliche zweckbestimmte Abgabe zu erheben. 
4.1 Möglichkeiten der Abgabenerhebung für einen BID 
In Deutschland existieren im Bereich der Abgaben die folgenden Elemente: Steuern, 
Gebühren und Beiträge sowie weitere Sonder- und sonstige Abgaben. Zum letztgenann-
ten Bereich zählen beispielsweise Verbandslasten, Lenkungsabgaben (z.B. Einwegver-
packungsabgabe), Förderabgaben (z.B. Weinwirtschafts- oder Filmförderabgabe) oder 
auch Straf- und Bußgelder. 
a)  Finanzierung über Steuern 
Die Finanzierung eines BID über Steuern ist auszuschließen, weil Steuern endgültig 
dem Staat zufließen sollen, der dann über die weitere Verwendung entscheidet. Eine 
Erhebung und Weiterleitung an die BID-Gesellschaft ist deshalb nicht möglich. 
b)  Finanzierung als Gebühr 
Diese Finanzierungsmöglichkeit kommt ebenfalls nicht in Betracht, da Gebühren stets 
eine Gegenleistung von Amtshandlungen darstellen bzw. für die Inanspruchnahme einer 
öffentlichen Einrichtung im Rahmen eines Benutzungsverhältnisses erhoben werden. 
Dieser Sachverhalt trifft für die BID-Abgabe jedoch nicht zu. 
c)  Finanzierung in Beitragsform 
Beiträge stellen ebenso wie Gebühren ein Entgelt für öffentliche Leistungen dar. Im 
Gegensatz zur Gebühr ist es bei den Beiträgen jedoch unerheblich, ob diese Leistung 
auch tatsächlich in Anspruch genommen wird (z.B. Anschluss-, Ausbau- und Erschlie-
ßungsbeiträge nach dem Kommunalabgabengesetz). Des Weiteren gehen die erhobenen 
Beiträge ebenfalls direkt und endgültig in den allgemeinen Haushalt ein. Im Ergebnis 
folgt daraus, dass die BID-Finanzierung nicht in Beitragsform ausgestaltet werden kann. 
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d)  Finanzierung über sonstige öffentliche Abgaben (Sonderabgaben bzw. Ver-
bandslasten) 
Innerhalb dieser Finanzierungsmöglichkeit sind in erster Linie die Sonderabgaben sowie 
die Verbandslasten näher zu betrachten. 
Zu den Sonderabgaben gehören drei Gruppen: die Ausgleichsabgaben, die Lenkungs-
abgaben (z.B. Einwegverpackungsabgabe) und die Förderabgaben (z.B. Filmförderab-
gabe). Sonderabgaben besitzen jedoch eine verfassungsrechtliche Problematik, auf die 
an dieser Stelle jedoch nicht näher eingegangen werden kann. Damit sich ein BID über 
Sonderabgaben finanzieren kann, müssen enge Kriterien eingehalten werden (s. Tab. 1). 
Tab. 1: Kriterien für die Finanzierbarkeit eines BID über Sonderabgaben 
 Quelle: MSWKS 2001 
Die Finanzierung von BIDs in Form einer Sonderabgabe – speziell als Förderabgabe – 
ist in der BRD grundsätzlich möglich. 
Ein weiterer Typ öffentlicher Abgaben ist die Verbandslast. Dies sind „Zwangsbei-
träge“, die öffentlich-rechtliche Körperschaften ihren Mitgliedern auferlegen (z.B. 
Rechtsanwalts-, Ärzte- oder Architektenkammern). Ob sich ein BID über Verbandslas-
ten finanzieren lässt, wird weiter unten geklärt. Falls ein BID als Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts ausgestaltet werden kann, steht einer Finanzierung über Verbandslas-
ten nichts im Wege. 
 
4.2 Die Frage des Organisationsmodells 
Nach bundesdeutschem Recht könnte für einen BID entweder eine privatrechtliche Or-




lage dieser homogenen Gruppe) 
Falls die BID-Grenzen nicht willkürlich gezogen wer-
den, wird somit nur eine bestimmte Gruppe (hier: 
Gewerbetreibende am Standort) zu einem bestimmten 
Zweck (Gebietsaufwertung) belastet. 
Spezifische Sachnähe und Finanzverantwortung 
der Gruppe 
Die Sachnähe ist durch die Abgrenzung des konkreten 
BID-Gebietes gegeben. Die finanzielle Verantwortung 
trägt die BID-Gesellschaft. Wichtig erscheint nur, dass 
die BID-Abgabe keine staatlichen Leistungen ersetzen 
darf, weil hierdurch die Gewerbetreibenden doppelt 
besteuert würden. Die Abgabe muss daher im Sinne 
einer "Verbesserung" verwendet werden. 
Gemeinnützige Verwendung des Abgaben-
aufkommens 
Die Abgaben werden ausschließlich für den BID ver-
wendet. 
Periodisch wiederkehrende Legitimation der 
Abgabe 
Ein BID ist grundsätzlich befristet (meist 5 Jahre) und 
benötigt für die Verlängerung eine erneute Abstim-
mung. 
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a)  Privatrechtliche Organisationsform 
Gegen diese Form der BID-Organisation bestehen grundsätzlich keine Einwände. Es ist 
möglich, einen bürgerlich-rechtlichen Verein, eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
(GbR) oder aber auch eine GmbH zu gründen. Weil die BID-Abgabe hoheitlich einge-
zogen wird, muss beachtet werden, dass es sich hier im engeren Sinne um eine EU-
Wettbewerbsbeihilfe handelt, welche angezeigt werden muss. Da durch die BID-
Abgabe keine Wettbewerbsverzerrung oder Handelsbeeinträchtigung auftritt, ist die 
Beihilfe jedoch zulässig. 
b)  Öffentlich-rechtliche Organisationsform 
Hierzu zählen die drei Arten Stiftung, Körperschaft und Anstalt. 
Die Organisationsform der Stiftung des öffentlichen Rechts ist für einen BID eher un-
geeignet, weil sich eine Stiftung über die Erträge eines fremden Stifters finanziert. Der 
BID hingegen erhebt die Gelder von seinen Mitgliedern selbst. 
Körperschaften des öffentlichen Rechts finanzieren sich – notfalls auch zwangsweise 
(Pflichtmitgliedschaft) – über die Beiträge ihrer Mitglieder (Verbandslasten). Eine sol-
che Pflichtmitgliedschaft ist verfassungsrechtlich nicht ohne weiteres zulässig. Als ers-
tes Kriterium muss eine "legitime öffentliche Aufgabe" erfüllt werden. Zweitens muss 
die Pflichtmitgliedschaft dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz entsprechen. Das zweite 
Kriterium ist bei der Errichtung eines BID sicherlich gegeben. Die Erfüllung einer "legi-
timen öffentlichen Aufgabe" wurde durch das Bundesverfassungsgericht in seiner 
Rechtsprechung bisher noch nicht scharf umgrenzt. Daher ist eine Beurteilung schwer 
möglich, ob ein BID als Körperschaft des öffentlichen Rechts ausgestaltet und über 
Verbandslasten finanziert werden kann. 
Die Anstalt des öffentlichen Rechts besitzt im Unterschied zur Körperschaft keine 
Mitglieder. Um dennoch Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechte durch die im BID 
zusammengeschlossenen Gewerbetreibenden zu erreichen, können mehrere Repräsen-
tanten in den Verwaltungsrat der Anstalt entsendet werden. Die Organisationsform der 
Anstalt hat demnach einige Vor- und Nachteile. 
Tab. 2:  Vor- und Nachteile einer Institutionalisierung von BIDs in Form einer Anstalt 
des öffentlichen Rechts 
Vorteile Nachteile 
Auf kommunaler Ebene existieren bereits Erfah-
rungen mit Anstalten des öffentlichen Rechts 
(z.B. Schulen, Krankenhäuser, Friedhöfe, 
Schwimmbäder). 
Anstalten des öffentlichen Rechts sind in der Regel 
nicht zeitlich befristet (auch wenn BIDs über mehr 
als 5 Jahre existieren können). 
Es bleibt ein gewisser „öffentlicher Einfluss“ auf 
das Wirken eines BID bestehen. 
Die zentralen Elemente eines BID – Eigeninitia-
tive, Selbstverwaltung und Flexibilität – werden 
hierdurch geschwächt. 
Quelle: MSWKS 2001 
Im Ergebnis bleibt daher festzuhalten, dass als öffentlich-rechtliche Organisations-
form die Anstalt für einen BID in Frage kommt. Ob ein BID auch als Körperschaft in-
stitutionalisiert werden kann, ist juristisch nicht eindeutig geklärt. Im Falle einer privat-
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rechtlichen Organisation gibt es keine Einwände. Die Finanzierung von BIDs in 
Deutschland wäre durch eine Sonderabgabe (speziell als Förderabgabe) möglich. 
 
5 Diskussionsstand in Deutschland 
In Deutschland kann man bisher drei verschiedene BID-Modelle unterscheiden (Postert 
2004: 8): 
 pragmatisch-marktorientiertes Modell, 
 legislatives Modell sowie 
 finanzstark-prozessorientiertes Modell. 
Ein pragmatisch-marktorientiertes Modell wurde Mitte 2003 auf Initiative des Bun-
desministeriums für Wirtschaft und Arbeit (BMWA) sowie des Deutschen Seminars für 
Städtebau und Wirtschaft (DSSW) als Pilotprojekt1 in den Städten Chemnitz, Halle 
(Saale), Schwerin und Weimar initiiert (DSSW 2004: 5). Ziel war, Business Improve-
ment Districts auf freiwilliger Basis und unter Zuhilfenahme von Bundesmitteln aufzu-
bauen. Hierzu sollten Konzepte, Kooperationsstrukturen und Beitragsmodelle entwi-
ckelt sowie die Eigentümer für eine Einbindung in die Innenstadtentwicklung angespro-
chen werden. 
Beim legislativen BID-Modell ist die Hansestadt Hamburg in Kooperation mit der 
Handelskammer Hamburg seit Mitte 2003 Vorreiter. Am 28. September 2004 beschloss 
der Hamburger Senat einen Gesetzentwurf zu BIDs. Dieser soll nach seinem Beschluss 
am 01.01.2005 in Kraft treten. Der Gesetzentwurf sieht vor, alle in einem BID begüns-
tigten Grundeigentümer durch eine Umlage an der BID-Finanzierung zu beteiligen. Mit 
Hilfe dieses Ansatzes sollen die Kosten auf alle Beteiligten verteilt werden, wodurch 
man sich geringere individuelle Abgabenzahlungen erhofft. Projektstandorte sind der 
„Neue Wall“ sowie das Stadtteilzentrum Hamburg-Bergedorf. 
Als drittes BID-Modell wurde Mitte 2003 die Initiative „Immobilien- und Standort-
gemeinschaften (ISG)“ in Nordrhein-Westfalen (NRW) vom Ministerium für Städtebau 
und Wohnen, Kultur und Sport des Landes NRW gestartet. Projektträger sind Immobi-
lieneigentümer, Unternehmen, IHKs, Einzelhandelsverbände, Städte und Stadtmarke-
tinggesellschaften in zunächst bis zu 20 Pilotstädten. Ziel des finanzstark-prozessorien-
tierten Modells ist es, die ISGs auf freiwilliger Basis unter Zuhilfenahme einer 60-pro-
zentigen Landesförderung aufzubauen. Die restlichen 40 % der Kosten müssen durch 
die Kommunen und die Eigentümern aufgebracht werden. 














Freiwillig Pflichtmitgliedschaft Freiwillig 
Finanzierung Eigentümer und Bund Eigentümer (evtl. kom-
munale Zuschüsse) 
Eigentümer und Kommune 
(40 %); Land (60 %) 
                                                 
1 DSSW-Pilotprojekt: „Einbindung von Eigentümern. Business Improvement District – Ein Modell für ostdeutsche 
Geschäftsstraßen?“ 
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Quelle: eigener Entwurf 
Alle drei Modelle bieten eine Möglichkeit zur intensiveren Einbindung der Eigentü-
mer in die Stadtentwicklung, wobei sie sich in ihren Grundlagen, der Freiwilligkeit an 
der Einbindung der Eigentümer sowie ihrer Finanzierung unterscheiden (s. Tab. 3). 
 
6 Anwendbarkeit von BIDs auf Zwischennutzungen und 
Experimentierräume 
Noch befinden sich alle in Deutschland im Aufbau befindlichen BID-Quartiere auf sehr 
wackeligen Füßen, weil zwar die Notwendigkeit und die Machbarkeit als möglich er-
achtet werden, letztendlich aber die Feinsteuerung während der Etablierung von allen 
Akteuren als sehr schwierig empfunden wird. Denn das Prinzip des gemeinsamen Han-
delns und der privaten Finanzierung ist momentan nur durch langwierige Überzeu-
gungsarbeit durchzusetzen. 
Daher sind Business Improvement Districts in der Regel auf längere Zeit angelegt, 
um eine dauerhafte Revitalisierung des entsprechenden Areals zu erreichen. Langfristi-
ge Lösungen erfordern den Zusammenschluss mehrerer Akteure, die durch einen finan-
ziellen Beitrag die Umsetzung von Maßnahmen beschleunigen wollen. Insbesondere die 
Aufstellung eines gemeinsamen Umsetzungsplans sowie die nachfolgende Abstimmung 
bedürfen eines längeren Planungsvorlaufs, sodass Zwischennutzungen mit Hilfe eines 
BID kurzfristig kaum gefördert werden können.  
Dennoch erscheint dieses Instrument für eine langfristige Aufwertung speziell für die 
Standortentwicklung von Innenstadtlagen interessant, da alle Grundeigentümer in die 
Entwicklung des Gebietes einbezogen werden, ohne einen Trittbrettfahrereffekt zu be-
wirken. 
Eine Zwangsabgabe für kurzfristige Übergangslösungen würde dagegen wohl kaum 
Zustimmung finden. Allerdings ist es denkbar, dass sich vor dem Hintergrund des an-
haltenden Schrumpfungsprozesses in den ostdeutschen Bundesländern und zunehmend 
auch in einigen strukturschwachen westdeutschen Gebieten nicht für das gesamte BID-
Gebiet langfristig umsetzbare Projekte entwickeln lassen. Für die eher „problemati-
schen“ Objekte bzw. Flächen könnten dann finanzielle Mittel für eine Zwischennutzung 
und kreative Experimentierräume (Projekte junger Künstler oder Ideenwettbewerbe für 
eine passende Grünflächengestaltung etc.) bereitgestellt werden. Insbesondere leer ste-
hende Ladeneinheiten könnten temporär und lediglich zu Betriebskosten von den Im-
mobilieneigentümern für Existenzgründer, Kunstaktionen, Ausstellungen oder als Wer-
beflächen für andere Einzelhändler zur Verfügung gestellt werden. Hierdurch könnte 
das Startrisiko vor allem für Existenzgründer gemindert und ihnen der Standort 
schmackhaft gemacht werden. Jedoch sind diese Zwischennutzungen nur gemeinsam 
mit den Eigentümern initiierbar und sehr von deren Kooperationsbereitschaft abhängig. 
Sicherlich ist es sehr schwierig, innerhalb eines Niedergangsprozesses noch zusätzli-
che finanzielle Mittel für Zwischennutzungen aufzubringen und die Grundeigentümer 
für „Experimente“ zu motivieren. Doch gerade in schwierigen wirtschaftlichen Phasen 
ist das kreative Potenzial sehr hoch. Außerdem besitzen Zwischennutzungen den Vor-
teil, kostengünstiger als langfristige Projekte zu sein. Weiterhin können sie schneller 
wieder eingestellt werden, falls die erhoffte positive Gesamtentwicklung ausbleibt. Da-
her ist es in Schrumpfungsgebieten möglich, auch Zwischennutzungen innerhalb eines 
BID zu entwickeln und zu fördern. 
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Es bleibt also festzuhalten, dass ein BID als Instrument zur Förderung von Zwischen-
nutzungen allein eher ungeeignet ist. Allerdings können Zwischennutzungen als Projek-
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Kurzfassungen / Abstracts 
Problemgebiete auf städtischer und regionaler Ebene – Merkmale, 
Auswirkungen und planerischer Umgang 
 




Anmerkungen zur Frage: „Was ist ein Problemgebiet?“ 
Auf städtischer und regionaler Ebene können Problemgebiete identifiziert werden, dort 
wo ein Ziel oder ein Standort erheblich verletzt wird. Dabei sind drei Ausprägungen zu 
unterscheiden: ökologische, ökonomische und soziale Nachhaltigkeit. Problemgebiete 
sind häufig durch eine Kulmination von Problemen aus allen drei Ausprägungen cha-
rakterisiert, die zugleich auch individuelle Aspekte haben können und im Zeitablauf 
gewachsen sind. Lösungsansätze sind daher für die Gebiete individuell zu erarbeiten. 
Notes on the question “What is an area in difficulty?” 
At city and regional level it is possible to identify areas in difficulty where a spatial 
planning aim or a location is significantly impaired. There are three different aspects: 
environmental, economic and social sustainability. Areas in difficulty are often charac-
terised by a combination of problems deriving from all three of these aspects and which 
may also present their own individual features and have increased over time. For this 
reason, solutions must be developed individually for each area. 
 
Rainer Danielzyk 
Politik für „Problemgebiete“ – ein Überblick über regionale und lokale 
Handlungsansätze 
In diesem Beitrag wird zunächst in einem Rückblick die „Politik für Problemgebiete“ in 
den vergangenen Jahrzehnten dargestellt. Dabei werden Beispiele sowohl auf regionaler 
als auch auf städtischer Ebene berücksichtigt. Es folgt ein Überblick über aktuelle öko-
nomische, soziale und politische Entwicklungstrends und deren raumstrukturelle Aus-
wirkungen. Vor diesem Hintergrund werden Aspekte der künftigen Diskussion über 
Entwicklungsstrategien für Problemgebiete auf regionaler und städtischer Ebene erör-
tert. Die (unvermeidliche) Gleichzeitigkeit verschiedener Entwicklungsstrategien wird 
am Beispiel Ruhrgebiet bzw. Metropolregion Rhein-Ruhr illustriert.  
Policy for ‘areas in difficulty’ – an overview of regional and local approaches 
This chapter begins with a look back at the policy pursued for ‘areas in difficulty’ over 
the last few decades, including examples at both regional and town or city level. This is 
followed by an overview of current trends in economic, social and political development 
and their impacts on spatial structure. Against this background, aspects of the future 
debate about development strategies for areas in difficulty at regional and urban level 
are discussed. The (unavoidable) simultaneous existence of different development 
strategies is illustrated with the example of the Ruhr area and the Rhine-Ruhr metro-
politan region.  
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Christiane Westphal, Andreas Otto 
Was ist ein großes städtisches Problemgebiet? – Die europäische Perspektive 
benachteiligter Stadtgebiete 
Städte in Europa sind durch wachsende urbane Probleme, wie z. B. Armut und Aus-
grenzung, ökonomische Defizite und Umweltprobleme gekennzeichnet. Diese Probleme 
verorten sich nicht mehr nur in gut abgrenzbaren innenstadtnahen Gebieten oder Sied-
lungen des sozialen Wohnungsbaus, sondern sie breiten sich über immer größere Flä-
chen aus. Es gilt auf die neue Dimension von großen städtischen Problemgebieten auf-
merksam zu machen, in denen sich eine Vielzahl von Benachteiligungen gegenseitig 
bedingen und deren Wirkungen kumulieren. Sowohl die Kennzeichnung der Probleme 
als auch die Formulierung von Zielen und Handlungsansätzen der Revitalisierung sind 
Voraussetzung, um die Lebensqualität in diesen Gebieten nachdrücklich zu verbessern. 
Vorhandene Revitalisierungsprogramme und -instrumente sind bisher weder auf euro-
päischer noch auf nationalstaatlicher Ebene ausreichend in der Lage, den wachsenden 
Defiziten und der besonderen Dimension großer städtischer Problemgebiete gerecht zu 
werden. 
What is a large urban area in difficulty? The European perspective on disadvantaged 
urban areas 
Towns and cities in Europe are marked by growing urban problems, such as poverty 
and exclusion, economic deficits and environmental problems. These problems are no 
longer confined to clearly defined inner city areas or areas of social housing. Instead 
they are expanding over ever larger areas. It is important to examine the new dimension 
of large urban areas in difficulty, where a number of different types of disadvantage are 
in evidence simultaneously, with cumulative effects. In order to make any significant 
improvements to the quality of life in these areas, it is essential to identify the problems, 
set targets and formulate revitalisation initiatives. Existing revitalisation programmes 
and tools, either on the European or the national level, have not so far been in a 
position to solve the growing deficits and particular issues of large urban areas in 
difficulty. 
 
Antje Matern, Robert Koch 
Rolle und Instrumente der Planung – Einführung  
Ob die Raumplanung insgesamt in Problemgebieten wirksam werden kann, hängt von 
mehreren Faktoren ab. Dazu gehören ein geeignetes planerisch-konzeptionelles Instru-
mentarium, die unabdingbare politische Unterstützung sowie im Ergebnis eine tatsäch-
liche Koordination und Bündelung aller raumrelevanten Kräfte im Hinblick auf ein 
gleichgerichtetes Ziel- und Maßnahmensystem. Ein entsprechender gemeinsamer Druck 
von Seiten unterschiedlicher kommunaler Akteure und deren begrenzten Handlungs-
möglichkeiten dürfte für regionale Lösungen von Nutzen sein. Die regionale Ebene be-
darf aber auch adäquater institutioneller, materieller und personeller Ressourcen, um die 
ihr zugedachten Informations-, Beratungs- und Moderationsfunktionen wahrnehmen zu 
können. Wie Praxiserfahrungen oft zeigen, könnten die endogenen Handlungsspielräu-
me durch exogene Anreize beträchtlich erweitert werden. 
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The roles and tools of planning – an introduction 
Whether or not spatial planning can be ultimately effective in areas in difficulty is 
dependent on several factors. These include an appropriate range of planning and 
design tools, absolute political support and the subsequent bringing together and co-
ordination of all the powers relevant to spatial development to work on a well-aligned 
system of targets and measures. The regional level could benefit from the collective 
pressure of different local actors and their limited possibilities for action. Nevertheless, 
sufficient institutional, material and human resources are also required, in order for the 
region to fulfil its functions as information provider, adviser and facilitator. As 
practical experience often shows, local scope for action can be considerably extended 
through external incentives. 
 
Jan Hilligardt 
Entwicklungsstrategien für strukturschwächere Teilräume in der Metropolregion 
Rhein-Main 
Der östliche Landkreis Darmstadt-Dieburg zählt zu den strukturschwächeren Teilräu-
men innerhalb der Metropolregion Rhein-Main. Aufgrund ihrer besonderen Probleme 
verlangen diese Teilräume eine herausgestellte politische und planerische Aufmerksam-
keit, um bei einer noch immer positiven Entwicklung der Gesamtregion nicht weiter in 
den Hintergrund gedrängt zu werden. Erklärtes regionalpolitisches Ziel ist es daher, 
gerade auch in diesen Teilräumen wichtige Impulse für Wachstum und eine zukunftsfä-
hige Entwicklung zu setzen. Der Beitrag gibt einen Überblick, wie auf die Struktur-
schwäche im östlichen Landkreis Darmstadt-Dieburg mit einer spezifischen, an die ört-
lichen Rahmenbedingungen angepassten Entwicklungsstrategie reagiert wird. Die we-
sentlichen Komponenten dieser Entwicklungsstrategie werden skizziert und die bisheri-
gen Erfahrungen damit reflektiert. Ein besonderes Augenmerk wird dabei auch auf die 
Rolle der Regionalplanung im Kontext dieser Entwicklungsstrategie gerichtet. 
Development strategies for structurally weak areas in the Rhine-Main metropolitan 
region 
The eastern district of Darmstadt-Dieburg is one of the structurally weaker areas of the 
Rhine-Main metropolitan region. Because of their particular problems, such areas 
require special political and planning attention, so that they are not pushed further into 
the background as the region overall continues to enjoy positive development. 
Consequently, it is a stated regional policy aim to work to stimulate growth and 
sustainable development precisely in these areas. This chapter provides an overview of 
how structural weakness in the eastern district of Darmstadt-Dieburg is being tackled 
with a development strategy which has been specifically designed to suit the local 
circumstances. The main components of this development strategy are sketched out and 
experiences so far are discussed. Particular attention is also focused on the role of 
regional planning in the context of this development strategy. 
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Steffi Raatzsch 
Planerischer Umgang mit Problemgebieten infolge des Strukturwandels am Bei-
spiel des Südraumes Leipzig 
Der Südraum Leipzig hat sich infolge des Strukturwandels zu einem Problemgebiet ent-
wickelt: Außerbetriebnahme von Tagebauen, Stilllegung von Brikettfabriken, 
Schließung von Kraftwerken und Privatisierung mit der Folge einer Arbeitslosenquote 
von 25 %. Davon betroffen waren 110.000 Einwohner und eine Fläche von etwa 450 
km2. 
Teil einer Entwicklungsstrategie wurde ein intensiver Kommunikationsprozess, der 
nachhaltige Einsatz von Planungsinstrumenten verbunden mit der Suche nach neuen 
Instrumenten, um die Lücken zwischen Planung und Realisierung zu füllen, der 
Akteursgewinnung und dem Wecken der Motivation und Bündelung der Ressourcen. 
Die Beteiligung am Bundeswettbewerb „Regionen der Zukunft“ bestätigte das 
Selbstverständnis und die Motivation in der Region. 
Planning approaches to areas in difficulty following structural change – the example 
of South Leipzig 
South Leipzig became an area in difficulty in the wake of structural change. The closure 
of opencast mines, briquette factories and power stations, together with privatisation, 
led to an unemployment rate of 25 %. This development affected a local population of 
110,000 and an area of around 450 km2. 
Important aspects for the development strategy were an intensive communication 
process; the sustainable use of planning tools combined with a quest for new tools to fill 
the gap between planning and realisation; and stimulating motivation and pooling re-
sources. Participation in the national Regionen der Zukunft (Regions of the Future) 
competition substantiated the sense of identity and motivation in the region. 
 
Tobias Eisold 
Entwicklung von Problemgebieten durch Regionalmanagement?  
Das Beispiel des Klosterbezirks Altzella 
Es wurde die Frage gestellt, welche Aussagen über ein Problemgebiet in raumordneri-
schen Planungen getroffen werden und ob Regionalmanagement ein Ansatz für Prob-
lemlösungen sein kann. Das hier behandelte Problemgebiet ist der „Klosterbezirk Alt-
zella“, eine ländliche Region mit gut 30.000 Einwohnern und zentral im Freistaat Sach-
sen gelegen. Ein Regionalmanagement kann die räumliche Entwicklung unterstützen 
und zur Umsetzung von Raumordnungsplänen beitragen. Bedingungen dafür sind u. a. 
die Konkretisierung der raumplanerischen Ausweisungen von Projekten, die Abstim-
mung der Finanzierung und die Umsetzung von Maßnahmen mit geringem Finanzbe-
darf. Wünschenswert ist die Verknüpfung des Regionalmanagementprozesses mit der 
Bereitstellung von Fördermitteln. 
Can areas in difficulty be developed through regional management?  
The example of Klosterbezirk Altzella  
This chapter considers what assertions about an area in difficulty are made in spatial 
planning processes and whether regional management can form the basis for solutions. 
The area in difficulty discussed here is the district of Klosterbezirk Altzella, a rural area 
in central Saxony with a population of 30,000. Regional management can support 
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spatial development and contribute to the implementation of spatial structure plans. In 
order for this to happen, spatial planning designations must be realised through 
projects, finances must be co-ordinated and low-cost measures implemented. Ideally the 
regional management process should be linked to the allocation of financial resources. 
 
Markus Beier 
Imagewandel von städtischen und regionalen Problemgebieten – 
Zusammenfassung der Ergebnisse 
Image und Identifikation ist für räumliche Entwicklungs- und Umstrukturierungspro-
zesse von Bedeutung, wobei objektive Kriterien nur schwer zu erfassen sind. Es werden 
dabei materielle und immaterielle Faktoren eine Rolle spielen, wobei wiederum eine 
raumbezogene Identität für einen einzuleitenden Umstrukturierungsprozess vorausge-
setzt werden muss, um die dem Raum verbundenen Akteure gemeinsam einbinden zu 
können. Aus raumplanerischer Sicht ergibt sich die Aufgabe, Identifikationsprozesse 
der Bewohner mit ihrem Gebiet zu befördern, indem auch die reale Situation, sichtbar 
an den baulichen Strukturen, verbessert wird. Kommunikationsprozess und realisierte 
Maßnahmen können einen Imagewandel erfolgreich herbeiführen. 
Image transformation for urban and regional areas in difficulty – a summary of 
results 
Image and identity are of importance for spatial development and restructuring 
processes, although it is difficult to produce objective criteria. Material and non-
material factors will play a role in this, although a sense of identity linked to place must 
be established from the outset when a restructuring process is to be implemented, in 
order to create a bond between the actors connected to an area. The role of spatial 
planning here involves providing support for the process of local people identifying 
with their area. This can be achieved by making tangibly improvements to the actual 
situation which are visible in the built environment. A good communication process and 
discernible implemented measures can successfully contribute to image transformation. 
 
Sabine v. Löwis, Andreas Otto 
Ergebnisbericht aus der Arbeitsgruppe “Experimentierräume und 
Zwischennutzungen” 
In Städten und Regionen fallen Gebäude und Flächen brach, die aus unterschiedlichen 
Gründen zeitweise oder dauerhaft nicht mehr gebraucht werden und dazu häufig mit 
Problemen behaftet sind. Hierzu gehören Kontaminierungen oder eine sanierungsbe-
dürftige Bausubstanz, die einen erhöhten Aufwand erfordern, um Flächen und Gebäude 
wieder nutzbar zu machen. Ein Überangebot an verfügbaren Flächen und Gebäuden in 
der Stadt lässt die Wiedernutzung problembehafteter Objekte oft unwahrscheinlich wer-
den. Die Arbeitsgruppe des Jungen Forums beschäftigte sich mit Fragen der Zwischen-
nutzung als Übergangslösung und ihrer Wahrnehmung als „Experimentierräume“ in der 
Stadt. Dabei werden die Definition von Zwischennutzungen und ihre Chancen und 
Grenzen angesprochen, Beispiele von Experimentierräumen vorgestellt und die Rolle 
der öffentlichen Planung sowie Perspektiven im Umgang mit Zwischennutzungen dis-
kutiert. 
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Results from the working group on ‘Experimental spaces and interim use’ 
In cities and regions land and buildings fall into disuse. For a variety of reasons these 
sites are either temporarily not needed or have no prospect of being used in the long 
term. Many sites are often additionally afflicted with problems such as contamination or 
building fabric in need of renovation, to the extent that the costs involved to make them 
usable would be very high. A surplus of available land and buildings in towns and cities 
means that problematic sites are often unlikely to be reused. The Junges Forum (Young 
Planners’ Forum) working group looked at the issue of interim use as a temporary 
solution and the perception of such ‘experimental spaces’ in the city. The study 
considers the definition of interim use and the possibilities and limitations involved. 
Examples of experimental spaces are presented and the role of public planning and the 
potential for interim use are discussed. 
 
Doris Gstach 
Zwischennutzung – ein Handlungsansatz für städtische Problemlagen 
Zwischennutzungen sind ein Alltagsphänomen, das bisher in der Planung kaum eine 
Rolle spielte. Angesichts veränderter gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Rahmenbe-
dingungen ist die Planung gefordert, ihr Handlungsinstrumentarium anzupassen. Dabei 
werden Zwischennutzungen in ihren vielfältigen Ausprägungen zunehmend als flexible 
und reversible Lösungsansätze abseits eingespielter Planungs- und Verwaltungsroutinen 
entdeckt. Anhand von vier Beispielen wird illustriert, dass temporäre Nutzungen das 
Spektrum der Handlungsansätze in verschiedenen städtischen Problemlagen um interes-
sante Optionen erweitern können. Entsprechend dem Ziel einer nachhaltigen räumlichen 
Entwicklung müssen Zwischennutzungen über ihre temporären Auswirkungen hinaus 
aber auch in Bezug gesetzt werden zu langfristigen Richtungsvorgaben. 
Interim use – an approach for dealing with urban problem areas 
Interim use is a common phenomenon which barely played a role in planning in the 
past. In view of changing social and economic conditions, planning must adapt its tools 
accordingly. Interim use, in its many different forms, is increasingly proving to be a 
flexible and reversible solution – an alternative to conventional planning and 
administrative approaches. Four examples are used to illustrate the fact that temporary 
use can provide an interesting addition to the range of options for a variety of urban 
problem areas. However, in order to fulfil the aim of sustainable spatial development, 
interim use, in addition to its temporary effects, must contribute to long-term targets. 
 
Knut Henkel 
Zwischennutzungen – Ein Werkstattbericht aus dem Berliner Urban II-Programm 
Die EU fördert durch die Gemeinschaftsinitiative Urban II siebzig krisenbetroffene 
Stadtquartiere, darunter ein Berliner Gebiet am Ostkreuz. Trotz der Nähe zur Mitte 
Berlins hat das Gebiet durch den Wegfall eines Großteils der Industriearbeitsplätze seit 
Beginn der 90er Jahre einen dramatischen Niedergang erfahren. Neben Brachflächen 
durch Aufgabe von Industrie- und Bahnnutzungen ist auch ein überproportionaler Leer-
stand an Läden und öffentlichen Infrastruktureinrichtungen zu verzeichnen. 
Die Ansätze, die im Rahmen des Programms zur Belebung dieser Flächen gewählt 
wurden, werden beispielhaft an drei Projekten vorgestellt: die Nachnutzung einer Bahn-
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brache durch das kulturgewerbliche Gründerzentrum RAW-Tempel, die Nutzung einer 
Brachfläche zur Erweiterung des Kinderspielplatzes Hauffstraße und die Wiederbele-
bung leer stehender Läden durch das Projekt Ladenleben. Ausgehend von diesen Bei-
spielen wird über Bedingungen für die Realisierung von Zwischennutzungen reflektiert.  
Interim use – a workshop report from the Berlin Urban II programme 
Through the Urban II Community Initiative the EU provides support to seventy urban 
areas in crisis, including an area of Berlin, am Ostkreuz. In spite of its proximity to the 
centre of Berlin, since the beginning of the 1990s this area has undergone a dramatic 
decline due to the loss of a large number of industrial jobs. In addition to abandoned 
industrial and railway brownfield sites, there are a disproportionately large number of 
empty shops and public buildings. 
The approaches chosen through the programme to revitalise these areas are illus-
trated through the examples of three projects: the use of disused railway buildings by 
the Kulturgewerbliches Gründerzentrum RAW-Tempel (Arts and Craft Centre), the use 
of a derelict site to extend the children’s play area in Hauffstraße and the revitalisation 
of empty shops through the Ladenleben (Shoplife) project. These examples are used as 




Landschaft neu denken?! 
Die Frage nach der „Zukunft der Städte“ trägt vielerorts dazu bei, das Bewusstsein für 
den sich vollziehenden Strukturwandel zu schärfen. Stadt- und Industriebrachen werden 
auch als Entwicklungschancen gesehen. In ländlich geprägten Räumen verändert sich 
das Landschaftsbild infolge des Rückzugs aus bestimmten Räumen und führt zu einer 
Erfahrung des „Zuviel“ an Land. Es wird notwendig sein, eine Landschaft der Zukunft 
zu denken. Da der Landwirt die Fläche nicht mehr bearbeitet, öffnen sich neue Hand-
lungsfelder, die die Landschaft neu in Bezug zum Menschen setzen. Für die Zukunft 
wird es notwendig, mit den neuen Akteuren neue Muster zu entwickeln und die Land-
schaft als Handlungsfeld zu begreifen. 
Rethinking landscape 
In many places the question of the ‘future of the city’ serves to raise awareness of 
structural changes which are taking place. Abandoned urban and industrial sites are 
also seen as development opportunities. In rural areas the shape of the landscape is 
changing as a result of withdrawal from certain areas and this leads to the experience 
of land surplus. It will become necessary to devise a landscape of the future. Where the 
farmer is no longer working the land, new areas of activity are appearing which change 
the relationship of people with the landscape. In the future new patterns will have to be 
developed with the new actors and the landscape will have to be understood as an area 
of action in its own right. 
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Uwe Steinacker, Michael Zeun 
„Business Improvement District“ – als Instrument zur Aufwertung von 
Innenstadtbereichen und zur Förderung von Zwischennutzungen? 
Das nordamerikanische Modell des Business Improvement Districts (BID) befindet sich 
in Deutschland derzeit in der fachlichen Diskussion sowie pilothaften Erprobung. Ziel 
ist es, die innerstädtische Standortattraktivität von Geschäftsbereichen, welche starke 
Strukturprobleme aufweisen, durch eine „Pflicht-Mitgliedschaft“ sowie eine zeitlich 
befristete Sonderabgabe seitens der vor Ort aktiven Grund- und Immobilieneigentümer 
aufzuwerten. Dabei beschränken BIDs ihre Aktivitäten auf die konkrete Erarbeitung 
und Umsetzung gemeinsam definierter Maßnahmen in einem räumlich begrenzten Ge-
biet gemäß einem klaren Zeitplan und Finanzbudget. Die rechtliche Umsetzung in 
Deutschland kann sowohl als privatrechtliche Organisation (z.B. Verein) oder im Fall 
einer öffentlich-rechtlichen Organisationsform als Anstalt des öffentlichen Rechts erfol-
gen, wobei die privatrechtliche Organisation eher die gängigere Praxis werden wird. Die 
Finanzierung von BIDs in Form einer Sonderabgabe für alle „Pflichtmitglieder“ gilt als 
durchführbar. Drei verschiedene BID-Modelle, die sich vor allem in der Einbindung der 
Eigentümer sowie in der Finanzierung unterscheiden, befinden sich derzeit in pilothafter 
Erprobung. Allen Modellen liegt eine langwierige Überzeugungsarbeit zu Grunde, um 
das Prinzip des gemeinsamen Handelns und der vorwiegend privaten Finanzierung 
durchzusetzen.  
Business improvement districts as a tool to enhance inner city areas and to promote 
interim use? 
The business improvement district (BID) model found in North America is currently the 
subject of discussion in Germany and pilot projects are being undertaken. The aim is to 
enhance the attractiveness of city centre business districts with major structural 
problems. The method is to introduce ‘compulsory membership’ and a temporary 
special tax levied on the local land and property owners. BIDs restrict their activities to 
the development and implementation of mutually defined measures within a specific 
area, in accordance with a clear timetable and financial budget. In Germany the legal 
structure may involve a private organisation (e.g. a Verein) or a public organisation 
(institution under public law). The organisation under private law will tend to be more 
common in practice. It is thought to be feasible to fund BIDs through a special tax 
levied on all ‘compulsory members’. Three different BID models, with different systems 
for how property owners are involved and how they are financed, are currently being 
piloted. All the models rely on lengthy campaigns of persuasion, in order to gain 
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Mittwoch, den 2.6.2004 
bis 17.30 Uhr Anreise zum Hotel Europa, Strehlener Straße 20, 01069 Dresden 
Tel.: 0351 4664-0 Fax: 0351 4664-100   Mail: mail@ANDOR-Europa.de 
18.00 Uhr  Kleine Stadtrundfahrt mit der Straßenbahn ( Sonderfahrt ab Strehlener 
 Platz ) 
19.30 Uhr Film und Imbiss: VW-Neubau in Dresden 
 Kulturverein riesa efau e.V. ( Adlergasse 14/16 )  
Donnerstag, den 3.6.2004 
 Leibniz-Institut für ökologische Raumentwicklung e.V. (IÖR),  
 Weberplatz, 101217 Dresden 
 Moderation:  Dipl.-Ing. Lara Bartscherer, Eisenhüttenstadt 
09.00 Uhr Begrüßung und Eröffnung 
 Prof. Dr. Dr. h.c. Bernhard Müller, IÖR Dresden 
  Dipl.-Ing. Robert Koch, Projektbüro Dresden, GBWT-TUD, Dresden,  
 Mitglied des Vorbereitungsteams des Jungen Forums 2004 
 Prof. Dr. Dr. h.c. Horst Zimmermann, Marburg,  
 Präsident der ARL  
 Anmerkungen zur Frage „ Was ist ein Problemgebiet?“ 
09.45 Uhr Politik für Problemgebiete – Rückblicke und Ausblicke mit Beispielen auf  
 regionaler und städtischer Ebene 
 Prof. Dr. Rainer Danielzyk, Dortmund 
 Direktor des ILS des Landes Nordrhein-Westfalen 
 anschließend Aussprache 
10.30 Uhr Pause  
10.45 Uhr Planerischer Umgang mit Problemgebieten infolge des Strukturwandels 
am Beispiel des Südraums Leipzig 
Dr. Steffi Raatzsch, Markkleeberg, Zweckverband Kommunales Forum 
Südraum Leipzig  
 anschließend Aussprache 
11.30 Uhr Vorstellung der Arbeitsgruppenthemen durch die Moderatoren/-innen    
12.00 Uhr Mittagessen  
13.30 Uhr  Arbeit in parallelen Arbeitsgruppen   
 AG 1: Rolle und Instrumente der Planung 
Moderation:  Dipl.-Ing. Robert Koch, Dresden 
  Dipl.-Geogr. Antje Matern, Dresden 
 AG 2: Imagewandel von städtischen und regionalen Problemgebieten  
           und Identifikation 
  Moderation:  Dipl.-Ing. Lara Bartscherer, Eisenhüttenstadt 
  Dipl.-Geogr. Markus Beier, Dresden 
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 AG 3:   Zwischennutzungen und Experimentierräume  
  Moderation:  Dipl.-Geogr. Sabine v. Löwis, Dresden 
  Dipl.-Geogr. Andreas Otto, Dresden 
15.00 Uhr Pause  
15.30 Uhr Das Projekt “Improving the Quality of Life in Large Urban Distressed  
 Areas (LUDA)“  
 Christiane Westphal, Leibniz-Institut für ökologische Raumentwicklung, 
Dresden 
16.00 Uhr  Exkursion mit Führungen: Das Weißeritzgebiet als Problem- und Ent-
wicklungsgebiet der Stadt Dresden (Bus- und Fußexkursion)   
  Wencke Reichel, Stadtplanungsamt der Landeshauptstadt Dresden, 
Frank Eckhardt, Geschäftsführer des Kulturvereins riesa efau e. V.   
 Turm des World Trade Centers – Einführung zum Weißeritzgebiet 
  Parkspaziergang LUDA-Nord – Situation im Problemgebiet „gestern, 
heute und morgen“ (Kohlebahnhof, Städtischer Seniorenpark Löbtau, 
Wohnquartier Altonaer Straße, Güterverkehrszentrum Dresden) 
 Bustour durch das Weißeritzgebiet und Besichtigung des Projekts 
 Bienertareal 
  Bus- und Fußtour im Stadtteil Friedrichsstadt              
20.15 Uhr Abendtreffen 
 Rosengarten am Elbufer, Carusufer 12 
Freitag, den 4.6.2004   
09.00 Uhr Fortsetzung der Arbeit in parallelen Arbeitsgruppen  
10.45 Uhr        Pause  
11.00 Uhr Ergebnisberichte aus den Arbeitsgruppen 
 Moderation:  Dipl.-Geogr. Sabine v. Löwis, Dresden    
12.15 Uhr Junges Forum 2005 
 Moderation: Prof. Dr.-Ing. Dietmar Scholich, Generalsekretär der ARL,  
 Hannover 
 Schlusswort Junges Forum: Dipl.-Geogr. Antje Matern, Dresden 
13.15 Uhr Imbiss 
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